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Vorwort

Diese Edition macht eine erstrangige Quelle zur Parlamentsgeschichte und zur Außen­
politik der Bundesrepublik Deutschland zugänglich. Der vorliegende fünfte Band er­
schließt die 96 Sitzungsprotokolle des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bun­
destages für die 5. Legislaturperiode 1965 bis 1969. Die Dokumente ermöglichen es, das 
Zustandekommen von Verträgen und Abkommen sowie die Haltung der Bundesregie­
rung zu außenpolitischen Fragen nachzuvollziehen. Sie geben aber vor allem Aufschluß 
über die Debatten der Abgeordneten im Ausschuß und damit über den Anteil des Par­
laments an der Gestaltung der auswärtigen Politik.
Der Deutsche Bundestag hat mit der institutionellen Förderung der Kommission für 
Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien seit dem Haushaltsjahr 
2005 auch die Grundlage für die Erarbeitung dieser Edition und die Weiterführung des 
inzwischen bis einschließlich der Sitzungsprotokolle aus der 7. Wahlperiode in Vor­
bereitung befindlichen Editionsvorhabens geschaffen. Für die Freigabe der Quelle zur 
wissenschaftlichen Publikation und für die kontinuierliche Förderung der Instituts­
und Projektarbeit weiß sich die Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und 
der politischen Parteien vor allem dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, aber 
insbesondere auch dem Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses sowie den Ob­
leuten der Fraktionen im Auswärtigen Ausschuß dankbar verpflichtet.
Das Parlamentsarchiv, die Bibliothek des Deutschen Bundestages, das Bundesarchiv, 
das Politische Archiv des Auswärtigen Amts und die Archive der parteinahen Stif­
tungen haben die Arbeiten zur Herausgabe und Erschließung der Dokumente wohl­
wollend unterstützt. Dafür sei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser sowie 
weiterer Archive und Forschungseinrichtungen an dieser Stelle nachdrücklich gedankt. 
Die Protokolle des Ausschusses werden wiederum in zwei umfangreichen Teilbänden 
veröffentlicht, in denen entsprechend dem editorischen Standard der Reihe der weitaus 
größte Teil der Texte zugänglich gemacht wird. Darüber hinaus wird erneut eine CD- 
ROM zur Verfügung gestellt, die einen Zugriff auf den textkritisch bearbeiteten Voll­
text gewährt.

Berlin, im März 2006 Klaus Hildebrand
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Vorsitzender Hermann K op f und dessen S tellvertreter Kurt Mattick während d er Sitzung des 
Auswärtigen Ausschusses in Berlin am 30. Oktober 1968 (Foto: Bundesarchiv, Koblenz)
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Der Auswärtige Ausschuß 
des Deutschen Bundestages

1965-1969

Einleitung 
von Joachim W intzer



Einleitung

I. Vorbemerkungen

Die Parlamentarismus-Kommission setzt mit der Veröffentlichung der Sitzungsproto­
kolle des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bundestages aus der 5. Wahlperiode 
1965-1969 die seit dem Jahr 1998 erscheinende Serie fort. Diese Einleitung folgt dem 
bewährten Gliederungsschema der bereits vorgelegten Bände. Zum Thema »Parlament, 
Ausschußwesen und auswärtige Gewalt« sei auf die Ausführungen in der Einleitung zu 
den Sitzungsprotokollen der 1. Wahlperiode 1949-1953 verwiesen.1 Dort wie auch in 
den Vorbemerkungen zu den Folgebänden finden sich Verweise auf die Sekundärlitera­
tur.2 3
Das zweite Kapitel der Einleitung geht auf die Einsetzung des Auswärtigen Ausschus­
ses, auf die Bestellung des Vorsitzenden und auf die von den Fraktionen benannten 
Mitglieder ein. Im dritten Teil werden die formalen Grundlagen der Ausschußarbeit dar­
gelegt. Dort finden sich Ausführungen zu Sitzungsrhythmus und Sitzungsdauer, sta­
tistische Auswertungen zur Teilnahme von Bundestagsabgeordneten und Nicht-Parla­
mentariern an den Ausschußsitzungen, Informationen zur Einsetzung der Unteraus­
schüsse und Arbeitsgruppen, zur Zusammenarbeit mit anderen Bundestagsausschüssen 
sowie zu Kontakten mit den Auswärtigen Ausschüssen ausländischer Parlamente. Zu­
dem wird der Beitrag des Ausschusses an der Gesetzgebung näher betrachtet.
Im vierten Teil der Einleitung werden die Schwerpunkte der außenpolitischen Arbeit 
des Ausschusses referiert. Dabei ist zu bemerken, daß zum ersten Mal die »Akten zur 
Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland« (AAPD) für den gesamten Zeit­
raum einer Wahlperiode bereits vorliegend Während in jener Edition die deutsche Au­
ßenpolitik aus dem Blickwinkel der Diplomaten des Auswärtigen Amts als Außenpoli­
tik in der Staatenwelt betrachtet wird, beleuchtet die vorliegende Edition der Aus­
schußprotokolle die Auseinandersetzungen um die Außenpolitik in der parlamentari­
schen Demokratie.

1 Vgl. dazu A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1949-1953, S. XI-XVIII.
2 Zu den in den Editionen AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953, S. XVI-XVIII, Anm. 26-34, AUS­

WÄRTIGER A u ssc h u ss  1953-1957, S. XI, Anm. l, A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1957-1961, S. XI, 
Anm. 2, sowie AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1961-1965, S. XI, Anm. 1, genannten Arbeiten zur The­
matik Parlament und Außenpolitik seien folgende Arbeiten ergänzend aufgeführt: Hans TROSS­
MANN: The role of Parliament in foreign affairs, in: Constitutional and Parliamentary Information, 
3rd Series, Nr. 77 (Januar 1969), S. 2-74; Christian TOMUSCHAT: Parliamentary Foreign Affairs 
Committees in the Federal Republic of Germany, in: Antonio Cassese (Hrsg.): Parliamentary For­
eign Affairs Committees. The National Setting, Padova/New York 1982, S. 95-117; Sandra HANS- 
MEYER: Kapitel »Parlamentarische Willensbildung und Entscheidungsfindung in Angelegenheiten 
der Europäischen Union«, in: Dies.: Die Mitwirkung des Deutschen Bundestages bei der europäi­
schen Rechtsetzung, Berlin 2001, S. 273-303; Stefan KADELBACH: Die parlamentarische Kontrolle 
des Regierungshandelns bei der Beschlussfassung in internationalen Organisationen, in: Rudolf Gei­
ger (Hrsg.): Neuere Probleme der parlamentarischen Legitimation im Bereich der auswärtigen Ge­
walt, Baden-Baden 2003, S. 41-57; Horst MÖLLER: Außenpolitik in der parlamentarischen Demo­
kratie, in: Eckart Conze, Ulrich Schlie und Harald Seubert (Hrsg.): Die Unvorhersehbarkeit der Ge­
schichte. Uber den Methodenstreit der Historiker und die Kunst der Biographie. Festschrift für Mi­
chael Stürmer, Baden-Baden 2003, S. 3-15.

3 Für die Jahre 1954-1962 sind die in AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1953-1957, 1957-1961 und 1961— 
1965 abgedruckten Sitzungsprotokolle derzeit die einzigen veröffentlichten Dokumente, die sich mit 
der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland in ihrer gesamten Bandbreite befassen.
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V orbemerkungen

Im fünften Teil der Einleitung steht die Rolle des Ausschusses als Akteur und Mittler 
auf außenpolitischem Gebiet im Mittelpunkt. Durch die Konstituierung der Großen 
Koalition im Dezember 1966 kam eine Entwicklung zum Abschluß, die in den Einlei­
tungen zu den Bänden der ersten vier Wahlperioden ausführlich analysiert worden ist: 
die Entstehung einer »gemeinsamen Außenpolitik« von Regierung und Opposition 
bzw. von CDU, CSU und SPD. Die Ausführungen in diesem Kapitel stehen daher un­
ter der Leitfrage, wie die Außenpolitik in der Großen Koalition »funktionierte«.
Für diese erste Auswertung der Sitzungsprotokolle wurden archivalische und publizi­
stische Quellen herangezogen. Bedauerlicherweise sind die Sitzungen der Arbeitskreise 
für Außenpolitik der SPD- und der CDU/CSU-Fraktion für die Jahre 1965-1969 nicht 
überliefert.4 Zur Organisation des Ausschußsekretariats liegt im Parlamentsarchiv des 
Deutschen Bundestages kein geschlossener Bestand vor. Dem Ersuchen eines Dokto­
randen aus dem Jahr 1969 um Einsichtnahme in die Ausschußprotokolle zu wissen­
schaftlichen Zwecken wurde, wie schon in der 4. Wahlperiode5, vom Ausschuß nicht 
stattgegeben.6
Der Publizist Paul S ethe informierte die Leserschaft der Wochenzeitung »Die Zeit« in 
einem am 29. Oktober 1965 veröffentlichten Artikel über seinen bevorzugten Lese­
stoff: »Es gibt, wenigstens für einen politischen Menschen, kaum eine so spannende 
Lektüre wie die stenographischen Protokolle der Plenarsitzungen des Deutschen Bun­
destags, auch in ihrer gegenwärtigen unvollkommenen Gestalt. Wenn man sie jetzt 
liest, sieht man, über wieviel ausgezeichnete Sachkenner und gut formulierende Redner 
der Bundestag verfügt, und man spürt dann den Abglanz des monatelangen Ringens 
vorher in den Ausschüssen.« Und er fuhr fort: »Es ist nicht wahr, daß es im Bundestag 
an Streitpunkten fehlt. Aber die Auseinandersetzung über die Außenpolitik ist längst 
aus dem Plenum verbannt.«7 Die 96 Protokolle des Auswärtigen Ausschusses vermit­
teln einen Eindruck davon, wie die Abgeordneten und die Vertreter der Exekutive in 
den Jahren 1965 bis 1969 um den »richtigen« Kurs der deutschen Außenpolitik rangen. 
Daher wurde bei der Bearbeitung der Protokolle der 5. Wahlperiode der seit der
2. Wahlperiode beschrittene Weg der Textauswahl und -konzentration beibehalten. Der 
Abdruck aller 3250 maschinenschriftlichen Seiten hätte den Rahmen einer benutzer­
freundlichen Edition in zwei Teilbänden gesprengt.8 Uber den Ablauf und die wich­
tigsten Themen einer Sitzung wird in den vom Bearbeiter verfaßten, der Tagesordnung 
folgenden Sitzungsverlaufspunkten (SVP) informiert. Auf der beiliegenden CD-ROM 
findet sich der Volltext der Sitzungsprotokolle.

4 Eine undatierte Aufzeichnung mit einer Übersicht der Daten und behandelten Themen der Sitzungen 
des Arbeitskreises Außenpolitik der CDU/CSU-Fraktion findet sich in: ACDP, VIII-006-002/1.

5 Vgl. dazu A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  19 6 1-19 6 5 , S. XII, Anm . 5.
6 Peter Reichel bat im Jahr 1969 um Einsichtnahme in die Ausschußprotokolle, um diese für sein von 

Prof. Hans-Peter Schwarz betreutes Dissertationsprojekt »Der Deutsche Bundestag und die europäi­
sche Integrationsentwicklung. Ein Beitrag zur Analyse parlamentarischer Außenpolitik« auszuwer­
ten. Reichel wollte die These einer Überprüfung unterziehen, ob »die auswärtige Gewalt< zu einer 
>kombinierten< von Parlament und Regierung geworden« sei. Vgl. das Schreiben Reichels vom 30. 
April 1969 an den Vorsitzenden Kopf; ACDP, NL Merkatz, 1-148-058/03. -  Der Auswärtige Aus­
schuß befaßte sich in der 5. Wahlperiode nicht mit diesem Antrag auf Einsichtnahme. -  Die Ableh­
nung veranlaßte Reichel dazu, sein Thema abzuändern. Vgl. Peter REICHEL: Bundestagsabgeordnete 
in europäischen Parlamenten. Zur Soziologie des europäischen Parlamentariers, Opladen 1974.

7 Vgl. Paul SETHE: Das Parlament im Geheimen, in: »Die Zeit«, 29. Oktober 1965, S. 5; wiederabge­
druckt in: Ders.: In Wasser geschrieben. Portraits, Profile, Prognosen, Frankfurt am Main 1968, S. 182.

8 Zu den Kriterien für die Textauswahl und zur Benutzung der CD-ROM vgl. die Hinweise zur Editi­
on, S. CXXXIVf.
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Einleitung

II. Einsetzung des Ausschusses und personelle Zusammensetzung

1. Mitgliederzahl und Anteile der Fraktionen

Die Bundestagswahl am 19. September 1965 bestätigte die Koalition von CDU, CSU 
und FDP. Dank der Popularität der »Wahlkampflokomotive« Erhard konnten CDU 
und CSU ihre Mandatszahl um drei auf 251 Mandate erhöhen. Allerdings verbesserte 
sich auch die SPD-Fraktion um zwölf Mandate auf 212. Einziger Verlierer war die 
FDP-Fraktion, die achtzehn Mandate einbüßte und nur 49 Sitze erhielt.1 Vier Wochen 
nach der Wahl traten Vertreter der in den Bundestag gewählten drei Fraktionen unter 
dem Vorsitz von Bundestagspräsident G erstenm aier zu einer ersten interfraktionellen 
Besprechung zusammen. Die Frage der Einsetzung der Ausschüsse wurde zunächst zu­
rückgestellt. Der parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Fraktion M om m er relati­
vierte dabei seine Feststellung, daß die SPD-Fraktion vor der förmlichen Zustimmung 
des Deutschen Bundestages zur Fraktionsgemeinschaft von CDU und CSU als stärkste 
Fraktion anzusehen sei, mit dem Hinweis, daß die SPD die Geschäftsordnung 
»keineswegs als eine Waffe benutzen wolle«, um daraus gewisse Rechte -  wie etwa die 
Besetzung der Ausschußvorsitze -  abzuleiten.2
Am 2. November 1965 forderte M om m er , daß die Ausschüsse so zusammengesetzt 
werden müßten, daß sie dem Stärkeverhältnis der Fraktionen im Parlament entsprä­
chen. Die CDU/CSU-Fraktion dürfe in keinem Ausschuß die absolute Mehrheit erhal­
ten. Einigkeit herrschte unter den Teilnehmern der Besprechung, daß an dem Dreistu­
fensystem festgehalten werden sollte, wonach ein kleiner Ausschuß aus elf oder drei­
zehn Mitgliedern, ein mittlerer aus 21 Mitgliedern und ein großer aus 27 -  nach Auffas­
sung der FDP aus 31 -  Mitgliedern bestehen sollte. Übereinstimmung bestand darüber, 
daß der Auswärtige Ausschuß3 wieder als ein großer Ausschuß zu konstituieren sei. In 
der Diskussion über die mögliche Zusammenlegung des Auswärtigen Ausschusses und 
des Ausschusses für Entwicklungshilfe wurde die grundsätzliche Frage aufgeworfen, 
ob jedem Ministerium ein korrespondierender Ausschuß gegenübergestellt werden 
solle. Der Abg. S chä fer (SPD) sprach sich unter Zustimmung des Abg. M ertes (FDP) 
dafür aus, daß dem Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit ein Ausschuß ge­
genüberstehen müsse, da für die Behandlung konkreter Projekte eine allgemeine politi­
sche Linie entwickelt werden müsse. Demgegenüber wandte G erstenm aier ein, daß der 
Entwicklungshilfe nur »eine Hilfsfunktion der auswärtigen Politik« zukomme.4 
Eine Woche später einigten sich die Vertreter der Fraktionen auf die Einsetzung der 
Ausschüsse und deren Mitgliederzahl. Gemäß dem Ersuchen der Koalitionsfraktionen 
wurde die Mitgliederzahl einiger der großen Ausschüsse auf 31 festgesetzt. Dazu ge­

1 Die Berliner Abgeordneten waren bei Abstimmungen in den Ausschüssen voll stimmberechtigt. Die 
CDU war mit sechs Berliner Abgeordneten, die SPD mit fünfzehn und die FDP mit einem Abgeord­
neten vertreten. Vgl. dazu DATENHANDBUCH 1949-1999,1, S. 167.

2 Vgl. den Vermerk über die interfraktionelle Besprechung vom 14. Oktober 1965; BT ParlA, 5. WP, 
Ältestenrat, Protokolle.

3 Seit der 5. Wahlperiode löste die Bezeichnung »Auswärtiger Ausschuß« die in den Wahlperioden 
zuvor gewählte offizielle Bezeichnung »Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten« ab.

4 Vgl. dazu den Vermerk über die interfraktionelle Besprechung vom 2. November 1965; BT ParlA, 
5. WP, Ältestenrat, Protokolle. -  Vgl. dazu ferner SPD-FRAKTION 1964-1966, Dok. 127, S. 728f.
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Einsetzung des Ausschusses und personelle Zusammensetzung

hörte auch der Auswärtige Ausschuß. Die Vergrößerung von 27 auf 31 Mitglieder kam 
der FDP-Fraktion zugute, die dadurch mit drei statt nur zwei ordentlichen Mitgliedern 
vertreten war. Im Gegenzug akzeptierten die Vertreter der CDU/CSU- und der FDP- 
Fraktion den Wunsch der SPD-Fraktion, erneut einen Ausschuß für Entwicklungshilfe 
zu bilden. Damit sollte gewährleistet werden, daß jedes Bundesministerium einer w irk­
samen parlamentarischen Kontrolle unterliege.5 Die CDU/CSU-Fraktion sollte im 
Auswärtigen Ausschuß fünfzehn Sitze erhalten, die SPD-Fraktion dreizehn und die 
FDP-Fraktion drei.6 Im Vergleich mit der 4. Wahlperiode erhielten die beiden großen 
Fraktionen je zwei Sitze mehr, die FDP konnte trotz des Mandatsrückgangs ihren Be­
sitzstand halten. Am 24. November 1965 brachten die drei Bundestagsfraktionen einen 
gemeinsamen Entschließungsantrag zur Einsetzung der Ausschüsse ein7, der vom Ple­
num einen Tag später verabschiedet wurde.8 Wie auch in der vorhergehenden Wahlpe­
riode besaßen die 31 stellvertretenden Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses das 
Recht, an den Ausschußsitzungen teilzunehmen und ein ordentliches Mitglied mit 
Stimmrecht zu vertreten. Der Regierungswechsel während der Wahlperiode -  der 
Übergang vom Kabinett Erhard zur Großen Koalition -  brachte ein Revirement bei 
den Mitgliedern mit sich, die Mitgliederzahl veränderte sich jedoch nicht.

2. Bestimmung und Amtsführung des Vorsitzenden

Nach dem d’Hondtschen Höchstzahlverfahren konnte die CDU/CSU-Fraktion elf 
Ausschuß-Vorsitze beanspruchen, die SPD-Fraktion zehn und die FDP-Fraktion zwei. 
Da der bisherige Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, J a e g e r  (CSU), für das Amt 
des Verteidigungsministers vorgesehen war, reklamierte die CSU-Landesgruppe diesen 
Ausschußvorsitz für sich. Als Nachfolger J a e g e r s  war mit dem F reih err zu G u tten b erg  
eines der prominentesten Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses im Gespräch. Da bei 
allen Fraktionen der Wunsch bestand, die Aussprache im Verteidigungsausschuß von 
den Beschaffungsproblemen der Bundeswehr zu entlasten, hätte ein Ausschußvorsit­
zender G utten b erg  mehr Zeit darauf verwenden können, militär- und außenpolitische 
Probleme zu diskutieren, deren Behandlung bisher dem Auswärtigen Ausschuß Vorbe­
halten war. In der Presse wurde deshalb darüber spekuliert, ob nicht gerade die mögli­
che Kompetenzerweiterung des Verteidigungsausschusses unter einem Vorsitzenden 
G utten b erg  die Konflikte mit Außenminister S ch röd er  verschärfen könnte.9 Dieses Ar­
gument sprach gegen den Vorsitz G uttenbergs im Verteidigungsausschuß, aber auch im 
Auswärtigen Ausschuß. Nichtsdestotrotz berichtete die »Rhein-Neckar-Zeitung« am
13. November 1965 über den Anspruch der CSU auf den Vorsitz im Auswärtigen Aus­
schuß als Entschädigung dafür, daß sie mit Ausnahme der Entsendung des Bundesmi­
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, H öch erl, zu den Sitzungen des 
EWG-Ministerrats im außenpolitischen Bereich nicht angemessen vertreten sei. Gut­
ten b er g  könnte mit dem Vorsitz im Auswärtigen Ausschuß die »außenpolitische

5 Vgl. den Vermerk über die interfraktionelle Besprechung vom 9. November 1965; BT ParlA, 5. WP, 
Ältestenrat, Protokolle.

6 Vgl. dazu die Aufzeichnung Mommers über die interfraktionelle Besprechung vom 9. November 
1965; SPD-FRAKTION 1964-1966, Dok. 128, S. 732, Anm. 3.

7 Vgl. dazu BT ANL., Bd. 101, Drs. V/42.
8 Vgl. dazu BT STEN. BER., Bd. 60, S. 66.
9 Vgl. dazu den Artikel »Um Jaegers bisherige Posten«; SZ, 9. November 1965, S. 2.
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Einleitung

Schlüsselstellung« im Parlament einnehmen. Die Zeitung erwähnte auch die Wider­
stände in der CDU gegen die Forderung der bayerischen Schwesterpartei. Zum einen 
solle der bisherige Vorsitzende K o p f  nicht den Ansprüchen der CSU geopfert werden, 
zum anderen wolle die CDU keinen »Vorsitzenden im Auswärtigen Ausschuß sehen, 
der diese Stellung benutzt, um die Außenpolitik des Bundeskanzlers und des Außen­
ministers zu durchkreuzen, statt sie zu untermauern«.10 Da die Besetzung des Aus­
schußvorsitzes in einem Zusammenhang mit der Nachfolge des von J a e g e r  bisher be­
kleideten Amts des stellvertretenden Bundestagspräsidenten stand, nahmen die Klä­
rungsprozesse in der Unionsfraktion einige Zeit in Anspruch.11
Die parlamentarischen Geschäftsführer M om m er und R asner tauschten sich in einer 
Besprechung am 15. November 1965 über die Ansprüche ihrer Fraktionen für die Be­
schlußfassung im Ältestenrat aus. Bei der Verteilung nach d’Hondt sollte möglichst 
vom bisherigen Besitzstand ausgegangen werden. R asner lehnte es ab, der SPD- 
Fraktion den Verteidigungsausschuß zu überlassen, da dafür der Abg. K liesin g  (CDU) 
vorgesehen sei. Für den Auswärtigen Ausschuß sah die Unionsfraktion den bisherigen 
Vorsitzenden K op f  vor.12 Die SPD-Fraktion beschloß in ihrer Sitzung vom 23. No­
vember 1965, auf einer Kombination von Besitzstands- und Zugriffsverfahren zu be­
stehen. Die bisherigen fünf Ausschußvorsitze sollten beibehalten werden. Bei den wei­
teren fünf ihr noch zustehenden Ausschußvorsitzen wurde der Besitzstand der 
CDU/CSU-Fraktion beim Auswärtigen Ausschuß anerkannt.13
In der interfraktionellen Besprechung vom 2. Dezember 1965 stimmten die Teilnehmer 
darin überein, daß das Präsentationsrecht einer Fraktion für einen Ausschuß dessen 
Mitglieder binde.14 In der Sitzung des Ältestenrats vom 7. Dezember 1965 wurde das 
Präsentationsrecht der Unionsfraktion für den Auswärtigen Ausschuß bestätigt.15 Ei­
nen Tag später debattierte die CDU/CSU-Fraktion über die Besetzung der Ausschuß­
vorsitze. Die Bestätigung K opfs im Ausschußvorsitz war unstrittig. Der Abg. W agner 
(CSU) betonte das Interesse der CSU-Landesgruppe, im Auswärtigen Ausschuß und 
im Verteidigungsausschuß vertreten zu sein.16
Bundestagspräsident G erstenm aier lud die ordentlichen Mitglieder des Auswärtigen 
Ausschusses zur konstituierenden Sitzung am 8. Dezember 1965 ein.17 Nachdem durch 
Namensaufruf die Beschlußfähigkeit des Ausschusses festgestellt worden war, bat 
G erstenm aier K o p f  den Vorsitz zu übernehmen. K op f  berief für den Nachmittag eine 
erste Arbeitssitzung ein, in welcher der Vorsitzende bestimmt werden sollte.18

10 Vgl. den Artikel »CSU will Auswärtigen Ausschuß«; RHEIN-NECKAR-ZEITUNG, 13. November 
1965; BT Pressedokumentation.

11 Schließlich entschied sich die CDU/CSU-Fraktion dafür, die Abg. Probst (CSU) als stellvertretende 
Bundestagspräsidentin vorzuschlagen und den Abg. Zimmermann (CSU) für den Vorsitz im Vertei­
digungsausschuß zu präsentieren. Vgl. dazu CDU/CSU-FRAKTION 1961-1966, Dritter Teilband, 
Dok. 325, S. 1645 f.
Für die Aktennotiz Mommers vom 15. November 1965 vgl. AdsD, SPD-Bundestagsfraktion V. Wahl­
periode. Büro Herbert Wehner, Mappe 2005.

13 Vgl. dazu SPD-Fraktion 1964-1966, Dok. 129, S. 738-740.
14 Vgl. den Vermerk über die interfraktionelle Besprechung vom 2. Dezember 1965; BT ParlA, 5. WP, 

Ältestenrat, Protokolle.
U Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, Ältestenrat Protokoll der 1. Sitzung.
16 Vgl. dazu CDU/CSU-FRAKTION 1961-1966, Dritter Teilband, Dok. 326, S. 1658-1660.
17 Vgl. dazu das Einladungsschreiben Gerstenmaiers vom 7. Dezember 1965 an die ordentlichen Mit­

glieder von sechzehn Ausschüssen und des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform; BT ParlA, 
5. WP, 3. Ausschuß, Anlage zum Protokoll der 1. Sitzung.
Vgl. dazu Dok. 1, S. 4.
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In dieser zweiten Sitzung des Auswärtigen Ausschusses am 8. Dezember 1965 wurden 
K op f  und sein bisheriger Stellvertreter Schm id  (SPD) einstimmig in ihren Ämtern be­
stätigt. K op f  wies in seiner Dankesrede darauf hin, daß er sich bemühen werde, »den 
Vorsitz im Ausschuß mit dem höchsten Maß von Objektivität zu führen, das einem 
Menschen nach seiner Natur überhaupt zugänglich ist«.19 Seine außenpolitische Lage­
analyse ließ ihn zu dem Schluß kommen, daß die weltpolitischen Veränderungen in den 
letzten Jahren, insbesondere die Krise der NATO und der EWG, die Bonner Außen­
politik vor schwierige Herausforderungen stelle. Die neuen Mitglieder wies K o p f  dar­
auf hin, daß die Mitarbeit des Ausschusses an der Gestaltung der auswärtigen Politik 
eine doppelte sei. Zum einen sei der Ausschuß an der Ratifizierung der von der Bun­
desrepublik abgeschlossenen Verträge, Abkommen und Konventionen beteiligt. Dar­
über hinaus sei die Mitarbeit des Ausschusses »aber auch eine mitberatende, ich darf 
vielleicht sagen, mitgestaltende, und das ist wohl der schwierigere und bedeutsamere 
Teil unserer Arbeit. Sie besteht darin, in regelmäßigen Abständen mit dem Minister, 
mit dem Staatssekretär den laufenden Gang der Politik zu verfolgen.« In der Auseinan­
dersetzung um das überlegene außenpolitische Argument sei es dem Ausschuß bisher 
weitgehend gelungen, das in den Bundestagsdebatten verwandte Stilmittel der polemi­
schen Rede durch ein »Bemühen um Objektivierung« zu ersetzen.
K op f  konnte bei der Aufstellung der Bewerber für die Bundestagswahl 1969 in seinem 
Freiburger Wahlkreis die Wertschätzung bei den Kollegen aller Fraktionen indes nicht 
entscheidend in die Waagschale legen. Das Nachrichtenmagazin »Der Spiegel« veröf­
fentlichte in seiner Ausgabe vom 24. März 1969 einen ausführlichen Artikel über die 
fehlgeschlagene Nominierung K opfs als CDU-Bundestagskandidat im Wahlkreis 190. 
Der im bekannten »Spiegel-Jargon« süffisant geschriebene Artikel beleuchtete die 
Schwierigkeiten, mit denen die außenpolitischen Experten zu kämpfen hatten, um ih­
ren Wählern die Bedeutung der Außenpolitik nahezubringen. Zwei mundartliche Zita­
te eines Parteifreundes geben die Stimmung wieder, gegen welche K op f  anzukämpfen 
hatte: »Was hawe mir davon, daß der K op f in der Knesset empfangen wird?« und »Was 
nützt uns das, wenn er irgendwo an der Elfenbeinküste ein Flußpolizeiboot in Dienst 
stelle derf?« Die vom Rechtsreferendar Wolf gang S chäuble angeführte Junge Union 
unterstützte überdies den »dynamischen« Gegenkandidaten E vers gegen den »behäbi­
gen« Amtsinhaber K opf. An den Iden des März, am 15. März 1969, setzte sich Evers in 
einer Kampfabstimmung durch. Zwei Tage später, bei einem Empfang der Bundesre­
gierung für den Präsidenten der Demokratischen Republik Kongo, M obutu , in Bonn, 
versicherten einige Bundesminister und Vertreter der CDU/CSU-Fraktion K o p f  »ihrer 
ehrlichen Bestürzung« ob seiner Niederlage, »die zu verhindern sie nichts unternom­
men hatten«.20
In der letzten Sitzung des Ausschusses vor der heißen Wahlkampfphase im Sommer 
1969 dankte der stellvertretende Vorsitzende Mattick K o p f  im Namen der SPD- 
Fraktion für seine neunjährige Tätigkeit als Ausschußvorsitzender. Es sei ihm stets ge­
lungen, zu verhindern, daß unterschiedliche Auffassungen in einem streitbaren Klima 
ausgetragen wurden.21 K op f  verwies in seiner Antwort darauf, daß der sachliche Ar­

19 Vgl. Dok. 2, S. 5. -  Zu Kopfs Werdegang vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 19 5 7 -19 6 1 , S. XIX f.; 
A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  19 6 1-19 6 5 , S. XVII f.

20 Vgl. den Artikel »Hano, traue tun mir Ihne ja au net«; DER SPIEGEL, 24. März 1969, S. 3 6 -4 1 .
21 In anderen Ausschüssen gab es durchaus Unzufriedenheit von Abgeordneten mit der Amtsführung 

»ihres« Vorsitzenden. So kritisierten die CDU/CSU-Mitglieder des Ausschusses für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen den stellvertretenden Vorsitzenden dieses Ausschusses, von Eckardt (CDU), 
daß sich dieser »bei der Festsetzung der Tagesordnung ausmanövrieren« lasse und dem Unions-
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beitsstil und die gute Atmosphäre keine Selbstverständlichkeit gewesen seien. »Ver­
glichen mit anderen Ausschüssen sei hier in etwa eine >Oase des Friedens«« gewesen.22 23 
K op f  als Sitzungsleiter war ein Garant für eine sachliche Aussprache im Ausschuß, 
wofür ihm auch die Exekutive die Anerkennung nicht versagte. Außenminister Brandt 
würdigte K opfs Sitzungsleitung in einem persönlichen Schreiben. K op f  habe in seiner 
Tätigkeit als Vorsitzender des Gremiums, »dem im Bundestag so etwas wie die Rolle 
eines außenpolitischen Gewissens« zukomme, eine Qualität verliehen, »die wir erst 
dann richtig zu würdigen wissen werden, wenn Sie nicht mehr unmittelbar und aktiv 
am Gewebe unserer Außenpolitik mitwirken werden«.22 In seinem Antwortschreiben 
betonte der scheidende Vorsitzende noch einmal sein Bestreben, »unbeschadet der Zu­
gehörigkeit der Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses zu verschiedenen Parteien, 
eine gemeinsame, an den Realitäten orientierte Lagebeurteilung zu ermöglichen und 
nach Möglichkeit eine durch gemeinsame Zielvorstellungen gesteuerte Willensbildung 
herbeizuführen« .24
Die »Ara K opf«  im Auswärtigen Ausschuß umfaßte den Zeitraum von der berühmten 
Rede W ehners vom 30. Juni I96025 bis zum Ende der Großen Koalition im September 
1969.26 Es waren die Jahre, in denen sich eine gemeinsame Außenpolitik zwischen 
Union und Sozialdemokratie herausbildete, die ihren Höhepunkt und vorläufigen Ab­
schluß in der Großen Koalition fand. In der 6. Wahlperiode wurde die Auseinanderset­
zung im Ausschuß über die Ostpolitik erneut so wie diejenige in den Jahren 1949-1960 
über die Westpolitik konfrontativ geführt.
Die Bestimmung Carlo Schm ids zum stellvertretenden Vorsitzenden in der zweiten 
Ausschußsitzung erfolgte im Vorgriff auf die Einigung im Ältestenrat. Denn erst in der 
Sitzung des Ältestenrats vom 11. Januar 1966 wurde der stellvertretende Vorsitz im 
Auswärtigen Ausschuß der SPD-Fraktion zugesprochen 27 Schm ids Einfluß auf die 
Formulierung der sozialdemokratischen Außenpolitik war bereits in der 4. Wahlperi­
ode zurückgegangen.28 Im Dezember 1966 trat er als Bundesminister für Angelegen­
heiten des Bundesrates und der Länder in das Kabinett K iesin ger  ein. Mit dem damit 
verbundenen Ausscheiden seines ersten Vorsitzenden29 verlor der Auswärtige Aus­
schusses einen seiner eloquentesten Vertreter.

Standpunkt »nicht die nötige Geltung im Ausschuß und gegenüber dem gesamtdeutschen Ministeri­
um« verschaffe. Vgl. den Vermerk des LR Knackstedt (AA) vom 28. Juni 1966 über eine Sitzung des 
Arbeitskreises »Auswärtige, gesamtdeutsche und Verteidigungsfragen« der CDU/CSU-Fraktion; 
PA/AA, B4, Bd. 30.

22 Vgl. Dok. 95, S. 1360. -  Auch der Vorsitzende des Ausschusses für Entwicklungshilfe, Kiep, schätzte 
den Beitrag eines Ausschußvorsitzenden für die Gewährleistung einer guten Zusammenarbeit in 
»seinem« Ausschuß hoch ein. Für sich nahm er in Anspruch, »die Entwicklungspolitik aus der par­
teipolitischen Diskussion« herausgeholt zu haben. Vgl. KlEP, Zuversicht, S. 31.

23 Für das Schreiben Brandts vom 25. Juni 1969 vgl. PA/AA, B 4, Bd. 40; ferner KOPF, Rückblicke, 
S. 122 f.

24 Für das Schreiben Kopfs vom 30. Juni 1969 vgl. PA/AA, B 4, Bd. 40.
25 Der stellvertretende Parteivorsitzende Weloner trug mit der Bundestagsrede vom 30. Juni 1960 zu 

einer außen- und sicherheitspolitischen Neuorientierung der SPD bei. Für den Wortlaut vgl. BT 
STEN. BER. Bd. 46, S. 7052-7061.

26 Vgl. dazu den Artikel »Hermann Kopf in Bonn verabschiedet«; STUTTGARTER NACHRICHTEN,
4. Juli 1969; BT Pressedokumentation.

27 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, Ältestenrat, Protokoll der 2. Sitzung.
28 Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1961-1965, S. XVIII.
29 Zum Ausschußvorsitz Schmids in der 1. Wahlperiode vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953,

5. XXIV-XXVIII.
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In der Ausschußsitzung vom 19. Januar 1967 schlug der stellvertretende SPD-Frak- 
tionsvorsitzende Schm idt Kurt Mattick für das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden 
vor.30 Der Ausschuß wählte gemäß diesem Vorschlag am 2. Februar 1967 den Vorsit­
zenden des Berliner Landesverbandes einstimmig zu seinem stellvertretenden Vorsit­
zenden.31 Mattick leitete während der Abwesenheit K opfs fünf Ausschußsitzungen.32 
Ein weiteres Ausschußmitglied übernahm in Abwesenheit des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters zeitweise die Leitung einer Ausschußsitzung. William B orm  fiel diese 
Aufgabe in den Sitzungen vom 6. November 196733 und 3. Juni 196934 zu, weil der 
freidemokratische Abgeordnete der älteste Abgeordnete war. Ferner übernahm der 
Vorsitzende des Ausschusses für Entwicklungshilfe, K iep , die Sitzungsleitung zu einem 
einzelnen Tagesordnungspunkt.35 Keiner der amtierenden Ausschuß Vorsitzenden setzte 
mit seiner Sitzungsleitung besondere Akzente.36

3. Mitglieder des Ausschusses

Ein Vergleich der Zusammensetzung des Auswärtigen Ausschusses am Ende der 4. 
Wahlperiode mit derjenigen des im Dezember 1965 neu gebildeten Ausschusses gibt 
Aufschluß über das Ausmaß der personellen Veränderungen. Die Kontinuität in der 
Mitgliedschaft des Ausschusses von der 3. zur 4. Wahlperiode, als nur zwei der 27 or­
dentlichen Mitglieder neu in den Ausschuß eingetreten waren, galt mit Einschränkun­
gen auch für die Zusammensetzung des Ausschusses zu Beginn der 5. Wahlperiode.37 
24 der ordentlichen 31 Ausschußmitglieder hatten dem Ausschuß bereits in der vorigen 
Wahlperiode als ordentliches oder stellvertretendes Mitglied angehört. Mit dem Abg. 
B erend sen  (CDU), der 1965 nach vierjähriger Unterbrechung wieder in den Bundestag 
einzog und Mitglied des Auswärtigen Ausschusses in der 2. und 3. Wahlperiode gewe­
sen war, waren es sogar 25 Ausschußmitglieder. Bei den stellvertretenden Mitgliedern 
war die Fluktuation hingegen größer. Nur vierzehn von ihnen hatten dem Ausschuß 
bereits in einer der früheren Wahlperioden angehört.
Nach Bildung der Großen Koalition stellte K op f  in der Ausschußsitzung vom 7. De­
zember 1966 fest, daß sechs Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses Bundesminister

30 Vgl. dazu Dok. 25, S. 311.
31 Vgl. dazu Dok. 27, S. 355.
32 Dies waren die Ausschußsitzungen vom 31. Januar 1968, 13. März 1968, 23. Januar 1969, 27. März 

1969 und 3. Juni 1969. -  Vgl. dazu Dok. 55, 59, 81, 86 und 91.
33 Vgl. dazu Dok. 47.
34 Vgl. dazu Dok. 91.
35 Vgl. dazu Dok. 13, TOP 1.
36 In der unter Federführung des Rechtsausschusses durchgeführten gemeinsamen Sitzung mit dem 

Auswärtigen Ausschuß und dem Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik über­
nahm der stellvertretende Vorsitzende des Rechtsausschusses, Reischl, die Sitzungsleitung. Vgl. dazu 
Dok. 88.

37 Zur politischen Sozialisation und außenpolitischen Qualifikation der Ausschußmitglieder, die bereits 
in einer der vorigen Wahlperioden Mitglied waren, vgl. die entsprechenden Ausführungen in AUS­
WÄRTIGER A u ssc h u ss  19 61-1965 , S. XVIII-XXVI; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  195 7-19 6 1 , S. XXI- 
XXXVIII; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1953-1957, S. XX-XXXV; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1949­
1953, S. XXVIII-XXXIX. -  Vgl. ferner das Verzeichnis mit den Kurzbiographien der Ausschußmit­
glieder der 5. Wahlperiode in diesem Band, S. CVII-CXIX.
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geworden seien.38 Nach wie vor war die Mitgliedschaft im Auswärtigen Ausschuß ein 
Beleg dafür, daß ein Abgeordneter für höhere Ämter qualifiziert war.39 Von den insge­
samt 38 Bundesministern der Kabinette Erhard und K iesin ger  gehörten zwanzig zu­
mindest in einer Wahlperiode diesem Ausschuß als stellvertretendes oder ordentliches 
Mitglied an. Dies galt insbesondere für die politischen Schwergewichte in der Großen 
Koalition: Bundeskanzler K iesin ger , Außenminister Brandt, Verteidigungsminister Schrö­
der■, Finanzminister Strauß und den Minister für gesamtdeutsche Fragen W ehner.40 
Die landläufige Vorstellung, daß die Mitgliedschaft im Auswärtigen Ausschuß die Teil­
nahme an Empfängen, Kontakte zu Diplomaten und Reisen ins Ausland ermöglichte, 
war zutreffend. Einige Mitglieder wurden selbst initiativ, um den Kontakt mit auslän­
dischen Diplomaten zu intensivieren. Baron v o n  W rangel trat an das Kabinetts- und 
Parlamentsreferat des Auswärtigen Amts mit der Bitte heran, das Auswärtige Amt mö­
ge die Teilnahme von jagdinteressierten Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses an 
den vom Auswärtigen Amt veranstalteten Diplomatenjagden prüfen. VLR I Bock (AA) 
sprach sich dafür aus, die Teilnahme der jagderfahrenen Ausschußmitglieder W rangel 
und Merkatz wohlwollend zu prüfen, da »der Kontakt dieser Abgeordneten mit aus­
ländischen Diplomaten im Rahmen von Jagdveranstaltungen für unsere auswärtigen 
Beziehungen von größerem Interesse« sei als z.B. die Teilnahme von Journalisten.41

CD U/ CS U-Fraktion
Drei im Jahre 1965 in den Ausschuß eintretende Abgeordnete sind in ihren Memoiren 
auf die Besetzung der Ausschußsitze durch die CDU/CSU-Fraktion eingegangen. Für 
Olaf Baron v o n  W rangel war »es selbstverständlich«, daß er sich um einen Sitz im 
Auswärtigen Ausschuß bemühen wollte, obwohl ihm klar war, »daß ein >newcomer< in 
diesem angeblich >elitären Ausschuß< nicht auf Anhieb einen Sitz erhalten würde. Aus 
meiner journalistischen Zeit wußte ich, daß meine Fraktion etwa 70 potentielle >An- 
wärter< >auf den Posten des Außenm inister besaß.« W rangel ging auch auf die Erwar­
tungen seiner Wähler ein, die den Erfahrungen entsprachen, welche der Vorsitzende 
K op f vier Jahre später bei der Kandidatenaufstellung in seinem Wahlkreis machen sollte: 

»Bemerken möchte ich allerdings, daß Außenpolitik zu den beliebtesten Stammtischthe­
men gehört. Kein Gebiet ist jedoch so komplex wie gerade die Außenpolitik. Sie setzt 
Wissen, Einfühlungsvermögen, ein großes Maß an Geschicklichkeit und einen Spürsinn 
voraus, der die vielen Unbekannten einbezieht, die eintreten können. Die Funktionsträger 
meines Wahlkreises waren von meiner Absicht keineswegs angetan. Die einen meinten, 
ich sollte mich doch um einen Sitz im Haushalts- und Finanzausschuß bewerben, andere 
plädierten für den Verkehrsausschuß, wobei die Argumente jeweils von den unterschied­
lichen Interessenlagen der Bürger untermauert waren. Schließlich -  so sagten viele -  liege 
die Auswärtige Politik fernab von den unmittelbaren Interessen der Bürger im Wahlkreis,

3& Vgl. dazu Dok. 23, S. 302.
39 Nach KAACK, Opposition, S. 248, war die »Zahl der multi-issues leaders bzw. der Generalisten ge­

genüber den Spezialisten im Auswärtigen Ausschuß des Deutschen Bundestages besonders hoch«.
40 Vgl. dazu bereits AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953, S. XVIII, Anm. 32: »In der 1. Wahlperiode 

gehörten dem Auswärtigen Ausschuß mit Brandt, von Brentano, Erler, Gerstenmaier, Kiesinger, Ol- 
lenhauer, Schmid, Schröder, Strauß und Wehner Persönlichkeiten an, die die Geschichte der Bundes­
republik in den folgenden Jahren wesentlich geprägt haben.«

41 Vgl. die Aufzeichnung des VLR I Bock (AA) vom 21. Oktober 1968 für das Protokoll; PA/AA, B 4, 
Bd. 44. -  Auch Guttenherg wäre für diese Aufgabe qualifiziert gewesen, wenn er zu diesem Zeit­
punkt noch Ausschußmitglied gewesen wäre. Vor der Bundestagswahl 1965 wetteten er und Wrangel 
um fünfzehn lebende Jagdfasane, ob Schröder Außenminister bleiben werde. Vgl. dazu WRANGEL, 
Aufzeichnungen, S. 90.
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denn von der Außenpolitik seien sie ja persönlich nicht berührt. Ich habe dann eine Kette 
von Argumenten auf gebaut, um klarzumachen, wie stark jeder einzelne von der Außen- 
und Sicherheitspolitik betroffen ist.«

In der Fraktion warb W rangel für sich mit dem Leitspruch: »Sicherheit ist nicht alles, 
aber ohne Sicherheit ist alles nichts< -  ein Motto, daß sich wie ein roter Faden auch 
später noch durch viele meiner Reden zog.«42 In der CDU/CSU-Fraktion spielten bei 
der Besetzung der Ausschußsitze nach wie vor die Vorsitzenden der Landesverbände 
und der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe eine entscheidende Rolle, da sie das Lei­
tungsgremium der Fraktion bis zur Neuwahl eines Vorstandes waren. W rangel wollte 
in der Rückschau nicht ausschließen, daß er seine Mitgliedschaft Außenminister Schrö­
d er  zu verdanken hatte.43
Walther Leisler Kiep  konnte indes nicht auf einen derart gewichtigen Fürsprecher bau­
en. Aufgrund der notwendig gewordenen Nachwahl in seinem Wahlkreis wegen des 
Todes eines Direktkandidaten reiste er erst zwei Wochen später als die anderen Abge­
ordneten nach Bonn. Bei seiner ersten Fraktionssitzung wußte er zunächst nicht so 
recht, »was ich da eigentlich zu suchen hatte. Meine Lebensgeister wurden erst wieder 
wach, als es darum ging, wer Mitglied in welchem Ausschuß wird. Von Anfang an 
wollte ich natürlich in den Auswärtigen Ausschuß, der aber, wie ich später erst erfah­
ren sollte, den elder statesmen der Fraktionen Vorbehalten war.«44 Kiep  erhielt zu­
nächst keinen Sitz im Auswärtigen Ausschuß, wurde aber durch den Vorsitz des Aus­
schusses für Entwicklungshilfe entschädigt. In dieser Eigenschaft konnte er an einer 
Sitzung teilnehmen, bevor er im Oktober 1968 als stellvertretendes Mitglied in seinen 
Wunschausschuß aufrückte.
Der Bundesvorsitzende der Landsmannschaft der Oberschlesier, Herbert Czaja , 
drängte seit seiner Zugehörigkeit zum Deutschen Bundestag 1953 auf Mitgliedschaft im 
Auswärtigen Ausschuß. Durch die Aufteilung der Sitze auf die einzelnen Landesgrup­
pen und das traditionell starke Kontingent aus Baden-Württemberg mit G erstenm aier , 
K iesin ger , H ilbert, K o p f  und Furier ging er immer wieder leer aus. Nach Angaben 
Czajas hatte K op f  zwar seine Mitarbeit befürwortet, sich aber nicht offen für ihn ver­
wandt. Czajas Befriedigung über die erfolgreiche Kandidatur am Ende der vierten 
Wahlperiode wird aus seinen Worten deutlich: »Schließlich gelang es mir, als stellver­
tretendes Mitglied einzurücken. Damit war der Bann gebrochen, weil die stellvertre­
tenden Mitglieder im Ausschuß fast gleichberechtigt waren.«45 46
Die außenpolitischen Experten der Unionsfraktion mußten nicht mit den neuen Abge­
ordneten um die Ausschußsitze konkurrieren: Das Besitzstandsprinzip galt weitgehend 
für die ordentlichen Mitglieder eines Ausschusses. So behielten die CDU-Abgeord- 
neten Kurt B irrenba ch , Erik B lu m en fe ld , Herbert Czaja , Hans Furier, Hermann K op f , 
Ernst M ajonica  und Hans-Joachim v o n  M erkatz46 sowie die CSU-Abgeordneten Karl 
Theodor F reiherr v o n  und  zu G uttenb erg  und Franz Josef Strauß ihren Sitz. Abgese­
hen vom CSU-Vorsitzenden Strauß , der an keiner einzigen Ausschußsitzung teilnahm, 
gehörten die Genannten zu den Wortführern der Unionsfraktion im Ausschuß.

42 Vgl. WRANGEL, Aufzeichnungen, S. 87 f. -  Wrangels Argumentation wird aufgegriffen von Eckart 
CONZE: Sicherheit als Kultur. Überlegungen zu einer »modernen Politikgeschichte« der Bundes­
republik, in: VfZ 53 (2005), S. 357-380.

43 Vgl. dazu WRANGEL, Aufzeichnungen, S. 94 f.
44 Vgl. KIEP, Zuversicht, S. 30.
43 Vgl. CZAJA, Deutschland, S. 286 f.
46 Handschriftliche Notizen von Merkatz zu einzelnen Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses sind 

im ACDP, NL von Merkatz, 1-148-057/01, überliefert.
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Als dem Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß und Vorsitzenden des Frak­
tionsarbeitskreises V »Auswärtige, gesamtdeutsche und Verteidigungsfragen« kam Ma- 
jon ica  die Aufgabe zu, den Richtungskampf zwischen »Atlantikern« und »Gaulli­
sten«47 zu kanalisieren und nicht vor den anderen Fraktionen im Auswärtigen Aus­
schuß zum Ausbruch kommen zu lassen.48 In der Fraktionsvorstandssitzung vom 11. 
Oktober 1965 äußerte M ajonica  den Wunsch, daß die »Außenpolitik wieder Integrati­
onsquelle für die Fraktion werden solle«. Die Kritiker am außenpolitischen Kurs 
Schröders sollten daher wieder an den Sitzungen des Arbeitskreises teilnehmen49 -  im 
Auswärtigen Ausschuß waren sie insbesondere durch G utten b erg  vertreten.
Die langjährigen stellvertretenden Mitglieder Georg K liesing  und Berthold M artin 
(beide CDU) stiegen zu ordentlichen Mitgliedern auf. Neben dem bereits erwähnten 
Abg. B erend sen  traten der ehemalige Leiter des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Felix v on  Eckardt, und der Generalsekretär des Sudetendeutschen 
Rates, Walter B ech er , in den Ausschuß ein.
Bei den stellvertretenden Ausschußmitgliedern wurde auch das weibliche Geschlecht 
berücksichtigt: Aenne Brauksiepe, Margot Kalinke und Agnes Maxsein hatten dem 
Ausschuß bereits in der 4. Wahlperiode angehört. Der Völkerrechtler Eduard Wahl 
konnte sogar bereits auf eine sechzehnjährige Mitgliedschaft zurückblicken. Die Reihe 
der stellvertretenden Mitglieder komplettierten Arved D erin ger , Karl H ahn , Elans 
Edgar J a h n , Heinrich K opp ler , Konrad Kraske, Carl Otto Lenz , Franz L enze, Ernst 
M üller-H erm ann  (alle CDU) sowie die CSU-Parlamentarier Josef B auer , Edmund 
Leukert und Leo W agner. Insbesondere M üller-H erm ann, Lenze und Leukert beteilig­
ten sich mit Diskussionsbeiträgen und durch Übernahme von Berichterstattungen an 
der Arbeit des Ausschusses.
Durch die Bildung der Großen Koalition verlor die CDU/CSU-Fraktion einen ihrer 
Wortführer. G utten b erg  wechselte im April 1967 als Parlamentarischer Staatssekretär 
in das Bundeskanzleramt. Dafür traten drei ehemalige Bundesminister wieder in den 
Ausschuß ein: der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen G radl, der Bundesmini­
ster der Justiz J a e g e r  und der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
Stücklen. Mit Werner Marx wurde zudem ein Experte für außen- und sicherheitspoliti­
sche Fragen Mitglied, der sich in Ausschuß und Fraktion insbesondere dezidiert zur 
Ostpolitik äußerte.
Der Fraktionsvorsitzende Barzel verzichtete wie seine Vorgänger v on  B ren tano  und 
K ron e auf die Mitgliedschaft. Aufgrund seines Amts hätte er jederzeit beratend an den 
Ausschußsitzungen teilnehmen können. Dieselbe Zurückhaltung übte -  wie bereits er­
wähnt -  der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe Strauß trotz seiner formellen Mit­
gliedschaft.
Die Auseinandersetzung zwischen »Gaullisten« und »Atlantikern«, deren Protagoni­
sten hauptsächlich Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion waren, nahm im Vergleich zur

47 Zur Auseinandersetzung zwischen Atlantikern und Gaullisten vgl. Klaus HILDEBRAND: >Atlantiker< 
versus >Gaullisten<. Zur Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland während der sechziger Jahre, 
in: Revue d’Allemagne 22 (1990), S. 583-592; Eckart CONZE: Staatsräson und nationale Interessen: 
Die »Atlantiker-Gaullisten«-Kontroverse in der westdeutschen Politik- und Gesellschaftsgeschichte 
der 1960er Jahre, in: Ursula Lehmkuhl, Clemens A. Wurm und Hubert Zimmermann (Hrsg.): 
Deutschland, Großbritannien, Amerika. Politik, Gesellschaft und internationale Geschichte im 20. 
Jahrhundert. Festschrift für Gustav Schmidt zum 65. Geburtstag, Stuttgart 2004, S. 197-226.

48 Wenn Majonica an Sitzungen europäischer Gremien teilnahm, führte Wrängel für ihn den Vorsitz in 
den Arbeitskreissitzungen. Vgl. dazu WRANGEL, Aufzeichnungen, S. 114.

49 Vgl. CDU/CSU-FRAKTION 1961-1966, Dritter Teilband, Dok. 315, S. 1574.
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4. Wahlperiode an Intensität ab. W rangel, ein Freund des Außenministers S ch röd er , 
stellte rückblickend fest: »Als ich in den Bundestag kam, schwelte der Streit aber nur 
noch auf Sparflamme.«50

SPD-Fraktion
Von den sozialdemokratischen Ausschußmitgliedern äußerte sich Fritz Sänger in der 
Rückschau über seine Mitgliedschaft. Seine frühere journalistische Tätigkeit sah er als 
eine wichtige Voraussetzung für die Mitarbeit im Ausschuß an. Überdies gehörten die 
Jahre, in denen sich die sozialdemokratischen Abgeordneten vornehmlich für die Mit­
gliedschaft in den Ausschüssen für Sozialpolitik und für Arbeit interessiert hatten, be­
reits seit der 4. Wahlperiode der Vergangenheit an:

»Der Andrang zu diesem Ausschuß war lebhafter als zu jedem anderen. Er gilt als der 
prominenteste, und sein Prestige ist größer, als es berechtigt erscheint. Nur wenige Abge­
ordnete sagen es, daß sie in der Außenpolitik nicht mitreden wollten oder nicht könnten, 
weil es ihnen an Tatsachenwissen fehle. Andererseits ist die häufige Behauptung, Außen­
politik sei eine besondere Kunst, unberechtigt. Auch die Behandlung internationaler An­
gelegenheiten verlangt, wie jede politische Arbeit, gründliche und objektive Information, 
Taktgefühl und Einfühlungsvermögen in das Denken, die Mentalität und die Möglichkei­
ten des anderen.«

Nach Sängers Auffassung trug Ideologie kaum zur Lösung außenpolitischer Fragen bei 
und war »auf diesem Gebiet parlamentarischer Tätigkeit gefährlicher als auf jedem an­
deren«.51
Die SPD-Fraktion bestätigte in ihrer Sitzung vom 25. November 1965 den vom Frakti­
onsvorstand aufgestellten Grundsatz, daß ein Abgeordneter sich zwischen der (ordent­
lichen) Mitgliedschaft in einem großen Ausschuß, der Beratenden Versammlung des 
Europarats oder des Europaparlament entscheiden müsse.52 53 In der Sitzung vom 2. De­
zember 1965 diskutierte sie die Vorschlagsliste des Fraktionsvorstands für die Beset­
zung der Ausschüsse. Die Vorschläge für den Auswärtigen Ausschuß wurden unverän­
dert angenommen.55 Die Mehrzahl der »alten« sozialdemokratischen ordentlichen 
Ausschußmitglieder zog wieder in den Ausschuß ein: Fritz Erler, Gustav H ein em ann , 
Wenzel Jak sch , Franz Marx, Kurt M attick , Karl M om m er , Franz N eum ann , Carlo 
S chm id  und Flerbert W ebner54. Von stellvertretenden zu ordentlichen Mitgliedern 
stiegen Hans-Jürgen W ischnewski und Egon Franke auf. Mit der Entsendung des stell­
vertretenden Fraktionsvorsitzenden Helmut Schm id t in den Ausschuß signalisierte die 
SPD-Fraktion, daß die Außenpolitik nach wie vor das Politikfeld war, bei welchem die 
Opposition mit ihren führenden Männern repräsentiert zu sein wünschte. In keinem 
der anderen 22 ständigen Ausschüsse war auch nur annähernd eine derartige Konzen­
tration der Führungsspitze festzustellen: Die außenpolitische Führungselite der SPD 
war weitgehend identisch mit der Führungsspitze von Partei und Fraktion.55 Ferner 
wurde Werner F iggen  ordentliches Mitglied, der den Bundestag aber bereits im De­

50 Vgl. WRANGEL, Aufzeichnungen, S. 103. -  Vgl. dazu ferner S. LXV.
51 Vgl. SÄNGER, Fäden, S. 222.
52 Vgl. dazu SPD-FRAKTION 1964-1966, Dok. 130, TOP 1.
53 Vgl. dazu SPD-FRAKTION 1964-1966, Dok. 131, TOP 2.
54 Handschrifdiche Notizen Wehners zu einzelnen Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses sind im 

AdsD, SPD-Bundestagsfraktion V. Wahlperiode. Büro Herbert Wehner, Mappe 2011, überliefert.
55 Vgl. dazu KAACK, Opposition, S. 248 f.
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zember 1966 verließ, um Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu werden.
Bei den stellvertretenden Ausschußmitgliedern gab es einige Veränderungen. Peter 
B lachstein , Georg Kalon-A ckermann, Ludwig M etzger , Ernst Pauk Fritz B änger, Erwin 
Welke und Karl W ienand behielten ihren Status bei. Käte S trob el als einzige weibliche 
Abgeordnete der SPD im Ausschuß wurde mit einem stellvertretenden Sitz bedacht. 
Neu in den Ausschuß traten vier Abgeordnete ein: Karl Wilhelm Berkhan war einer 
der wenigen verteidigungspolitischen Experten der SPD. Heinz P öh ler  hatte bereits in 
seiner Zeit als Jungsozialist Erfahrungen in europäischen Gremien gesammelt. Peter 
N ellen  war im Jahr 1960 aus Protest gegen A denauers Außenpolitik von der CDU zur 
SPD übergetreten. Der Vorsitzende des Ausschusses für Angelegenheiten der Heimat­
vertriebenen und Flüchtlinge, Reinhold R ehs, schließlich verstärkte die Gruppe der 
Vertriebenenvertreter.56 Nach dem Tode Jakschs im November 1966 folgte er diesem 
im Amt des Präsidenten des Bundes der Vertriebenen. Da die SPD ihm bei der Kandi­
datenaufstellung für die Bundestagswahl 1969 keinen sicheren Listenplatz zusichern 
konnte, trat er am 9. Mai 1969 zur CDU über.57
Erhard Eppler hatte sich bereits in der 4. Wahlperiode um einen Sitz im Auswärtigen 
Ausschuß bemüht, war von seiner Fraktion aber in den Finanzausschuß entsandt wor­
den. Die SPD-Fraktion honorierte Epplers rhetorische Begabung, die er bei seinen au­
ßenpolitischen Reden im Plenum unter Beweis stellte, durch einen Sitz im Auswärtigen 
Ausschuß. Im Oktober 1968 trat Eppler die Nachfolge W ischnewskis als Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit an. Nach der Berichterstattung des Nachrich­
tenmagazins »Der Spiegel« versuchten Unionsmitglieder des Auswärtigen Ausschusses, 
Epplers Berufung zu verhindern: »Konservative Partner von der CDU/CSU« hätten 
dem »für die Verbreitung gezielter Indiskretionen bekannten katholischen Wochen­
blatt >Echo der Zeit<« aus einer vertraulichen Ausschußsitzung mitgeteilt, daß Eppler 
»seine Kollegen im Auswärtigen Ausschuß des Bundestages mit der Meldung über­
rumpelt« habe, er habe in Prag für eine gemeinsame Sitzung der außenpolitische Aus­
schüsse beider Parlamente plädiert.58
Auch Bundeskanzler K iesin ger  zeigte sich ob des Personalvorschlags der SPD-Fraktion 
nicht begeistert, mußte ihm aber aufgrund der Koalitionsvereinbarung zustimmen. Das 
Gespräch, welches er mit Eppler kurz vor dessen Ernennung zum Bundesminister 
führte, wirft ein Schlaglicht auf die außenpolitische Bühne der Großen Koalition:

»Erst unter der Tür sagte mir der Kanzler, warum er mich bestellt hatte: >Vergessen Sie 
nicht, Sie werden Entwicklungsminister, ich brauche keinen zweiten Außenministern Das 
hatte ich nicht erwartet. Mit rechts und links hatte das nichts zu tun. Sicher, ich war ihm 
als außenpolitischer Sprecher bekannt, aber hielt er mich für so dumm, daß ich meinem 
Parteivorsitzenden in die Außenpolitik pfuschen würde? So raffte ich mich zu der Ant­
wort auf: >Das geht gar nicht, Herr Bundeskanzler, Sie haben schon vier!< K iesinger, der 
mich darauf mit einem süßsauren Lächeln verabschiedete, wußte sehr wohl, daß sich ne­
ben dem Außenminister Brandt noch sein Vorgänger Schröder, jetzt Verteidigungsmini­

56 Die Vertretung der Heimatvertriebenen bei den ordentlichen Mitgliedern des Auswärtigen Aus­
schusses verringerte sich von der 3. bis zur 5. Wahlperiode von acht über sieben auf vier. Vgl. dazu 
STICKLER, Ostdeutsch, S. 196.

57 Vgl. dazu den Artikel »Klinke geputzt«; DER SPIEGEL, 19. Mai 1969, S. 94 f. -  Zur Entfremdung zwi­
schen Rehs und der SPD vgl. STICKLER, Ostdeutsch, S. 264 f.

58 Vgl. den Artikel »Drang nach Osten«; DER SPIEGEL, 7. Oktober 1968, S. 32 f.; ferner das Kapitel 
»Kontakte zum Ausland«, S. XCIX-CIII.
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ster, der Finanzminister Strauß und der Staatssekretär im Kanzleramt, Baron G uttenberg , 
unentwegt zur Außenpolitik vernehmen ließen . «^9

Im Gefolge der Bildung der Großen Koalition traten der stellvertretende Fraktions­
vorsitzende Alex M öller und Franz Seum e als ordentliche Mitglieder in den Ausschuß 
ein. Als stellvertretende Mitglieder fanden der Bremer Abg. Ffermann H ansing und 
Elinor H ubert, die in europäischen Gremien und der deutschen Gruppe der IPU tätig 
war, ebenso Berücksichtigung wie auch der Bundesvorsitzende der Jungsozialisten 
Günther M üller, der Journalist Joachim R affer t , der Leiter des Berliner Studios der 
Deutschen Welle Klaus-Peter Schulz60 sowie die Abgeordneten Wolfgang S chw abe 
und Wilhelm Urban. Für Rehs trat kurz vor Ende der Wahlperiode Hans Apel als stell­
vertretendes Mitglied in den Ausschuß ein. Apel hatte sich u. a. durch seine Arbeit im 
Europäischen Parlament für diese Aufgabe qualifiziert.
Abgesehen vom Parteivorsitzenden Willy B randt, der dem Ausschuß erst als Außen­
minister seine Aufwartung machte, war die SPD-Fraktion somit durch ihre politische 
Führung im Ausschuß vertreten. Wie bereits in der vorigen Wahlperiode beanspruchte 
der Vorsitzende des Fraktionsarbeitskreises »Außenpolitik und gesamtdeutsche Fra­
gen«, W ehner, die erste Wortmeldung nach dem Bericht von Außenminister S chröder. 
Der Fraktionsvorsitzende Erler nahm bis zur Sommerpause 1966 an sechs der sechzehn 
Ausschußsitzungen teil und schaltete sich aktiv in die Diskussion ein. Aufgrund seiner 
schweren Krankheit konnte er danach bis zu seinem Tod am 22. Februar 1967 an kei­
ner Sitzung mehr teilnehmen. Bis zur Bildung der Großen Koalition füllte Schm id t die 
Lücke aus, die durch Erlers Fernbleiben entstanden war. Auch nach seinem Aufstieg 
zum Fraktionsvorsitzenden nahm er an fünf Ausschußsitzungen teil. Er folgte W ehner 
als Vorsitzendem des Fraktionsarbeitskreises nach. Der parlamentarische Geschäftsfüh­
rer M om m er meldete sich gerne zu Wort, wenn über die deutsch-französischen Bezie­
hungen debattiert wurde. In den Beratungen des Ausschusses ließ er sich durch nie­
manden mit seiner Kritik am Vorherrschaftsanspruch des französischen Staatspräsiden­
ten d e G aulle übertreffen. Wenn hingegen das Verhältnis zu den Staaten und Völkern 
des Ostblocks thematisiert wurde, brachte Jaksch  die Stimme der Vertriebenen zu Ge­
hör. Nach seinem Tod fiel diese Aufgabe Paul und Rehs zu. Kahn-A ckermann  wieder­
um erläuterte die Haltung der SPD-Fraktion zur auswärtigen Kulturpolitik.

FDP-Fraktion
Da mehrere Ausschüsse des Deutschen Bundestages in der Regel gleichzeitig tagten, 
wurde die Belastung für die einzelnen Mitglieder der geschrumpften FDP-Fraktion 
größer, in allen Ausschüssen für eine ausreichende Präsenz zu sorgen. Die FDP- 
Fraktion benannte zu Beginn der Wahlperiode erneut die langjährigen Ausschußmit­
glieder Ernst A chenbach  und Thomas D eh ler ; der dritte ihr zustehende Sitz fiel an den 
Vorsitzenden des Landesverbandes Baden-Württemberg, Hermann Saarn. Saarn gehör­
te wie A chenbach  zu den Diplomaten der Wilhelmstraße, hatte aber im Unterschied zu 
diesem auch im Auswärtigen Amt in Bonn außenpolitische Erfahrungen gesammelt. 
Stellvertretende Mitglieder wurden Siegfried Z oglm ann , der in der 4. Wahlperiode 59 60

59 Vgl. Erhard EPPLER: Komplettes Stückwerk. Erfahrungen aus fünfzig Jahren Politik, Frankfurt 
a.M./Leipzig 1996, S. 134.

60 Klaus-Peter Schulz beschrieb seinen unverhofften Aufstieg aus der Rückschau: »Da eine Reihe von 
SPD-Abgeordneten nunmehr in die Exekutive abwanderte, wurden einige begehrte Plätze frei, in die 
der Nachwuchs ein- bzw. aufrückte. So wurde ich über Nacht in Bonn stellvertretendes Mitglied des 
Auswärtigen Ausschusses, in den europäischen Versammlungen Vertrauensmann der SPD-Gruppe.« 
Vgl. SCHULZ, Brandt. S. 356.
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noch ordentliches Mitglied gewesen war, erneut Alexander M enne und zum ersten Mal 
Herwart M iessner. Durch seine Belastung als Vorsitzender des Postausschusses konnte 
M iessner nur an zwei Ausschußsitzungen teilnehmen. Im Mai 1966 übergab er daher 
seinen Sitz an den Vorsitzenden des Fraktionsarbeitskreises »Außenpolitik und Ver­
teidigung«, Fritz-Rudolf Schultz.
Der Gang in die Opposition nach dem Bruch der Koalition bedeutete für die FDP- 
Fraktion natürlich einen Einschnitt. Die ehemaligen Bundesminister M ende und S ch eel 
mußten ein neues Betätigungsfeld finden. Selbstverständlich drängte es beide in den 
Auswärtigen Ausschuß. Beide wurden ordentliche Mitglieder auf Kosten von A chen­
bach  und Saam , die als stellvertretende Mitglieder aber weiterhin an den Sitzungen teil­
nehmen konnten. Am 2. Februar 1967 nahmen mit D eh ler , M ende und S ch eel ein ehe­
maliger, der amtierende und der zukünftige Bundesvorsitzende(r) der FDP gemeinsam 
an einer Ausschußsitzung teil, ein Beleg für den Stellenwert, welchen die führenden 
Männer der FDP der Außenpolitik beimaßen.61 Nach dem Tod D ehlers am 21. Juli 
1967 erhielt A chenbach  seinen Sitz als ordentliches Mitglied zurück. Neu in den Aus­
schuß trat der Vorsitzende des FDP-Landesverbandes Berlin, William B orm , ein. Es 
gibt keine direkten Belege dafür, daß er als Zuträger des Ministeriums für Staatssicher­
heit der DDR (MfS) Ost-Berlin über Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses infor­
mierte.62 Für zwei Monate wurde ferner Hermann Busse stellvertretendes Mitglied. Im 
November 1968 übergab er seinen Sitz an den stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden 
Knut F reiherr v o n  K ühlm ann-S tum m .
Da A chenbach  als einziger Vertreter der FDP-Fraktion die gesamte Wahlperiode über 
Ausschußmitglied war, konnte er mit der Teilnahme an 47 der 96 Ausschußsitzungen 
die größte Präsenz aller FDP-Mitglieder vorweisen. In seinen Debattenbeiträgen erin­
nerte er regelmäßig an seinen Vorschlag, eine Konferenz über die Deutschlandfrage 
einzuberufen. Ferner forderte er die Bundesregierung auf, die UdSSR moralisch ins 
Unrecht zu setzen.63 Als ehemaliger Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar­
beit nahm S ch eel das Wort, wenn die Entwicklungshilfe im Ausschuß zur Sprache kam. 
Wie M ende hielt er sich mit Wortmeldungen insgesamt aber zurück. Saam  übernahm 
die Berichterstattung zu mehreren Kapitalschutzverträgen, welche die Bundesregierung 
dem Ausschuß in der 5. Wahlperiode vorlegte.

61 Vgl. dazu Dok. 27.
62 Zum »Fall William Borm« vgl. Hubertus KNABE: Die unterwanderte Republik. Stasi im Westen, 

Berlin 1999, S. 67-70. -  Laut eines Schreibens der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staats­
sicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik vom 14. September 2005 an 
den Bearbeiter fanden sich in den bisher erschlossenen Beständen keine Unterlagen, die eine direkte 
Einflußnahme des MfS auf die Arbeit des Auswärtigen Ausschusses belegen.

63 Vgl. dazu Dok. 27, S. 363; Dok. 54, S. 764; Dok. 68, S. 1046.
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III. Formale Grundlagen der Tätigkeit des Ausschusses

1. Sitzungsrhythmus, Sitzungsdauer und Sitzungsorte

Der Auswärtige Ausschuß trug in der 5. Wahlperiode dazu bei, den Ruf des Deutschen 
Bundestages als Arbeitsparlament zu bestätigen.1 Mit 96 Ausschußsitzungen war im 
Vergleich zur 3. und 4. Wahlperiode (72 bzw. 87 Sitzungen) ein weiterer Anstieg zu 
verzeichnen.2 3 Im Zeitraum vom 8. Dezember 1965 bis zum 27. August 1969 tagte der 
Auswärtige Ausschuß mit einer Ausnahme häufiger als andere Ausschüsse, die sich 
auch mit außenpolitischen Fragen befaßten.5
Dreimal tagte der Auswärtige Ausschuß gemeinsam mit anderen Ausschüssen. In den 
gemeinsamen Sitzungen mit dem Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Pu­
blizistik4 und dem Ausschuß für Entwicklungshilfe5 übernahm K op f  die Sitzungslei­
tung. Eine vom Rechtsausschuß veranstaltete Sachverständigenanhörung wurde zu­
gleich als Sitzung des Auswärtigen Ausschusses und des Ausschusses für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik durchgeführt.6 Fünfmal wurden mehrere Mitglieder an­
derer Ausschüsse zur Teilnahme an einer Ausschußsitzung zugelassen: dreimal Mit­
glieder des Ausschusses für Entwicklungshilfe7 und zweimal Mitglieder des Ausschus­
ses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen.8
Die Mehrzahl der Sitzungen fand an den für die Ausschußsitzungen reservierten Wo­
chentagen Mittwoch und Donnerstag statt. Zweimal tagte der Ausschuß auch am 
Montag9 sowie je viermal am Dienstag10 und am Freitag11.
Der Vorsitzende K o p f  berief den Ausschuß zur fortlaufenden Unterrichtung durch die 
Bundesregierung auch in der sitzungsfreien Zeit im Juli/August ein. Den Antrag des 
Vorsitzenden der FDP-Fraktion, K üh lm ann-S tum m , den Auswärtigen Ausschuß drei 
Wochen vor der Bundestagswahl vom 19. September 1965 einzuberufen, um von der 
Bundesregierung eine eingehende Unterrichtung zum amerikanischen Vertragsentwurf

1 Der Politikwissenschaftler Hennis wies in seinem nach der Bundestagswahl 1965 erschienenen Arti­
kel »Haben wir ein faules Parlament?« auf die Diskrepanz zwischen der abnehmenden Zahl der Ple­
narsitzungen und der zunehmenden Zahl der Ausschußsitzungen für die ersten vier Wahlperioden 
hin. Vgl. dazu Wilhelm HENNIS: Haben wir ein faules Parlament? Wünsche an den neuen Bundestag 
-  Die Reform ist unausweichlich, in: »Die Zeit«, 22. Oktober 1965, S. 7.

2 Die Gesamtzahl der Ausschußsitzungen nahm im Vergleich zur 4. Wahlperiode von 2541 auf 2161 
ab. Vgl. dazu DATENHANDBUCH 1949-1999, II, S. 2023.

3 Von den Ausschüssen, deren Aufgabengebiet eine Schnittmenge zur Außenpolitik aufwies, kam nur 
der Verteidigungsausschuß auf eine größere Anzahl von Sitzungen: Verteidigungsausschuß (109 Sit­
zungen), Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik (82 Sitzungen), Ausschuß für 
Entwicklungshilfe (68 Sitzungen), Außenhandelsausschuß (51 Sitzungen), Ausschuß für gesamtdeut­
sche und Berliner Fragen (53 Sitzungen). Vgl. dazu DATENHANDBUCH 1949-1999, II, S. 2024-2033.

4 Vgl. dazu Dok. 19.
5 Vgl. dazu Dok. 50 und 66.
6 Vgl. dazu Dok. 88.
7 Vgl. dazu Dok. 7, 10 und 13.
8 Vgl. dazu Dok. 68 und 75.
9 Vgl. dazu Dok. 38 und 66.

f0 Vgl. dazu Dok. 67, 68, 91 und 92.
11 Vgl. dazu Dok. 12, 33, 40 und 62.
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für einen Nichtverbreitungsvertrag zu erhalten, wurde von K op f  unter Hinweis auf die 
Wahlkampfverpflichtungen der Ausschußmitglieder zurückgewiesen.12 Da die UdSSR 
die amerikanischen Vorschläge abgelehnt habe, bestand für ihn »im Augenblick keine 
zwingende Notwendigkeit für die Einberufung des Ausschusses«.13 
Außenminister Brandt erschien am 21. Juli 1967 vor dem Ausschuß und erstattete ei­
nen außenpolitischen Lagebericht.14 In den Sitzungen vom 29. Juli 196815 und 13. Au­
gust 196816 informierten Brandt und sein Staatssekretär D uckwitz den Ausschuß über 
den Bürgerkrieg in Nigeria und die Entwicklung in der CSSR. Nach der militärischen 
Intervention des Warschauer Paktes am 21. August 1968 unterrichteten Bundeskanzler 
K iesin ger, Außenminister B randt, Verteidigungsminister S ch röd er  und der Minister für 
gesamtdeutsche Fragen Web n er  am 27. August 196817 über die Hintergründe und ihre 
Bewertung. Einen Monat vor der Bundestagswahl 1969 gab Brandt dem Ausschuß ei­
nen Bericht über die außenpolitische Lage unter besonderer Berücksichtigung der Ost­
politik.18
Hinsichtlich der Sitzungsdauer gab es im Vergleich zur vorigen Wahlperiode Kontinui­
tät. Die Mehrzahl der Sitzungen blieb in einem Zeitrahmen von zwei bis vier Stunden. 
Sieben Sitzungen dauerten weniger als eine Stunde, darunter die konstituierende Sit­
zung.19 Dreimal tagte der Ausschuß zwischen vier und fünf Stunden20 und viermal mehr 
als fünf Stunden an einem Tag, wobei zwischenzeitlich Pausen eingelegt wurden.21 
Der Auswärtige Ausschuß trug durch mehrere Sitzungen in Berlin (West) dazu bei, die 
Bindung des Landes Berlin an den Bund nach außen sichtbar zu demonstrieren. Je 
fünfmal trat der Ausschuß im Bundeshaus22 bzw. im Reichstag23 in Berlin zusammen. 
Da die ursprünglich für die Zeit vom 23. bis 27. September 1968 geplante Berlin-Woche 
mit Plenarsitzungen kurzfristig zugunsten einer außenpolitischen Debatte in Bonn ab­
gesagt wurde, kam den Ausschußsitzungen eine größere symbolische Bedeutung zu.24 
Die 86 anderen Sitzungen fanden in den Räumen des Bundestages in Bonn statt.
Die Planung der Ausschußsitzungen wurde mitunter dadurch erschwert, daß nicht 
immer vorhersehbar war, wie lange Plenardebatten dauern würden. Da den Ausschuß­
vorsitzenden bekannt war, daß der Bundestagspräsident Ausschußsitzungen während

12 Vgl. dazu das Schreiben Kopfs vom 25. August 1965 an Kühlmann-Stumm; PA/AA, B 4, Bd. 4. -  Vgl. 
dazu auch den Artikel »Belastetes Vertrauensverhältnis. FDP besteht nach wie vor auf Einberufung 
des Außenpolitischen Ausschusses«; SÜD WEST-MERKUR, 10. September 1965; BT Pressedokumen­
tation; Artikel »Ist Wahlkampf wichtiger?«; SÜDWEST-MERKUR, 3. September 1965; BT Pressedo­
kumentation.

13 Für das Schreiben Kopfs vom 30. August 1968 an Kühlmann-Stumm vgl. PA/AA, B 4, Bd. 4.
14 Vgl. dazu Dok. 40.
15 Vgl. dazu Dok. 66.
16 Vgl. dazu Dok. 67.
17 Vgl. dazu Dok. 68.
18 Zur Ausschußsitzung vom 27. August 1969 vgl. Dok. 96.
19 Vgl. dazu Dok. 1, 35, 55, 70, 86, 92 und 95.
20 Vgl. dazu Dok. 40, 41 und 49.
21 Vgl. dazu Dok. 46, 53, 58 und 65.
22 Vgl. dazu Dok. 4, 10, 19, 36 und 37. -  In der 37. Sitzung stellte der Abg. Mommer den -  erfolgrei­

chen -  Antrag, bei den Berliner Sitzungen in Zukunft »nicht mehr in dem akustisch ungünstigen Saal 
im Bundeshaus zu tagen«. Vgl. dazu Dok. 37, S. 480.

23 Vgl. dazu Dok. 44, 58, 71, 74 und 91.
24 Zur Präsenz des Bundestages in Berlin (West) in den Jahren 1949-1969 vgl. DATENHANDBUCH 

1949-1999, II, S. 1500.
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der Plenardebatten nur in Ausnahmefällen genehmigte25, führte K op f  die »bewährte« 
Praxis fort, die Sitzung als Besprechung einzuberufen. K op f  eröffnete beispielsweise die 
dritte Zusammenkunft am 13. Januar 1966 mit dem Hinweis, daß diese den Charakter 
einer Besprechung habe, weil das Plenum noch tage. Er schlug gleichzeitig vor, auf die 
Besprechung dieselben Grundsätze anzuwenden wie für Ausschußsitzungen und des­
halb die Vertraulichkeit herzustellen.26 Eine weitere Sitzung wurde als Besprechung 
eröffnet, zwischenzeitlich unterbrochen, um den Ausschußmitgliedern die Teilnahme 
an der Abstimmung im Plenum zu ermöglichen, und anschließend als eine reguläre Sit­
zung fortgesetzt.27
Als der Ausschußvorsitzende die Mitglieder zu einer »Besprechung Abgeordneter Dr. 
K opf«  für den 26. Mai 1966 einlud28, wies W ebner in einem Schreiben an K o p f  auf die 
Nachteile dieser Vorgehensweise hin. Wenn der Außenminister einen Bericht erstatte, 
müsse den Ausschußmitgliedern die Möglichkeit gegeben werden, an der Sitzung teil­
zunehmen, ohne gleichzeitig Abstimmungen zu versäumen. W ehner meldete vorsorg­
lich seinen Widerspruch gegen K opfs Verfahrensweise für den Fall an, daß die Haus­
haltsberatungen im Plenum bis zum Beginn der Zusammenkunft des Ausschusses dau­
ern würden.29 30 31 32 * K op f  berief daraufhin die Ausschußsitzung für den 27. Mai 1966 ein.50

2. Teilnehmer an den Sitzungen

Durch die Verabschiedung der Geheimschutzordnung und der damit verbundenen Er­
gänzungen zur Geschäftsordnung hatte der Bundestag in der 4. Wahlperiode die für die 
Teilnahme an vertraulichen Ausschußsitzungen geltenden Regeln kodifiziert. Wenn in 
einem Ausschuß die Vertraulichkeit beschlossen wurde, hatten »alle Teilnehmer der 
Ausschußsitzung, deren Anwesenheit für diese Beratung nicht erforderlich ist, den Sit­
zungssaal« zu verlassen.51 Eine Ausnahme wurde nur für den Bundestagspräsidenten 
und seine Stellvertreter, für die Fraktionsvorsitzenden und ihre Stellvertreter und die 
parlamentarischen Geschäftsführer gemacht.52
Die Gesamtzahl der Sitzungsteilnehmer sank während der Regierungszeit der Großen 
Koalition. Im Zeitraum vom Dezember 1965 bis zum 25. Januar 1967, dem Datum des 
großen Revirements im Ausschuß nach der Regierungsbildung der Großen Koalition,

25 In der Sitzung des Ältestenrats vom 14. November 1967 stellte Bundestagspräsident Gerstenmaier 
fest: »Die Plenarsitzungen haben unbedingten Vorrang vor jeder anderen Veranstaltung parlamenta­
rischer Art.« Vgl. BT ParlA, 5. WP, Ältestenrat, Protokoll der 57. Sitzung.

26 Vgl. Dok. 3, S. 33.
27 Vgl. dazu Dok. 16, S. 184.
28 Für das Einladungsschreiben Kopfs vom 18. Mai 1966 vgl. BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, Anlage 

zum Protokoll der 12. Sitzung.
29 Für das Schreiben Wehners vom 24. Mai 1966 an Kopf vgl. AdsD, SPD-Bundestagsfraktion V. Wahl­

periode. Büro Herbert Wehner, Mappe 1925.
30 Für das Einladungsschreiben Kopfs vom 25. Mai 1966 vgl. BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, Anlage 

zum Protokoll der 12. Sitzung.
31 Vgl. BT ANL., Bd. 90, Drs. IV/2303, S. 2; BT STEN. BER., Bd. 55, S. 6498.
32 Bundestagspräsident Gerstenmaier nahm an einer Ausschußsitzung teil. Vgl. dazu Dok. 1. -  Der

FDP-Fraktionsvorsitzende Freiherr von Kühlmann-Stumm besuchte fünf Ausschußsitzungen. Vgl. 
dazu Dok. 3-5, 34, 46. -  Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion Hirsch und der parla­
mentarische Geschäftsführer Jahn nahmen an einer bzw. fünf Ausschußsitzungen teil. Vgl. dazu 
Dok. 53 bzw. Dok. 22, 25-27 und 29.
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war für acht Sitzungen eine Teilnehmerschaft zwischen 30 und 39 Personen festzustel­
len. Je sieben Sitzungen besuchten 40 bis 49 und 50 bis 59 Teilnehmer. Bei drei Sitzun­
gen stieg die Anzahl der Teilnehmer auf über 60.
Von den 61 Ausschußsitzungen ab dem 26. Januar 1967 erreichten hingegen siebzehn 
Sitzungen noch nicht einmal eine Teilnehmerzahl von 30. Vierzehn Sitzungen hatten 
zwischen 30 und 39 Teilnehmer, siebzehn Sitzungen zwischen 40 und 49 und fünfzehn 
Sitzungen zwischen 50 und 59 Teilnehmer. Immerhin acht waren mit 60 Teilnehmern 
sehr gut besucht.
Im Vergleich zur 4. Wahlperiode, als sich bei rund einem Drittel der Sitzungen die Zahl 
der Teilnehmer auf weniger als 40 belief, bestand in den Jahren 1965/66 Kontinuität. 
Acht dieser 25 Ausschußsitzungen hatten weniger als 40 Teilnehmer. Das Interesse, an 
einer Sitzung des Auswärtigen Ausschuß teilzunehmen, nahm demgegenüber in den 
Jahren 1967 bis 1969 stark ab. 31 der 61 Ausschußsitzungen zogen weniger als 40 Teil­
nehmer an. Die Höchstzahlen lagen bei 98 und 109 Teilnehmern.33 Für diese Entwick­
lung war hauptsächlich die gesunkene Teilnahmebereitschaft der Vertreter des Bundes­
rats sowie der ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder verantwortlich.

A bgeordn ete
Der Koalitionswechsel mitten in der Wahlperiode führte zu einer erdrückenden Mehr­
heit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD. Das Ausschußmitglied W rangel 
(CDU) urteilte aus der Rückschau: »Für uns junge Abgeordnete war die Große Koali­
tion etwas recht Langweiliges. Wir hatten stets eine Mehrheit, das Plenum war leer, die 
Ausschüsse schwach besetzt.«34 Anhand der Anwesenheitslisten läßt sich feststellen, 
welche Abgeordnete an einer Ausschußsitzung teilgenommen haben, nicht aber, ob sie 
während der gesamten Sitzung anwesend waren.35
Die Zahlen für die Teilnahme an Sitzungen im Auswärtigen Ausschuß der Großen 
Koalition bestätigen W rangels Eindruck. Zu zwei Sitzungen erschienen weniger als 
zehn Mitglieder, was aber mit den besonderen Umständen zu erklären ist.36 Zwanzig 
Sitzungen hatten eine Teilnehmerzahl zwischen elf und zwanzig Mitgliedern. Eine 
Anwesenheitsquote von 30 und mehr Mitgliedern wurde bei zwölf Sitzungen erzielt, 
davon hatten zwei sogar mehr als 40 Teilnehmer.37
Die Beschlußfähigkeit des Ausschusses gemäß § 49 der Geschäftsordnung des Bundes­
tages38 wurde niemals in Frage gestellt. Mit Erfolg hätte sie in vierzehn Sitzungen an-

53 An der Sitzung vom 29. Juli 1968 nahmen Mitglieder des Ausschusses für Entwicklungshilfe teil. Vgl. 
dazu Dok. 66. -  Zu der Sitzung vom 27. August 1968 wurden die Mitglieder des Ausschusses für ge­
samtdeutsche und Berliner Fragen zugelassen. Vgl. dazu Dok. 68.

34 Vgl. WRANGEL, Aufzeichnungen, S. 103.
35 Nicht aufgenommen in die Anwesenheitslisten und in der Statistik nicht berücksichtigt wurden die 

protokollierenden Stenographen sowie Friedrich Schramm, der Sekretär des Auswärtigen Ausschusses.
36 In der Sitzung vom 27. März 1969 wurde dem Plenum ein Gesetzentwurf zur Annahme empfohlen, 

ein Bericht der Bundesregierung stand nicht auf der Tagesordnung. Vgl. dazu Dok. 86. -  Bei der Sit­
zung vom 8. Mai 1969 handelte es sich um eine vom Rechtsausschuß durchgeführte Sachverständi­
genanhörung. Vgl. dazu Dok. 88.

57 Bei der Sitzung vom 2. Februar 1967 nahmen mehrere Abgeordnete erstmals an einer Ausschußsit­
zung teil. Vgl. dazu Dok. 27. -  In der Ausschußsitzung vom 7. September 1967 referierte Bundes­
kanzler Kiesinger zum ersten Mal über die Außenpolitik seiner Regierung. Vgl. dazu Dok. 43.

3$ Gemäß § 49 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vom 1. Januar 1952 war ein 
Ausschuß beschlußfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder anwesend war. Für den Wortlaut vgl. BT 
ANL., Bd. 15, Drs. 1/3000.
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gezweifelt werden können, sofern es nicht gelungen wäre, kurzfristig Mitglieder her­
beizurufen. In der Sitzung vom 3. Oktober 1968, die ausweislich der Anwesenheitsliste 
von immerhin 28 Abgeordneten besuchte wurde, beantragte Sänger , die Sitzung aufzu­
heben, »da der Ausschuß mit der verbliebenen schwachen Besetzung der immer mehr 
ins Grundsätzliche gehenden Problematik nicht mehr gerecht werden könne. Die an­
stehenden Fragen müßten bei späterer Gelegenheit mit voller Ausschußbesetzung auf­
gegriffen werden.«39
Genauso wie bei den Unionsmitgliedern des Ausschusses sank die Teilnahmebereit­
schaft auch bei den sozialdemokratischen Ausschußmitgliedern in den Jahren 1967 bis 
1969. Nur 16mal erreichten die versammelten sozialdemokratischen Mitglieder ihre 
Sollstärke. Bis zum Eintritt in die Regierungsverantwortung geschah es in zwei Fällen, 
daß die Abgeordneten der SPD im Ausschuß eine Mehrheit hatten.40 In beiden Sitzun­
gen standen allerdings keine kontroversen Abstimmungen an, so daß für die Regie­
rungsfraktionen unliebsame Beschlüsse nicht zu befürchten waren.
Daß die Teilnahmebereitschaft durch den Oppositionsstatus begünstigt wird, bestätigt 
eine Analyse des Verhaltens der freidemokratischen Abgeordneten. Bis der Wechsel 
von den Ministerämtern in den Auswärtigen Ausschuß bei den FDP-Abgeordneten im 
Januar 1967 umgesetzt wurde, erreichten die Ausschußmitglieder der FDP in sieben 
Fällen mindestens ihre Sollstärke von drei abstimmungsberechtigten Abgeordneten. An 
zwei dieser 25 Sitzungen nahm überhaupt kein Mitglied der FDP-Fraktion teil. Von 
Ende Januar 1967 bis zum August 1969 nahmen an 32 der 71 Sitzungen mehr als drei 
freidemokratische Ausschußmitglieder, die nunmehr die Opposition im Ausschuß ver­
körperten. Gar nicht vertreten war die FDP in sieben Ausschußsitzungen.
Der Ausschuß machte von seinem Recht Gebrauch, zu bestimmten Tagesordnungs­
punkten weitere Abgeordnete zuzulassen. So referierte beispielsweise der Berichterstat­
ter des Haushaltsausschusses, C om in g  (CDU), über die Haushaltspositionen des Aus­
wärtigen Amts41, oder die Abg. R en ger  (SPD) wurde als Vorsitzende der Deutschen 
Gesellschaft für die Vereinten Nationen eingeladen.42
Gemeinsame Sitzungen führte der Auswärtige Ausschuß mit dem Ausschuß für Wis­
senschaft, Kulturpolitik und Publizistik und dem Ausschuß für Entwicklungshilfe 
durch.43 Auf die Teilnahme von Fraktionsvorsitzenden und parlamentarischen Ge­
schäftsführern wurde bereits eingegangen.44

R eg ieru n g sm itg lied er  und  R eg ieru n g sv er tr e te r
Die Ausschußmitglieder waren daran interessiert, Berichte und Analysen von mög­
lichst hochrangigen Regierungsvertretern zu erhalten. Die »guten alten Zeiten«, als mit 
dem Außenminister A denauer auch immer der Bundeskanzler A denauer vor dem Aus­
schuß erschien, gehörten seit 1955 der Vergangenheit an. Bundeskanzler Erhard nahm 
wie in der 4. Wahlperiode einmal an einer Ausschußsitzung teil. Er berichtete dem 
Ausschuß am 9. Februar 1966 über seine Gespräche mit dem französischen Staatspräsi­
denten d e G aulle am 7./8. Februar 1966.45 Erhards Nachfolger als Bundeskanzler, Kurt

39 Vgl. Dok. 72, S. 1106.
40 Vgl. dazu Dok. 10 und 17.
41 Vgl. dazu Dok. 31, SVP A und Dok. 76, SVP A.
42 Vgl. dazu Dok. 61.
43 Vgl. dazu bereits S. XXV.
44 Vgl. dazu S. XXVII.
45 Vgl. dazu Dok. 5, SVP A.
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Georg K iesin ger , hatte als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses vom Dezember 
1954 bis zum Januar 1959 einen Beitrag zur Schaffung einer sachlichen Auseinanderset­
zung über die Außenpolitik zwischen CDU/CSU und SPD geleistet.46 Daß K iesin ger  
an sieben Ausschußsitzungen teilnahm47, war weniger mit den nostalgischen Gefühlen 
zu erklären, die in seinen Begrüßungsworten bei seiner ersten Teilnahme am 7. Sep­
tember 1967 anklangen48, als vielmehr mit der Gelegenheit, die Außenpolitik der von 
ihm geführten Bundesregierung autoritativ vor dem zuständigen Bundestagsgremium 
erläutern zu können.49 K iesin ger  war bereits als Außenminister im Kabinett Erhard im 
Gespräch gewesen. Nach Angaben des Nachrichtenmagazins »Der Spiegel« hatte er 
sich bereit erklärt, das Amt des Außenministers anzunehmen, wenn die sachlichen 
Vorbedingungen geklärt werden könnten.50
Trotz aller Versuche der »Gaullisten« in der CDU/CSU-Fraktion, eine zweite Amts­
zeit des Außenministers zu verhindern, wurde der »Atlantiker« S ch röd er  bei der Regie­
rungsbildung 1965 von Erhard erneut berücksichtigt. Die »Affäre H uyn«, welche die 
Regierungsbildung überschattete, kam zwar in einer Fragestunde des Bundestages zur 
Sprache, nicht aber im -  noch nicht konstituierten -  Auswärtigen Ausschuß.51 LR G raf 
H uyn  (AA) hatte am 21. Oktober 1965 »aus Gewissensgründen« das Ausschußmitglied 
G uttenh erg  davon in Kenntnis gesetzt, daß S ch röd er  entgegen den Bestimmungen des 
deutsch-französischen Freundschaftsvertrages einen Konsultationspakt mit Großbri­
tannien vorbereite. S ch röd er  nahm in seiner Amtszeit als Außenminister bis Dezember 
1966 an sechs Ausschußsitzungen teil.
Sein Nachfolger wurde der SPD-Vorsitzende Brandt. Angesichts der Anforderungen, 
die Partei und Amt an ihn stellten, kann seine Anwesenheit an zwanzig Sitzungen nicht 
als Mißachtung des Ausschusses angesehen werden. S ch röd er  und B randt standen dem 
Ausschuß somit in 26 der 96 Ausschußsitzungen Rede und Antwort52 Im Vergleich 
zur 4. Wahlperiode, als S ch röd er  an 36 der 87 Sitzungen teilgenommen hatte, war dies 
eine Verschlechterung, die aber durch die häufigere Teilnahme des Bundeskanzlers und 
-  seit 1967 -  des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister des Auswärti­
gen kompensiert wurde.

46 Vgl. dazu Philipp GASSERT: Im Schatten Adenauers: Kurt Georg Kiesinger als parlamentarischer 
Außenpolitiker in den 1950er Jahren, in: Günter Buchstab, Philipp Gassert und Peter Thaddäus Lang 
(Hrsg.): Kurt Georg Kiesinger 1904-1988. Von Ebingen ins Kanzleramt, Freiburg/Basel/Wien 2005, 
S. 269-302.

47 Vgl. dazu Dok. 41, 51, 55, 57, 68, 70 und 72.
48 Vgl. dazu Dok. 41, S. 548.
49 Vgl. dazu das Kapitel »Bühne der Exekutive«, S. CIII-CVI.
50 Vgl. dazu den Artikel »Formierte Gesellschaft«; DER SPIEGEL, 29. September 1965, S. 23-28, hier S. 28.
51 Vgl. die Erklärung der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag vom 14. November 1965, zitiert 

bei Ulrich WIRZ: Karl Theodor von und zu Guttenberg und das Zustandekommen der Großen Ko­
alition, Grub am Forst 1997, S. 398, Anm. 37; EIBL, Politik, S. 382 f.; Martin SCHAAD: Eine »gaulli­
stische« Inszenierung: Zur Affäre um den Grafen Huyn, in: Historisch-Politische Mitteilungen 8 
(2001), S. 94-111. -  Vgl. dazu ferner die Anfrage des Abg. Hein (SPD) in der Fragestunde vom 24. 
November 1965 und deren Beantwortung durch Schröder; BT STEN. BER., Bd. 60, S. 48-49.

52 Am 29. Mai 1970 legte VLR Schott (AA) Bundesminister Scheel eine Aufzeichnung »Anwesenheit 
des Herrn Bundesministers bei Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses« vor, in welcher der Vor­
wurf widerlegt werden sollte, daß Scheel dem Auswärtigen Ausschuß seltener zur Verfügung stehe 
als seine beiden Vorgänger. Darin wurde unzutreffenderweise behauptet, daß Brandt nach dem 5. De­
zember 1968 an keiner Ausschußsitzung mehr teilgenommen habe. Vgl. dazu PA/AA, B 4, Bd. 73. -  
Tatsächlich erstattete Brandt dem Ausschuß auch in den Sitzungen vom 24. April und 27. August 
1969 Bericht. Vgl. dazu Dok. 87 und 96.
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In sechs Sitzungen erstatteten andere Ressortminister dem Ausschuß einen Bericht. 
Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen, D ollin ger , nahm an der Sit­
zung vom 31. Oktober 1968 über den Einfluß von Rundfunk und Fernsehen der Bun­
desrepublik auf die DDR und die osteuropäischen Staaten teil.53 Der Bundesminister 
des Innern, Lücke, gab in der Sitzung vom 28. April 1966 einen Überblick über die 
Hilfsmaßnahmen der Bundesrepublik für Vietnam54 und berichtete am 25. Oktober 
1967 über seinen Besuch in Teheran.55 Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, S ch eel, erläuterte am 19. Januar 1966 seine Konzeption der deutschen Ent­
wicklungspolitik.56 Sein Nachfolger W ischnewski berichtete am 21. Juni 1967 über sei­
ne gemeinsame Asienreise mit Bundespräsident LübkeL*7 Verteidigungsminister Schrö­
d e r  referierte in der Ausschußsitzung vom 27. August 1968 über die veränderte Sicher­
heitslage nach dem militärischen Einmarsch der Truppen des Warschauer Pakts in die 
CSSR.58 An dieser Sitzung nahm auch der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, 
Web n er , teil, ohne aber das Wort zu ergreifen.
Das Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs wurde durch das Gesetz vom 4. April
1967 über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre geschaffen.59 
Der erste Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des Auswärtigen, Ger­
hard Ja h n , hatte bereits in seiner Eigenschaft als parlamentarischer Geschäftsführer der 
SPD-Fraktion die Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses besucht. Durch seine Teil­
nahme an 28 Sitzungen entlastete er den Minister und die beamteten Staatssekretäre des 
Auswärtigen Amts, Carstens, D uckwitz , Lahr und Schütz , erheblich. Zusammenge­
nommen nahmen letztere an 21 Ausschußsitzungen teil.
Das Auswärtige Amt stellte natürlich das größte Teilnehmerkontingent aller Ministeri­
en bei den Ausschußsitzungen. An 39 der 96 Sitzungen nahmen zwischen sechs und 
zehn Vertreter des Auswärtigen Amts teil; zu achtzehn Sitzungen entsandte es mehr als 
zehn Teilnehmer.60 Sosehr der Ausschuß ein Interesse daran hatte, die großen Linien 
der Außenpolitik durch den Bundeskanzler und den Außenminister erläutert zu be­
kommen, erwarteten die Ausschußmitglieder die Anwesenheit der Experten zur Be­
antwortung von Detailfragen. So schlug Vorsitzender K op f  in der Sitzung vom 30. Mai
1968 vor, einen Tagesordnungspunkt

»in der gegenwärtigen Sitzung nicht abschließend zu behandeln, sondern zuvor die Stel­
lungnahme der entsprechenden Fachleute des Auswärtigen Amtes abzuwarten. Er bedau­
ert in diesem Zusammenhang, daß die betreffenden Fachleute nicht zugegen seien, und 
regt an, künftig nicht nur die Vertragsfachleute, sondern auch die Afrikaexperten bei der 
Behandlung dieses Themas heranzuziehen.«61

53 Zum Bericht Dollingers vgl. Dok. 75, SVP B. -  Die Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses ver­
wandten die Begriffe »Osteuropa« und »Ostblock« bzw. »osteuropäische Staaten« und »Ostblock­
staaten« meistens synonym, wobei auch Polen zu den osteuropäischen Staaten gerechnet wurde. Die 
Einleitung folgt diesem Sprachgebrauch.

54 Vgl. dazu Dok. 10, SVP E.
55 Vgl. dazu Dok. 45, SVP A.
56 Vgl. dazu Dok. 4, SVP G.
57 Vgl. dazu Dok. 36, SVP A.
58 Vgl. dazu Dok. 68, SVP B.
59 Vgl. dazu BGBl. 1967, I, S. 396. -  Vgl. dazu ferner ausführlich Julia HEFTY: Die Parlamentarischen 

Staatssekretäre im Bund. Eine Entwicklungsgeschichte seit 1967, Düsseldorf 2005.
60 Das größte Kontingent des Auswärtigen Amts nahm an der Sitzung vom 9. November 1967 teil. 22 

Amtsangehörige begleiteten Bundesminister Brandt. Vgl. dazu Dok. 46.
61 Vgl. Dok. 63, S. 887. -  In der Ausschußsitzung vom 24. Januar 1968 erkundigte sich der Abg. Müller 

(SPD) in der Aussprache zu Waffenlieferungen der Bundesrepublik nach Nigeria danach, ob die
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Koordiniert wurde die Vorbereitung der Ausschußsitzungen für die Amtsspitze durch 
den jeweiligen Leiter des Referats L 1 (Parlaments- und Kabinettsreferat). Richard Bal­
ken oblag diese Aufgabe bis zum Ende der Amtszeit Schröders. Er nahm bis zum No­
vember 1966 an 22 Ausschußsitzungen teil. Sein Nachfolger Gerhard R itzel erwarb bei 
dieser Tätigkeit das Vertrauen des Außenministers Brandt. Im April 1968 wurde er 
zum Leiter des Ministerbüros ernannt.62 Bis zu seiner Versetzung besuchte er 32 Aus­
schußsitzungen. Ihm folgte Hans Bock als Leiter des Parlaments- und Kabinettsrefe­
rats. Zuvor war er im Planungsstab unter Ministerialdirektor Bahr tätig gewesen. Von 
Mai 1968 bis August 1969 nahm er an 26 Ausschußsitzungen teil. Unterstützung erhiel­
ten die Referatsleiter durch ihren Referenten LR K nack sted t, der mit 44 Sitzungsteil­
nahmen über die gesamte Wahlperiode für Kontinuität in der Zusammenarbeit zwi­
schen dem Auswärtigen Ausschuß und dem Auswärtigen Amt sorgte.
Das Bundeskanzleramt und die anderen Ministerien waren bei den Sitzungen seltener 
vertreten. Das frühere Ausschußmitglied G utten b erg  kehrte als Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundeskanzler viermal an seine alte Wirkungsstätte zurück. Die 
seltene Teilnahme von Angehörigen des Kanzleramts wurde durch die regelmäßige 
Teilnahme von Angehörigen des dem Bundeskanzleramt unterstellten Presse- und In­
formationsamt kompensiert. Einschließlich des Auswärtigen Amts entsandten sech­
zehn Ministerien ihre Angehörigen zu Ausschußsitzungen. Die enge Verbindung von 
Außen- und Deutschlandpolitik wurde durch die häufige Teilnahme von Angehörigen 
des Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen verdeutlicht. Mit 73 Teilnahmen 
lag dieses Ministerium deutlich vor dem Bundesministerium der Verteidigung (50), 
dem Bundesministerium des Innern (35), dem Bundesministerium für Wirtschaft (24) 
und dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (18).
Der Ausschuß legte Wert darauf, daß die Ministerien bei der Entsendung ihrer Ange­
hörigen sein Prestige respektierten. Abg. Furier (CDU) etwa kritisierte in der Sitzung 
vom 29. Juni 1967 die Vertretung des Bundesinnenministeriums durch einen Regie­
rungsassessor. Er bat K op f  mit Zustimmung des Ausschusses, »dem Herrn Bundesin­
nenminister das Befremden des Auswärtigen Ausschusses über die mangelhafte Reprä­
sentation seines Hauses« mitzuteilen.63 Die formal zutreffende Argumentation des 
Ministeriums, daß der Betreffende die entsprechenden Vollmachten besessen habe, 
wurde von K op f  zurückgewiesen. Denn es »handle sich nicht nur um eine juristische, 
sondern auch um eine politische Frage. Die Würde und das Ansehen des Ausschusses 
verlangten die Entsendung von Vertretern, die vom Ausschuß als gleichgewichtig aner­
kannt werden könnten. Die juristische Legitimation allein reiche nicht aus.«64

Bundesregierung auch keine Kredite an Privatfirmen, die Waffenfabriken bauten, zur Verfügung 
stelle. Staatssekretär Lahr (AA) erwiderte darauf, daß diese Frage »völlig außerhalb des heutigen Be­
ratungsthemas liege. Wenn er hierauf eine präzise Antwort geben solle, müsse er sich vorher darüber 
noch informieren.« Vgl. dazu Dok. 53, S. 734.

62 Zu Ritzels Verhältnis zum Vorsitzenden Kopf vgl. Dok. 61, Anm. 4.
63 Vgl. Dok. 39, SVP A.
64 Vgl. Dok. 42, S. 610. -  In der Sitzung des Ältestenrats vom 14. Oktober 1968 nahm Bundestagspräsi­

dent Gerstenmaier zu der Frage Stellung, ob Fraktionsassistenten an den nichtöffentlichen Aus­
schußsitzungen teilnehmen könnten. Er vertrat die Auffassung, daß nach § 73 GO die Ausschüsse 
nicht berechtigt seien, die Fraktionsassistenten zu ihren nichtöffentlichen Sitzungen zuzulassen. Die 
Vertreter der Fraktionen pflichteten Gerstenmaiers Rechtsauffassung bei. Vgl. BT ParlA, 5. WP, Äl­
testenrat, Protokoll der 83. Sitzung.
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M itg lied er und  B eau ftra g te des Bundesrats
Die Teilnahme der Mitglieder und Beauftragten des Bundesrats blieb im Vergleich zur
4. Wahlperiode konstant. An 73 Sitzungen nahmen nicht mehr als fünf Ländervertreter 
teil; bei dreizehn Sitzungen blieb die »Bundesratsbank« leer. Ein stetiges Interesse an 
den Ausschußsitzungen zeigten Bayern, Berlin und Hamburg. Ihre Vertreter nahmen 
an jeweils über 50 Sitzungen teil. Da sich die Länder durch das Personal ihrer Vertre­
tungen beim Bund repräsentieren ließen, beteiligten sich die Beauftragten des Bundes­
rats nicht aktiv an den Diskussionen im Ausschuß. Detailfragen konnte die Mini- 
sterialbürokratie beantworten, und zu politischen Feststellungen fehlte ihnen die Legi­
timation.
Eine gemeinsame Sitzung mit dem Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten des Bun­
desrats fand in der 5. Wahlperiode nicht statt. Mitglieder des Bundesrats nahmen nicht 
an den Ausschußsitzungen teil. Eine Ausnahme stellte die Sitzung vom 2. Oktober 
1968 dar, als der Regierende Bürgermeister von Berlin, Schütz , über die Lage in der 
geteilten Stadt berichtete.65

Sonstige T eiln ehm er
Wie in der Wahlperiode zuvor war der Ausschuß bemüht, externen Sachverstand her­
anzuziehen. Die Einladung von Sachverständigen geschah vornehmlich durch die Un­
terausschüsse und Arbeitsgruppen des Hauptausschusses. In der 5. Wahlperiode wur­
den soziale Verbände zur humanitären Hilfe für Vietnam und Nigeria/Biafra gehört66, 
ferner Vertreter der Deutschen Lufthansa67, Vertreter des Börsenvereins des Deutschen 
Buchhandels zum Buchexport in devisenschwache Länder68, deutsche Mitglieder der 
Hohen Behörde der EGKS bzw. der Europäischen Kommission69 sowie die Intendan­
ten Barsig (Sender Freies Berlin), S teign er  (Deutsche Welle) und Thedieck  (Deutsch­
landfunk)70. In zwei Sitzungen nahmen Mitarbeiter des Bundesinstituts für ost­
wissenschaftliche und internationale Studien in Köln zu Gegenwartsproblemen der 
sowjetischen Politik Stellung.71

3. Unterausschüsse

In der 5. Wahlperiode setzte der Auswärtige Ausschuß fünf Unterausschüsse und drei 
Arbeitsgruppen ein. Zwei dieser Arbeitsgruppen wurden im Verlauf der Wahlperiode 
zu Unterausschüssen aufgewertet.72 Die Vorsitzenden der Unterausschüsse wurden 
nur von den beiden großen Fraktionen CDU/CSU und SPD gestellt. Die Unteraus­
schüsse entlasteten die Arbeit des Hauptausschusses. Indem der Auswärtige Ausschuß 
die zeitaufwendige Anhörung von Sachverständigen an die Unterausschüsse delegierte, 
blieb ihm mehr Zeit für die »Große Politik«. Einige Unterausschüsse waren während

65 Vgl. dazu Dok. 71.
66  Vgl. dazu Dok. 15 und 6 6 .
67 Vgl. dazu Dok. 23 und 80.
6 8 Vgl. dazu Dok, 30.
69  Vgl. dazu Dok. 38. und 65.
70 Vgl. dazu Dok. 75.
71 Vgl. dazu Dok. 85 und 87.
72 Vgl. dazu das Verzeichnis der Unterausschüsse, S. CLXf.
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der gesamten Wahlperiode tätig. Die Unterausschüsse für Fragen der Auslandskul­
turarbeit und »Vietnam-Hilfe« tagten 22- bzw. 24mal. Der erst gegen Ende der Wahl­
periode konstituierte Unterausschuß für Rundfunkfragen trat dagegen nur zweimal zu­
sammen. Die nachfolgenden Ausführungen zur Tätigkeit der Unterausschüsse folgen 
dem Datum der Einsetzung.
Am 19. Januar 1966 nahm der Auswärtige Ausschuß einen Bericht des Abg. Paul (SPD) 
über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarats entgegen. Paul teilte 
mit, daß es wegen der Handhabung des Asylrechts zahlreiche Beschwerden gegeben 
habe, die sich in erster Linie gegen die Praxis der Asylgewährung in Dänemark und der 
Bundesrepublik gerichtet hätten. Der Ausschuß beschloß daraufhin die Bildung einer 
Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz Pauls, die sich mit den außenpolitischen Aspekten 
der Handhabung des Ausländergesetzes bei der Gewährung von Asyl beschäftigen 
sollte.73 Innenminister Lücke wurde vom Vorsitzenden K op f  aufgefordert, für die Ar­
beitsgruppe eine Dokumentation auszuarbeiten, in der anhand von Einzelfällen aus der 
Zeit vor und nach Inkrafttreten des Ausländergesetzes das bisher geübte Verfahren 
aufgezeigt werde.74 Staatssekretär S chä fer (BMI) stellte die von K op f  geforderte Do­
kumentation über Asylrecht und -praxis in der Bundesrepublik in der Ausschußsit­
zung vom 10. März 1966 vor. Dieser Bericht bildete die Grundlage für die Tätigkeit des 
inzwischen zum Unterausschuß für Fragen des Asylrechts aufgewerteten Gremiums. 
Der Unterausschuß nahm in zwei Anhörungen Berichte von Sachverständigen zur 
Asylrechtspraxis gegenüber Flüchtlingen aus den Ostblockstaaten75 und des Vertreters 
des Hohen Kommissars für Flüchtlinge der UNO entgegen.76 In der Sitzung vom 29. 
Juni 1966 informierten Paul und Czaja den Hauptausschuß über die Behandlung von 
sogenannten Wirtschaftsflüchtlingen und die Anwendung der Verwaltungsvorschriften 
zum Ausländergesetz vom 28. April 1965. Sie ersuchten die Bundesregierung, in der 
Innenministerkonferenz vorzuschlagen, daß Personen aus Ostblockstaaten, die nicht 
als Asylberechtigte anerkennt wurden, eine zeitlich befristete Aufenthaltserlaubnis er­
halten sollten. Der Ausschuß machte sich diese Empfehlung zu eigen. Obwohl der 
Unterausschuß seine Aufgabe damit erfüllt hatte, entschied sich der Auswärtige Aus­
schuß dafür, den Unterausschuß formell weiterbestehen zu lassen.77 
Ein Jahr später informierte Paul den Ausschuß über die wiederaufgenommene Tätig­
keit des Unterausschusses für Fragen des Asylrechts und stellte dessen Abschlußbe­
richt vor.78 Kritisiert wurde darin die niedrige Anerkennungsquote bei den Anträgen 
auf politisches Asyl.79 Ein weiteres Jahr später -  in der Ausschußsitzung vom 30. Mai 
1968 -  gab K op f  ein Schreiben Pauls bekannt, in welchem dieser vorschlug, den Unter­
ausschuß für erledigt zu erklären, da die Beschlüsse der Innenministerkonferenz sich 
»in allen wesentlichen Punkten« mit den Vorschlägen des Ausschusses deckten.80 Der 
Auswärtige Ausschuß stimmte diesem Vorschlag zu.

73 Vgl. dazu Dok. 4, SVP C.
74 Vgl. dazu das Schreiben Kopfs vom 24. Januar 1966 an Bundesminister Lücke; BT ParlA, 5. WP, 

3. Ausschuß, UA für Fragen des Asylrechts, Materialien.
75 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für Fragen des Asylrechts, Protokoll der 2 . Sitzung.
76 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für Fragen des Asylrechts, Protokoll der 3. Sitzung.
77 Vgl. dazu Dok. 15, SVP 2 .
78 Zum Bericht des Unterausschusses für Fragen des Asylrechts vom 14. Juni 1967 vgl. BT ParlA, 5. 

WP, 3. Ausschuß, Anlage zum Protokoll der 39. Sitzung.
79 Vgl. dazu Dok. 39, SVP A.
80 Vgl. dazu Dok. 63, SVP F.
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Mit der Einsetzung des Unterausschusses für Fragen der Auslandskulturarbeit führte 
der Auswärtige Ausschuß sein kontinuierliches Engagement auf dem Feld der auswär­
tigen Kulturpolitik fort. Bei der Erläuterung des Arbeitsprogramms in der zweiten 
Ausschußsitzung wies der gerade im Amt bestätigte Vorsitzende K op f  darauf hin,

»daß die Auslandskulturarbeit einen wesentlichen Teil der auswärtigen Politik darstellt. 
Wir werden uns bemühen, auch diesem Teil Geltung zu verschaffen, und wir werden auch 
gut daran tun, den Unterausschuß, den wir von der 1. Bundestagsperiode her kennen, den 
Unterausschuß für deutsche Auslandsschulen und Auslandsinstitute81, wieder aufleben 
zu lassen und uns zu überlegen, ob wir ihm als Tätigkeitsgebiet den Bereich der Aus­
landskulturarbeit zuweisen sollten.«8̂

Der für diese Frage in der SPD-Fraktion zuständige Abg. Kahn-A ckermann  hatte sich 
bereits nach der Bundestagswahl in einem Schreiben an den SPD-Fraktionsvorsitzen- 
den Erler für die Erweiterung des Aufgabenfeldes des Unterausschusses stark gemacht. 
Er empfahl, den Bundestagsausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik 
zu liquidieren und durch einen Unterausschuß für Kultur und Publizistik im Innenaus­
schuß zu ersetzen, da die einschlägigen Themen alle im Verantwortungsbereich des 
Bundesministeriums des Innern angesiedelt seien. Zudem sollte der bisherige Unteraus­
schuß des Auswärtigen Ausschusses »Schulen und Institute im Ausland« in einen Un­
terausschuß »Auswärtige kulturelle Angelegenheiten oder auswärtige Kulturbeziehun­
gen« umgewandelt werden.83 In einem weiteren Schreiben vom 10. Dezember 1965 
faßte Kahn-A ckermann  ein Gespräch mit den Abg. M artin und G eisen dörfer  (beide 
CDU) vom selben Tag zusammen. Er habe sich für die Bildung eines Unterausschusses 
mit erweiterer Zuständigkeit und Einladung von Mitgliedern des Ausschusses für 
Kulturpolitik und Publizistik ausgesprochen. Da die Vorsitze in den Unterausschüssen 
nach dem d’Hondtschen Höchstzahlverfahren vergeben würden, stehe der CDU/CSU- 
Fraktion der Vorsitz des ersten Unterausschusses zu. Um die Vergabe des Vorsitzes an 
M artin zu verhindern, der damit nur »einen neuen Tummelplatz für seine mehr seiner 
politischen Publizität als sachlicher Arbeit dienenden Luftsprünge schaffen würde«, 
schlug Kahn-A ckermann  vor, den Einsetzungsbeschluß zu verzögern und erst die Ein­
setzung eines anderen Unterausschusses abzuwarten.84
Mit dem Beschluß über die Konstituierung des Unterausschusses für Fragen der Aus­
landskulturarbeit in der Sitzung vom 19. Januar 1966 wurde diese Strategie durch­
kreuzt. In der ersten Sitzung des Unterausschusses wurde M artin zum Vorsitzenden 
und Kahn-A ckermann  zu seinem Stellvertreter bestellt.85 Im Unterschied zur 4. Wahl­
periode konstituierte allerdings auch der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik einen eigenen Unterausschuß für Auslandskulturarbeit, statt Abgeordnete 
zu den Sitzungen des vom Auswärtigen Ausschuß gebildeten Unterausschusses zu ent­
senden. Die beiden Unterausschüsse tagten gemeinsam. M artin und Kahn-A ckermann  
trugen in Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses mehrfach vor, u.a. zu den Ansätzen

81 Zur Einsetzung des Unterausschusses »Deutsche wissenschaftliche Institute und Schulen im Aus­
land« in der Ausschußsitzung vom 7. November 1951 vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953, 
Dok. 6 6 , S. 413.

82 Vgl. Dok. dazu 2 , S. 7.
83 Vgl. das Schreiben Kahn-Ackermanns vom 12. Oktober 1965 an Erler; AdsD, SPD-Bundestagsfrak- 

tion V. Wahlperiode. Büro Herbert Wehner, Mappe 1925.
84 Vgl. das Schreiben Kahn-Ackermanns vom 10 . Dezember 1965 an Erler, AdsD, SPD-Bundestags- 

fraktion V. Wahlperiode. Büro Herbert Wehner, Mappe 1925.
85 Zur Sitzung des Unterausschusses für Auslandskulturarbeit vom 1 . März 1966 vgl. BT ParlA, 5. WP, 

3. Ausschuß, UA für Auslandskulturarbeit, Protokoll der 1 . Sitzung.
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im Bundeshaushaltsplan im Bereich der auswärtigen Kulturpolitik, zur Koordinierung 
der Auslandskulturarbeit deutscher Organisationen sowie zur Förderung und Verbrei­
tung der deutschen Sprache im Ausland.86 Ein Antrag der FDP-Fraktion, die Kompe­
tenzen im Wissenschafts- und Bildungsbereich im Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung zu vereinigen87, wurde vom Ausschuß abgelehnt, da »die Auslandskul­
turarbeit als wesentlicher und wichtiger Bestandteil der auswärtigen Politik anzusehen« 
sei.88
Durch die Aufwertung der Arbeitsgruppe für Asylfragen zu einem Unterausschuß 
unter Vorsitz des Abg. Paul (SPD) kam die Unionsfraktion wieder bei der Besetzung 
des dritten Unterausschusses zum Zuge, der sich mit der Hilfe für Vietnam befaßte. 
Außenminister S ch röd er  setzte den Auswärtigen Ausschuß in der Sitzung vom 13. Ja­
nuar 1966 über die militärische Lage in Vietnam und die Erwartung der amerikanischen 
Regierung, daß die Bundesrepublik durch Hilfeleistungen ihre Solidarität beweise, in 
Kenntnis. Unter dem Vorsitz von Innenminister Lücke sei ein interministerieller Aus­
schuß gebildet worden, der die Möglichkeiten einer humanitären, nicht einer militäri­
schen deutschen Hilfeleistung prüfen solle.89 Der stellvertretende SPD-Fraktionsvor- 
sitzende W ehner wies in einem Schreiben an den Abg. B lum en fe ld  (CDU) dessen Vor­
schlag zurück, die SPD solle sich an einem Komitee zur Vietnam-Hilfe beteiligen, für 
das die CDU/CSU-Fraktion bereits die Mitglieder benannt habe: »Entweder wir reden 
von Fraktion zu Fraktion darüber, ob etwas und, wenn, wie etwas gemeinsam gemacht 
wird; aber so wie es jetzt läuft, geht es natürlich nicht. Ich erspare mir jede weitere Be­
merkung.«90
Lücke erstattete am 28. April 1966 einen Bericht über die Hilfsmaßnahmen der Bun­
desrepublik für Vietnam. In der Aussprache wurde über die Ausgestaltung der humani­
tären Hilfe für Vietnam diskutiert. K op f  hielt als Ergebnis der Diskussion fest, daß über 
die Erforderlichkeit von Hilfsmaßnahmen für Vietnam ein Konsens bestehe. K o p f  schlug 
unter Zustimmung der anwesenden Ausschußmitglieder die Konstituierung eines Un­
terausschusses unter Hinzuziehung von Vertretern anderer Ausschüsse vor. Um den 
humanitären Charakter der Hilfeleistung zu unterstreichen, schlug er die Bezeichnung 
»Humanitäre Hilfsmaßnahmen für Vietnam« vor. Zum Vorsitzenden des Unteraus­
schusses »Vietnam-Hilfe«, wie er schließlich genannt wurde, wurde B lu m en fe ld  be­
stellt. Indem sich das Parlament dieser Frage annahm, wurde die aus der Sicht des Bun­
desministeriums des Innern und des Auswärtigen Amts bestehende Gefahr abge­
schwächt, daß mit dem Auswärtigen Amt nicht abgesprochene Reisen zu weiteren 
Hilfsversprechen Saigon gegenüber führen könnten.91 B lum en fe ld  gab dem Ausschuß 
am 27. Oktober 1966 einen Überblick über die abgeschlossenen und geplanten Hilfs­
projekte für Südvietnam. Er hob dabei den erfolgreichen Einsatz des Hospitalschiffs 
»Helgoland« hervor.92 Der Ausschuß sprach sich für die Weiterführung des Unteraus­
schusses aus. Ein halbes Jahr später informierte B lum en fe ld  den Ausschuß erneut über

86  Vgl. dazu Dok. 7, SVP F; Dok. 14, SVP C; Dok. 46, SVP D.
87 Vgl. dazu BT ANL., Bd. 110, Drs. V/1565.
88 Vgl. Dok. 47, S. 660.
89 Vgl. dazu Dok. 3, SVP B.
90  Für das Schreiben Wehners vom 2. März 1966 an Blumenfeld vgl. AdsD, SPD-Bundestagsfraktion V. 

Wahlperiode. Büro Herbert Wehner, Mappe 1920. -  Vgl. dazu ferner SPD-FRAKTION 1964-1966, 
Dok. 138, S. 819.

91 Vgl. dazu TROCHE, Berlin, S. 427.
92 Vgl. dazu Dok. 20, SVP B. -  Zur Entsendung des Hospitalschiffs »Helgoland« vgl. ferner TROCHE, 

Berlin, S. 413-422.
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die humanitäre Hilfe der Bundesrepublik. Die Ausschußmitglieder stimmten der 
Empfehlung des Unterausschusses zu, die für die humanitäre Hilfe im Jahr 1967 zur 
Verfügung stehenden Mittel für die Planung eines oder mehrerer Krankenhäuser in 
Südvietnam zu verwenden.93
In der 4. Wahlperiode hatte sich der Auswärtige Ausschuß in seinem Unterausschuß 
»Israel/Naher Osten« bis zum Ausbruch der Nahostkrise, der Aufnahme der diplomati­
schen Beziehungen mit Israel und dem darauf folgenden Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen durch die arabischen Staaten bemüht, eine gemeinsame Nahostpolitik zu 
formulieren.94 95 Die Frage der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zu den 
arabischen Staaten wurde bis zum Ausbruch des Sechstagekrieges 1967 im Auswärtigen 
Ausschuß diskutiert. Seit den Verhandlungen über das Wiedergutmachungsabkommen 
mit Israel vom 10. September 195293 war von deutscher Seite ventiliert worden, auf wel­
che Weise sich die Bundesrepublik für die palästinensischen Flüchtlinge engagieren 
könnte. In der Sitzung vom 26. Juni 1967 informierte K o p f  über Gespräche zur Bildung 
eines Unterausschusses für Nahosthilfe. Der Unterausschuß solle »weder ein Pro­
Israel-Ausschuß noch ein proarabischer Ausschuß sein«, sondern sich »in paritätischer, 
objektiver Weise mit den humanitären Fragen der Nahosthilfe befassen«.96 Um den 
Unterausschuß vor den Parlamentsferien ins Leben rufen zu können, regte der Vorsit­
zende an, die Mitglieder des Unterausschusses »Vietnam-Hilfe« als Mitglieder des zu 
konstituierenden Ausschusses zu benennen. Dieser Vorschlag traf auf Widerspruch bei 
seinen Kollegen. Furier wandte sich gegen den Vorschlag der Personengleichheit von 
Vietnam- und Nahost-Unterausschuß. Bei der Vietnam-Hilfe »handele es sich lediglich 
um das Lazarettschiff, bei der Verteilung der Mittel zwischen Israel und den arabischen 
Staaten gehe es um hochpolitische Dinge«. Der Ausschuß stimmte schließlich der Bil­
dung eines Unterausschusses »Nahost-Hilfe« zu.
Drei Tage später kam die Bildung eines Gremiums zur Koordinierung der humanitären 
Hilfe abermals zur Sprache. K op f  erinnerte die Mitglieder an die Regierungserklärung 
von Bundeskanzler K iesin ger , in welcher die Bundesregierung ihre Neutralität im 
Nahostkonflikt bekundet hatte.97 S ch eel wandte gegen die Konstituierung eines Unter­
ausschusses ein, daß die Verteilung der vom Auswärtigen Amt zugesagten Summe von 
5 Milk DM den Aufwand nicht lohne. K op f faßte schließlich die übereinstimmende 
Auffassung des Ausschusses zusammen, erst einmal eine Arbeitsgruppe »Nahost-Hil­
fe« unter Vorsitz M atticks einzuberufen, die das Arbeitsprogramm für den eventuell 
später zu gründenden Unterausschuß besprechen sollte.98 Nach seiner Konstituierung 
am 8. September 1967 nahm die Arbeitsgruppe in einer weiteren Sitzung einen Bericht 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit, W ischnewski, über den Stand

93 Vgl. dazu Dok. 30, SVP A.
94  Vgl. dazu A uswärtiger A usschuss 1961-1965, S. XXXVI.
95 Für den Wortlaut vgl. BGBl. 1953, Teil II, S. 37-97.
96  Vgl. dazu Dok. 38, S. 509.
97 Am 7. Juni 1967 erklärte Bundeskanzler Kiesinger vor dem Bundestag: »Die Bundesregierung hat 

sich zu einer Politik der Nichteinmischung entschlossen, um einer Verschärfung des Konflikts vor­
zubeugen und sich eine Grundlage für ihre Mitwirkung an der Befriedung und positiven Entwick­
lung im Nahen Osten zu erhalten. Sie wird trotz des Konflikts versuchen, die Verbindungen zu den 
Ländern jenes Raums aufrechtzuerhalten. Das gilt auch für die Gebiete der Wirtschaft und des Han­
dels. Aber sie wird, dem Grundsatz der Nichteinmischung getreu, keine Waffen an die kriegführen­
den Parteien liefern und darüber wachen, daß dieser ihr Beschluß strikt beachtet wird.« Vgl. BT 
STEN. BER., Bd. 64, S. 5268.

98 Vgl. dazu Dok. 39, SVP B.
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der Hilfsmaßnahmen für den Nahen Osten entgegen." Um sich vor Ort ein Bild über 
die Lage machen zu können, unternahmen Mitglieder der Arbeitsgruppe eine Reise in 
den Libanon und nach Jordanien, über deren Ergebnisse sie dem Auswärtigen Aus­
schuß am 18. Januar 1968 berichteten. Der Ausschuß beschloß in dieser Sitzung, die 
Arbeitsgruppe zu einem Unterausschuß aufzuwerten, und erklärte sein Einverständnis 
mit einer weiteren Reise nach Israel.99 100
Der Auswärtige Ausschuß verteidigte die Kompetenzen des Auswärtigen Amts für die 
deutsche Nahosthilfe in der Auseinandersetzung mit anderen Ministerien. K op f  wandte 
sich im Anschluß an die Ausschußsitzung vom 9. Februar 1968 an Bundeskanzler K ie- 
s in g er : Der Schwebezustand bei der Zuständigkeit sei unbefriedigend. K op f  sprach sich 
dafür aus, daß die Bundesregierung die Zuständigkeit nicht analog der Vietnam-Hilfe 
dem Bundesministerium des Innern, sondern dem Auswärtigen Amt übertragen solle: 
»Da bei der Durchführung der Nahost-Hilfe außenpolitische Gesichtspunkte eine 
maßgebende Rolle spielen und hierbei eine eingehende Kenntnis der politischen Ver­
hältnisse der Nahost-Staaten vorausgesetzt wird, dürfte als geeignetes Ressort das 
Auswärtige Amt in Frage kommen.«101
Nach fast einjähriger Vorbereitung unternahmen Mitglieder des Unterausschusses »Nah­
ost-Hilfe« eine Reise nach Israel und in die von Israel besetzten Gebiete. Mattick schil­
derte im Ausschuß seine Eindrücke über das Verhältnis zwischen Israelis und Palästi­
nensern und empfahl der Bundesregierung, insbesondere den Menschen im Gaza-Strei­
fen durch humanitäre Hilfe eine Perspektive zu eröffnen.102 Dem Vorschlag K opfs fol­
gend, erörterte der Unterausschuß fünf Tage später, am 10. Dezember 1968, den deut­
schen Beitrag zum Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für die arabischen Flücht­
linge aus Palästina. Botschafter Schm idt-H orix  (AA) gab in seiner Stellungnahme zu 
bedenken, daß es »ein wesentlicher Zweck« der Hilfeleistungen sei, die Beziehungen 
der Bundesrepublik zu den arabischen Staaten zu verbessern. Bei der Planung neuer 
Initiativen im Gaza-Streifen werde »man aber genau das Gegenteil erreichen, da den 
arabischen Staaten keineswegs an einer Normalisierung der Lebensverhältnisse im Ga­
za-Streifen gelegen sei«. Uber die Frage, ob die arabischen Regierungen über die Hilfs­
projekte vorab in Kenntnis gesetzt sollten oder sogar ihre Zustimmung eingeholt wer­
den sollte, kam es zu einer Meinungsverschiedenheit zwischen den Abgeordneten Blu­
m en fe ld , M etzger  und Urban sowie den Vertretern der Exekutive. Erstere waren im 
Gegensatz zu Schm idt-H orix  nicht bereit zu akzeptieren, daß eine arabische Regierung 
Einfluß auf die Vergabe deutscher Steuergelder für humanitäre und Bildungswerke er­
halten sollte.103
Die Einberufung der beiden nächsten Unterausschüsse geschah nicht in Reaktion auf 
internationale Konflikte. Die Veränderung des Ost-West-Konflikts von der Konfron­
tation zur beginnenden Detente zwischen den Supermächten vergrößerte das Bedürfnis 
nach außenpolitischer Expertise. Der Auswärtige Ausschuß befaßte sich mit der Ein­
richtung einer »unabhängigen Forschungsstelle für Fragen der Strategie, der Abrüstung

99 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA »Nahost-Hilfe«, Protokoll der 2. Sitzung.
100 Vgl. dazu Dok. 52, SVP B.
101 Für das Schreiben Kopfs vom 9. Februar 1968 an Bundeskanzler Kiesinger vgl. PA/AA, B 4, Bd. 46. 

-  In der Ausschußsitzung vom 9. Mai 1968 teilte Kopf mit, daß eine Besprechung auf Abteilungslei­
terebene zur Klärung dieser Frage verschoben worden sei. Vgl. dazu Dok. 61, SVP K.

!02 Vgl. dazu Dok. 77, SVP B.
103 Vgl. BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA »Nahost-Hilfe«, Protokoll der 6 . Sitzung.
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und der Rüstungskontrolle sowie verwandter Gebiete«104, welche die Bundesregierung 
beraten sollte. Die Außen- und Sicherheitspolitiker waren sich darüber einig, daß sich 
auch das Parlament regelmäßig mit diesen Fragen befassen sollte. Anfang des Jahres 
1968 traten die Mitglieder des Verteidigungsausschusses Schulze-V orberg und W ienand 
an K o p f  heran und schlugen die Bildung eines gemeinsamen Unterausschusses des 
Auswärtigen und des Verteidigungsausschusses für Fragen der Rüstungskontrolle und 
Abrüstung vor.105 In der Ausschußsitzung vom 14. Februar 1968 stimmten die Mit­
glieder der Konstituierung zu. Um keine Konkurrenz zum Hauptausschuß entstehen 
zu lassen, sollte sich der Unterausschuß allerdings weder mit strategischen Fragen noch 
mit der Problematik der Nichtverbreitung von Atomwaffen befassen.106 
In der konstituierenden Sitzung am 3. April 1968 erläuterte der Vorsitzende K liesin g  
das Arbeitsprogramm des paritätisch aus Mitgliedern des Auswärtigen und des Vertei­
digungsausschusses zusammengesetzten Unterausschusses. Dessen inhaltlicher Schwer­
punkt sollte im »Bereich der langfristigen Strategie, der Bündnispolitik, der Abrüstung 
und der Arms-control« liegen.107 Damit erweiterte der Unterausschuß sein Tätigkeits­
feld über den Ausschußbeschluß hinaus. Eine besondere Aktivität, die eine Berichter­
stattung für den Auswärtigen Ausschuß notwendig gemacht hätte, entfaltete der Un­
terausschuß nicht. Im Mai 1969 unternahm er einen Informationsbesuch bei der Stif­
tung Wissenschaft und Politik in Ebenhausen.108
Dem spröden Thema der Auslandsbesoldung hatte sich der Auswärtige Ausschuß in 
der 4. Wahlperiode durch Bildung eines Unterausschusses »für Fragen des Stellenke­
gels, des Nachwuchses und der Auslandsbesoldung im Geschäftsbereich des Auswärti­
gen Dienstes« angenommen.109 Im März 1968 gelangte das Auswärtige Amt zu der 
Überzeugung, daß es der Unterstützung durch »seinen« Ausschuß bei der Auseinander­
setzung um die Reform der Auslandsbesoldung im Innenausschuß bedurfte.110 Das 
Interesse des Auswärtigen Amts an der Bildung eines Unterausschusses unterstrich 
VLR I R itzel (AA) in einem Schreiben an K o p f  in welchem er dem Ausschuß in 
Kenntnis der angespannten personellen Lage des Ausschußsekretariats technische Se­
kretariatshilfe durch das Auswärtige Amt anbot.111 Nach dem grundsätzlichen Be­
schluß zur Gründung einer Arbeitsgruppe in der Ausschußsitzung vom 30. Mai 
1968112 verstrichen noch einige Monate, bis die Zusammensetzung der Arbeitsgruppe 
feststand.

104 Für den Wortlaut des Schreibens von Bundeskanzler Erhard vom 1 1 . Mai 1966 an Bundestagspräsi­
dent Gerstenmaier betr. »Einrichtung einer unabhängigen Forschungsstelle für Fragen der Strate­
gie, der Abrüstung und der Rüstungskontrolle sowie verwandter Gebiete<« vgl. BT ANL., Bd. 105, 
Drs. V/612.

105 Vgl. dazu den Vermerk des VLR I Ritzel (AA) vom 14. Dezember 1968 für Bundesminister Brandt; 
PA/AA, B 4, Bd. 46.

106 Vgl. dazu Dok. 57, SVP G.
107 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für Fragen der Rüstungskontrolle und Abrüstung, 

Protokoll der 1 . Sitzung.
108 Der Unterausschuß für Fragen der Rüstungskontrolle und Abrüstung tagte am 2 . Mai 1969 in der 

Stiftung Wissenschaft und Politik in Ebenhausen. Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für 
Fragen der Rüstungskontrolle und Abrüstung, Protokoll der 6 . Sitzung.

109 Vgl. dazu Auswärtiger A usschuss 1961-1965, S. XXXV.
HO Vgl. dazu Dok. 63, Anm. 18.
H l Für das Schreiben des VLR I Ritzel (AA) vom 3. April 1968 an Kopf vgl. PA/AA, B 4, Bd. 47.
112 Vgl. dazu Dok. 63, SVP H.
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Das Interesse der Ausschußmitglieder, ihre knapp bemessene Zeit in dieser Arbeits­
gruppe zu verbringen, war offensichtlich nur gering. Als K op f  in der Sitzung vom 30. 
Oktober 1968 K liesin g  auf die Mitarbeit in der Arbeitsgruppe ansprach, wehrte dieser 
mit dem Argument ab: »Ich bin Laie auf diesem Gebiet!« Auch K opfs Gegenargument 
»Laien sind wir alle« konnte K liesin g  nicht umstimmen.113 Schließlich erklärte sich 
Jahn  bereit, für die CDU/CSU-Fraktion in der Arbeitsgruppe mitzuarbeiten. Der 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe »Auslandsbesoldung«, Kahn-A ckermann, stellte dem 
Ausschuß am 25. Juni 1969 den Abschlußbericht vor. Kritik übte er am Besoldungssy­
stem für den Auswärtigen Dienst. Die Bundesregierung forderte er auf, ein Besol­
dungssystem zu schaffen, das technisch einfach zu handhaben sei und zugleich die un­
terschiedlichen berufs- und funktionstypischen Belastungen des Auswärtigen Dienstes 
jeweils nach Art und Umfang berücksichtige.114
Mit den Beziehungen zu Nigeria befaßte sich der Ausschuß besonders im Zusammen­
hang mit der Fortsetzung der Ausrüstungshilfe115 und der Assoziierung Nigerias mit 
der EWG. Im Mittelpunkt stand dabei die militärische Auseinandersetzung zwischen 
Nigeria und Biafra. Die Unabhängigkeitserklärung der mehrheitlich vom Stamme der 
Ibos bewohnten Ostregion unter Gouverneur O jukwu  als »Republik von Biafra« am 
30. Mai 1967 beantworte die nigerianische Zentralregierung mit dem Vormarsch ihrer 
Truppen. Leidtragender war die Zivilbevölkerung der Ostregion, die ohne Zufuhr von 
Nahrungsmitteln vom Flungertod bedroht war. In der Ausschußsitzung vom 19. Ok­
tober 1967 forderte der Ausschuß bei der Aussprache über das Assoziierungsabkom­
men zwischen der EWG und Nigeria die Bundesregierung auf, sich im EWG-Minister- 
rat für eine Lösung des Konflikts einzusetzen.116 In drei weiteren Sitzungen unterrich­
tete die Bundesregierung über den Verlauf der militärischen Auseinandersetzung und 
deren Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung.117 Am 29. Juli 1968 berichtete Außen­
minister Brandt über die Bemühungen der Bundesregierung, das Thema auf die Tages­
ordnung der Ministerräte von NATO und WEU zu setzen. Er gab bekannt, daß sich 
die Bundesregierung bereit erklärt habe, in Absprache mit den Hilfsorganisationen zu­
sätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen. Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses und 
des Ausschusses für Entwicklungshilfe forderten von der Bundesregierung, für Hilfs­
maßnahmen zunächst einen Betrag von fünf Milk DM zur Verfügung zu stellen. In 
Kenntnis der Schwierigkeiten bei der Koordinierung der humanitären Hilfe für Viet­
nam und den Nahen Osten gaben beide Ausschüsse ihrem Wunsch Ausdruck, daß das 
Kabinett die Federführung für diese Hilfsmaßnahmen nur einem Ressort, zweckmäßi­
gerweise dem Auswärtigen Amt, übertragen sollte. Der Vorschlag zur Bildung eines 
Unterausschusses des Auswärtigen Ausschusses fand einhellige Zustimmung.
Der Unterausschuß konstituierte sich noch am selben Tag unter dem Vorsitz W rangels 
mit dem Namen »Unterausschuß für humanitäre Hilfe in Afrika«.118 Am 13. August 
1968 setzte Staatssekretär D uckwitz  (AA) den Ausschuß von den Schwierigkeiten in 
Kenntnis, die humanitäre Hilfe der nigerianischen Regierung zu vermitteln. Deren Re­
aktion schilderte er mit den Worten: »Die Haltung der deutschen Öffentlichkeit wird

113 Vgl. Dok. 74, SVP G.
114 Vgl. dazu Dok, 94, SVP B.
115 Vgl. dazu Dok. 24, SVP B.
116 Vgl. dazu Dok. 44, SVP B.
117 Vgl. dazu Dok. 48, SVP D; Dok. 53, SVP G, und Dok. 65, SVP K.
118 Eppler hatte den Ausschußvorsitz für die SPD-Fraktion reklamiert. Kopf lehnte dieses Ansinnen 

unter Hinweis auf den Beschluß zur Konstituierung der Arbeitsgruppe »Auslandsbesoldung« ab, 
deren Vorsitzender von der SPD gestellt werde. Vgl. dazu Dok. 6 6 , S. 956.
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mit steigender Gereiztheit kritisiert. Hierbei wird auch in sehr massiver Form an die 
Vernichtung der Juden durch Deutschland erinnert, die uns das moralische Recht neh­
me, über andere zu urteilen.«119 Die Sensibilität der deutschen Öffentlichkeit für die 
humanitäre Katastrophe führte zu zahlreichen Eingaben an den Petitionsausschuß des 
Deutschen Bundestages, der sie an den Unterausschuß weiterleitete. Dieser verfaßte am
3. Oktober 1968 den Entwurf eines Standard-Antwortschreibens120, welches in der 
Sitzung des Auswärtigen Ausschusses am selben Tag vorgestellt wurde.121 Bis zum 
Ende der Wahlperiode bemühte sich der Unterausschuß, den Erwartungen der Öffent­
lichkeit und insbesondere der Hilfsorganisationen gerecht zu werden, ohne die deutsche 
Außenpolitik durch eine direkte Parteinahme in dem Konflikt zu kompromittieren.
Der Unterausschuß widerstand dem zunehmenden Druck, eine öffentliche Anhörung 
durchzuführen. Wie W rangel in der Ausschußsitzung vom 30. Oktober 1968 darlegte, 
habe sich der Unterausschuß von den Argumenten der Bundesregierung gegen eine 
»Politisierung der humanitären Hilfe« überzeugen lassen. Der Bundestag solle zwar die 
Mittel für die humanitäre Hilfe zur Verfügung stellen, die Umsetzung aber den Kir­
chen und karitativen Organisationen überlassen.122 Um sich wie die Mitglieder der 
Unterausschüsse für »Nahost-Hilfe« und »Vietnam-Hilfe« vor Ort ein Bild über die 
Lage machen zu können, plante auch der Unterausschuß für humanitäre Hilfe für 
Afrika eine Reise in das Krisengebiet. Die Finanzierung der Reise einer offiziellen De­
legation des Bundestages lehnte der Ältestenrat jedoch am 12. Februar 1968123 ab, weil 
es sich bei Biafra um ein Spannungsgebiet handle, wie K o p f  am 27. Februar 1969 mit­
teilte.124 In der Unterauschußsitzung vom 26. Februar 1969 wurde die Entscheidung 
des Ältestenrats scharf kritisiert. Abg. Kiep (CDU) rief dazu auf,

»in schärfster Form gegen diesen Beschluß zu protestieren und sich künftighin zu verbit­
ten, an Ausschußbeschlüssen >herumzubasteln<. Er fürchte, wenn das Verhalten des Älte­
stenrats an die Öffentlichkeit gelange, um eine erhebliche negative Resonanz zu Lasten 
des Parlaments, zumal die Vertreter der APO (außerparlamentarische Opposition) dem 
Parlament ohnehin Tatsachenblindheit nachsagten.«12̂

Die Fraktionen sahen sich schließlich gezwungen, die Kosten für die Reise selbst zu 
tragen. Am 8. Mai 1969 erstatteten M etzger und Czaja Bericht über ihre Reise nach 
Nigeria und Biafra.126 Die Abgeordneten vertraten unterschiedliche Einschätzungen, 
ob den in Biafra lebenden Ibos nach einem militärischem Sieg der nigerianischen Bun­
desregierung eine Gefahr für Leib und Leben drohe. Zu der geplanten weiteren Befas­
sung des Ausschusses mit der politischen Dimension des Konflikts kam es bis zum En­
de der Wahlperiode nicht mehr.
Der letzte in der 5. Wahlperiode eingesetzte Unterausschuß setzte die Tätigkeit der 
Arbeitsgruppe »Deutsche Welle« aus der 4. Wahlperiode fort.127 M om m er schlug be­

119  Vgl. Dok. 67, SVP A.
120  Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für humanitäre Hilfe in Afrika, Anlage zum Protokoll 

der 4. Sitzung.
121 Vgl. dazu Dok. 72, SVP A.
122 Vgl. dazu Dok. 74, SVP A.
123 Vgl. dazu BT ParlA, 5. WP, Ältestenrat, Protokoll der 100. Sitzung.
124  Vgl. dazu Dok. 84, S. 1 2 1 1 .
125 Vgl. BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, UA für humanitäre Hilfe in Afrika, Protokoll der 9. Sitzung.
126 Vgl. dazu Dok. 89, SVP F. -  Vgl. dazu ferner Astrid Luise MANNES: Herbert Czajas Tätigkeit im 

Deutschen Bundestag, in: Christine Czaja (Hrsg.): Herbert Czaja. Anwalt der Menschenrechte, 
Bonn 2003, S. 121-152, hier S. 126 f.

127 Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1961-1965, S. XXXV.
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reits am 22. Juni 1967 die Einsetzung eines Unterausschusses vor, in welchem die Lei­
stungen des Rundfunks der Bundesrepublik mit dem der DDR sowie mit denen ande­
rer westlicher Länder verglichen werden sollten.128 Die mehrfach verschobene Anhö­
rung der Intendanten des Deutschlandfunks und der Deutschen Welle über die »Wir­
kung von Rundfunk und Fernsehen in die SBZ und die osteuropäischen Staaten« fand 
schließlich am 31. Oktober 1968 statt. In der Aussprache wurde die Bildung eines Un­
terausschusses erneut zur Diskussion gestellt. K op f  zeigte sich skeptisch wegen der Ar­
beitsbelastung des Sekretariats, erklärte aber seine Bereitschaft, sich mit dem Vorsit­
zenden des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen, Franke, ins Beneh­
men zu setzen.129
Nach dem Beschluß über die Einrichtung des Unterausschusses für Rundfunkfragen 
am 5. Dezember 1968 dauerte es noch bis zum März 1969, bis sich der Unterausschuß 
unter dem Vorsitz Matticks konstituierte.130 Mit nur einer weiteren Sitzung war er der 
»effektivste« Unterausschuß in der 5. Wahlperiode. Mattick stellte den Abschlußbe­
richt am 2. Juli 1969 im Hauptausschuß vor. Darin wurde die Bundesregierung aufge­
fordert, sich mit Unterstützung des Bundestages um eine für die Bundesrepublik gün­
stigere Zuteilung der Lang- und Mittelwellenfrequenzen zu bemühen.131 
Der Vorschlag M om m ers in der Sitzung vom 28. November 1968, einen Unterausschuß 
»Haushaltspolitik« zu konstituieren132, wurde nicht umgesetzt. Wie K op f  erläuterte, 
konnte sich der Ausschuß über die mit dem Schul- und dem Kulturfonds zusammen­
hängenden Fragen von einem Mitglied des Unterausschusses für Auslandskulturarbeit 
Bericht erstatten lassen und für die anderen Einzelfragen im Einzelplan 05 einen Be­
richterstatter benennen.133
Bei der Aussprache über den Antrag der Fraktion der SPD betr. militärische Ausrü- 
stungs- und Ausbildungshilfe (Drs. V/535)134 beauftragte der Ausschuß den Vorsit­
zenden K o p f  ein Redaktionskomitee einzuberufen, das einen konsensfähigen Antrag 
über die Fortsetzung der Ausrüstungshilfe ausarbeiten und dem Ausschuß vorlegen 
solle.135

4. Zusammenwirken mit anderen Ausschüssen

Die in den ersten vier Wahlperioden eingespielte Zusammenarbeit des Auswärtigen 
Ausschusses mit anderen Ausschüssen136 wurde in der 5. Wahlperiode fortgesetzt. In 
der zweiten Sitzung klärte Vorsitzender K o p f  die neuen Mitglieder über die »Außenbe­
ziehungen« des Auswärtigen Ausschusses auf. Der Ausschuß habe sich stets bemüht,

128 Vgl. dazu Dok. 37, S. 476.
!29 Vgl. dazu Dok. 75, S. 1123.
130 Zur Sitzung des Unterausschusses für Rundfunkfragen vom 27. März 1958 vgl. BT ParlA, 5. WP, 

3. Ausschuß, Protokoll der 1 . Sitzung.
131 Vgl. dazu Dok. 95, SVP A.
!32 Vgl. dazu Dok. 76, SVP C.
133 Vgl. dazu Dok. 78, S. 1165.
134 Vgl. BT ANL., Bd. 104.
135 Vgl. dazu Dok. 49, SVP A.
136  Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953, S. LII-LVI; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1953— 

1957, S. XLVII-L; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1957-1961, S. LIV-LVI; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 
1961-1965, S. XXXVIII-XLI.
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die Kompetenzen anderer Ausschüsse zu respektieren. Gleichzeitig habe er immer dar­
auf geachtet, die außenpolitische Perspektive in den benachbarten Ausschüssen zur 
Geltung zu bringen. Die personelle Verflechtung zwischen dem Auswärtigen Aus­
schuß und dem Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen erleichtere die Ab­
stimmung über die Deutschlandpolitik. Die Ausschüsse, mit denen gemeinsame Sit­
zungen abgehalten oder deren Ressortminister zu einer Sitzung des Auswärtigen Aus­
schusses eingeladen werden könnten, seien ferner der Verteidigungsausschuß, der Aus­
schuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik sowie der Ausschuß für Ent­
wicklungshilfe. 137
Die Prärogative des Auswärtigen Ausschusses in Fragen der Außenpolitik wurde nicht 
durch ehrgeizige Vorsitzende anderer Ausschüsse in Frage gestellt. Mögliche Konflikte 
über die Kompetenzen wurden durch zwei Maßnahmen entschärft: Zum einen wurden 
die Mitglieder anderer Ausschüsse zu den Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses zu­
gelassen, wenn es die Thematik erforderte.138 Zum anderen berücksichtigte der Aus­
wärtige Ausschuß die Belange der anderen Ausschüsse, wenn es um die Zusammenset­
zung von Unterausschüssen ging.
Wie bereits dargelegt, setzte sich der Auswärtige Ausschuß in der Auseinandersetzung 
um die Federführung bei neuen Aufgaben, etwa humanitären Hilfsaktionen für die Be­
lange des Auswärtigen Amts -  und damit auch für sich selbst - , ein.139 Zwischen der 
Ausdehnung des eigenen Zuständigkeitsbereichs mit dem Argument »Alles ist Außen­
politik« und der damit verbundenen zeitlichen Belastung durch Übernahme von Be­
richterstattungen bestand ein Spannungsverhältnis. In der Ausschußsitzung vom 27. 
Juni 1968 trug Berichterstatter W rangel über den Gesetzentwurf zu dem »Überein­
kommen vom 7. September 1967 zwischen Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden über gegenseitige Unterstüt­
zung ihrer Zollverwaltungen und zu dem Protokoll über den Beitritt Griechenlands zu 
diesem Übereinkommen« vor.140 Die Vorlage war dem Finanzausschuß federführend 
und dem Auswärtigen Ausschuß zur Mitberatung überwiesen worden. W rangel teilte 
dem Ausschuß mit, daß er »trotz eingehenden Studiums des Gesetzentwurfs« nicht ha­
be herausfinden können, inwiefern die Kompetenz des Ausschusses gegeben und be­
rührt sei. Er schlug daher vor, dem federführenden Ausschuß mitzuteilen, daß sich eine 
dezidierte Stellungnahme des Auswärtigen Ausschusses erübrige. K op f  brachte gegen 
diesen Vorschlag Bedenken vor. Schließlich handele es sich bei der Vorlage um ein 
multilaterales Abkommen. Daraus folgerte er: »Jeder Vertrag mit anderen Staaten stelle 
einen außenpolitisch relevanten Vorgang dar, der zweifellos die Kompetenzen dieses 
Ausschusses berühre. Der Ausschuß sollte dann aber auch bestrebt sein, auf alle Fälle 
in die Beratungen eingeschaltet zu werden, zumal häufig die außenpolitische Gesamtla­
ge berücksichtigt werden müsse.« Der Ausschuß schloß sich der Argumentation seines 
Vorsitzenden an und erhob keine Einwendungen gegen den Vertrag.141 
In der 4. Wahlperiode hatte der Haushaltsausschuß versucht, den Einfluß der Fachaus­
schüsse auf die Gestaltung des Bundeshaushalts zurückzudrängen, indem er seinen Be­
richterstattern die Teilnahme an den Beratungen der Fachausschüsse über die Einzel­

137 Vgl. dazu Dok. 2 , S. 6 .
138 Vgl. dazu bereits S. XXV.
139 Vgl. dazu S. XXXVIII.
140 Für den Wortlaut des Gesetzentwurfs und des Übereinkommens vgl. BT ANL., Bd. 119, Drs. 

V/2838.
141 Vgl. dazu Dok. 65, SVP F.
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plane der betreffenden Ressorts verwehrte. Obwohl sich der Auswärtige Ausschuß im 
Ältestenrat erfolgreich gegen diesen »Anschlag« auf seine Kompetenzen gewehrt hatte, 
waren die Berichterstatter des Haushaltsausschusses den Sitzungen des Auswärtigen 
Ausschusses ferngebliebend42
In der 5. Wahlperiode gestaltete sich die Zusammenarbeit mit dem Haushaltsausschuß 
freundlicher. Der Abg. C om in g  (CDU) erläuterte als Berichterstatter des Haushalts­
ausschusses für die Positionen des Auswärtigen Amts im Entwurf des Bundeshaus­
haltsplans in der Ausschußsitzung vom 12. April 1967 die Vorstellungen seines Aus­
schusses.143 Da er seine Teilnahme an der Ausschußsitzung vom 19. Oktober 1967 
kurzfristig absagen mußte, erstattete er erst wieder in der Sitzung vom 28. November 
1968 einen Bericht. Darin forderte er den Auswärtigen Ausschuß auf, durch Kürzungs­
vorschläge bei den Personalausgaben den Haushaltsausschuß bei der Konsolidierung 
des Haushalts zu unterstützen.144 In der Aussprache mußte sich C om in g  mit den kriti­
schen Fragen der Ausschußmitglieder auseinandersetzen. So richtete Kahn-A ckermann  
an C om in g  die Frage, ob er nicht auch der Überzeugung sei, »daß sich Personalkosten 
und andere Kosten im auswärtigen Dienst generell nach Auftrag und Bedeutung der 
Aufgabe unseres auswärtigen Dienstes bzw. unserer Außenpolitik richten müssen«.145 
Der Vorsitzende versuchte die Wogen zu glätten, indem er darauf hinwies, daß diese 
Kritik nicht an den Haushaltsausschuß gerichtet werden dürfe, sondern an die Exeku­
tive, welche den Voranschlag für den Einzelplan 05 in den Bundestag eingebracht habe. 
Mit diesem Argument konnte K op f  allerdings Kahn-A ckermann  nicht überzeugen: Aus 
seiner Zeit im Haushaltsausschuß habe er, Kahn-A ckermann, die Erkenntnis gewon­
nen, »daß sehr viel von dem, was Sie hier der Exekutive anlasten, durch Entscheidun­
gen und Beschlüsse des Haushaltsausschusses zustande gekommen ist und die Entwick­
lung der Tradition entsprechend bestimmt«.
C om in g  war die Unzufriedenheit eines Fachausschusses mit Kürzungen im eigenen 
Ressort nicht fremd. Er nutzte die Gelegenheit, um Kahn-A ckermann  eine Lektion 
über die Aufgaben des Haushaltsausschusses zu erteilen. Dieser würde natürlich auch 
lieber Mehranforderungen stellen und bewilligen. Er könne es sich aber nicht so ein­
fach machen wie die Fachausschüsse und müsse daher immer berücksichtigen, daß der 
Gesamthaushalt ausgeglichen bleibe. Und »bedauernd« fügte C om in g  hinzu: »Herr 
Kahn-A ckermann  hat es leider unterlassen, uns einen kleinen Ratschlag zu geben, wie 
wir die 500000 DM, die uns noch fehlen, zusammenkratzen können.«146 
Die aufgestaute Unzufriedenheit bei der Behandlung des Bundeshaushaltsplans im 
Ausschuß veranlaßte Kahn-A ckermann  daraufhin zu einer grundsätzlichen Kritik. Sei­
ner Ansicht nach war die von C om in g  vorgestellte kurze Übersicht über die Mittelver­
teilung »für den Ausschuß unwürdig und sinnlos«. Nur wenn der Auswärtige Aus­
schuß sich besser vorbereite und einen halben oder einen ganzen Tag mit dem Haus­
haltsausschuß in eine Aussprache eintrete, könne er seine Kontrollfunktion wahrneh­
men. M om m er unterstützte diesen Diskussionsbeitrag, indem er den bereits erwähnten 
Antrag einbrachte, einen Unterausschuß »Haushaltspolitik« zu bilden.147 Da auf des-

142 Vgi. dazu auswärtiger A usschuss 19 6 1-19 6 5 , S. XLI.
143 Vgl. dazu Dok. 31, SVP A.
144 Vgl. dazu Dok. 76, SVP A.
145 Vgl. Dok. 76, S. 1130.
146 Vgl. Dok. 76, S. 1133.
147 Vgl. dazu S. XLII.
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sen Konstituierung in der 5. Wahlperiode verzichtet wurde, kam es jedoch zu keiner 
Änderung der bestehenden Praxis.
In mehreren Sitzungen befaßte sich der Ausschuß mit Kontakten zu den Auswärtigen 
Ausschüssen ausländischer Parlamente. Die Einladung an den Vorsitzenden des Aus­
wärtigen Ausschusses des tschechoslowakischen Parlaments zu einem Besuch in Bonn 
führte zu erregten Debatten über die Opportunität dieses Schritts.148 Mehr Einigkeit 
bestand in einem anderen Punkt: Die DDR drängte im blockfreien Schweden auf Er­
richtung einer Handelsvertretung. Um vor einer Entscheidung die Auffassung der Ver­
antwortlichen in Bonn kennenzulernen, beabsichtigte der Auswärtige Ausschuß des 
schwedischen Reichstages für Oktober 1968 eine Studienreise in die Bundesrepublik. 
Das Auswärtige Amt setzte den Ausschuß von dieser Absicht in einem Schreiben in 
Kenntnis149, über welches K op f  in der Sitzung vom 30. Mai 1968 berichtete.150 Da es 
starke Tendenzen im schwedischen Reichstag gebe, »die Beziehungen Schwedens zum 
anderen Teil Deutschlands zu intensivieren, unter anderem durch die Zulassung einer 
Handelsvertretung der Sowjetzone in Stockholm«, habe das Auswärtige Amt »seinen« 
Ausschuß gebeten, eine Zusammenkunft mit der schwedischen Delegation zu arrangie­
ren. Die Ausschußmitglieder entsprachen dieser Bitte gerne. Paul zeigte sich über die 
Aktivität der DDR in Schweden beunruhigt. Er habe nicht den Eindruck, daß die Bot­
schaft der Bundesrepublik in Stockholm eine genügende Gegenwirkung entfalte.151

5. Anzahl behandelter Anträge und Gesetzentwürfe

Die Ausschußmitglieder waren vornehmlich daran interessiert, in der Aussprache mit 
dem Bundeskanzler und dem Außenminister -  vertrauliche -  Informationen über die 
Außenpolitik der Bundesregierung zu erhalten und Einfluß auf die Richtungsentschei­
dungen nehmen zu können. Sofern diese Richtungsentscheidungen wie in den ersten 
Wahlperioden mit bi- oder multilateralen Verträgen verbunden waren, hatte der Aus­
wärtige Ausschuß einen direkten Anknüpfungspunkt, um mit der Exekutive über den 
außenpolitischen Kurs in ein Gespräch eintreten zu können.
Da die Bundesregierung in der 5. Wahlperiode keine Ratifizierungsgesetze zu Verträ­
gen mit Richtungsentscheidungen einbrachte, konnte die Aussprache zu den Berichten 
der Bundesregierung im Ausschuß dafür genutzt werden, mehr über die Zukunft als 
über die Vergangenheit -  die bereits ausgehandelten und unterschriebenen Verträge -  
zu debattieren. So befaßte sich der Ausschuß beispielsweise in mehreren Sitzungen mit 
dem zwischen den Fraktionen umstrittenen Nichtverbreitungsvertrag vom 1. Juli 1968, 
der erst von der sozialliberalen Regierung unterzeichnet wurde.152 Entscheidungen wie 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu osteuropäischen Staaten bedurften nicht 
der Zustimmung des Bundestages.

148 Vgl. dazu die Ausführungen im Kapitel »Kontakte zum Ausland«, S. XCIX-CIII.
149 Für das Schreiben des VLR I Bock (AA) vom 28. Mai 1968 an Kopf vgl. BT ParlA, 5. WP, 3. Aus­

schuß, Anlage zum Protokoll der 63. Sitzung.
150 Vgl. dazu Dok. 63, SVP F.
151 Vgl. Dok. 69, S. 1061. -  Vgl. ferner Dok. 71, SVP D.
152 Vgl. dazu das Kapitel »Die Verhandlungen über den Nichtverbreitungsvertrag«, S. LXXVIII-LXXXV.
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Der Beitrag des Auswärtigen Ausschusses an der Gesetzgebung stieg im Vergleich zur
4. Wahlperiode an.153 Die 61 Gesetzesvorlagen gaben Zeugnis von der Bandbreite der 
Außenpolitik der Bundesrepublik. Bei einem Drittel der Vorlagen übertrug das Bun­
destagsplenum dem Auswärtigen Ausschuß die Federführung.154
Die Abstimmung waren meistens eine reine Formsache. Nur selten erhob sich Wider­
spruch. Es war daher eine große Ausnahme, wenn der Ausschuß sich in der Sitzung 
vom 29. November 1967 zwar für die Ratifizierung des Gesetzentwurfs zu dem Über­
einkommen vom 15. Dezember 1960 gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen aus­
sprach, das dazugehörige Protokoll vom 18. Dezember 1962 über die Errichtung einer 
Schlichtungs- und Vermittlungskommission155 aber dem Bundestag nur mit der knap­
pen Mehrheit von zehn gegen acht Stimmen zur Annahme empfahl. In der Aussprache 
hatten einige Ausschußmitglieder Bedenken erhoben, daß die DDR die durch das 
Protokoll konstituierte Schlichtungs- und Vermittlungskommission mißbrauchen 
könnte, um sich propagandistisch in die inneren Verhältnisse der Bundesrepublik ein­
zumischen.156 Nicht zur Abstimmung gelangte der Gesetzentwurf über den deutsch­
französischen Grenzvertrag vom 31. Juli 1962, da die Ausschußmitglieder vom Aus­
wärtigen Amt erfolgreiche Nachverhandlungen erwarteten.157
Die Zahl der Anträge und sonstigen Vorlagen, welche der Ausschuß zu beraten hatte, 
nahm im Vergleich zur 4. Wahlperiode stark zu. Die hohe Zahl von 50 ihm federfüh­
rend zugewiesenen Vorlagen158 war zum größten Teil der Tätigkeit internationaler par­
lamentarischer Gremien geschuldet, deren Beschlüsse der Auswärtige Ausschuß ohne 
große Aussprache zur Kenntnis nahm. Zur Übernahme einer Berichterstattung für Ge­
setzentwürfe und sonstige Vorlagen erklärten sich immerhin 33 Ausschußmitglieder 
bereit. Bei sechzehn weiteren Vorlagen war der Ausschuß mitberatend beteiligt. Kon­
trovers diskutiert wurde die Ausrüstungshilfe für Entwicklungsländer und die Mili­
tärhilfe im Rahmen der NATO für das Obristenregime in Griechenland. Vornehmlich 
die sozialdemokratischen Ausschußmitglieder gaben ihren grundsätzlichen Bedenken 
Ausdruck, wenn erneut eine Tranche zur Auszahlung anstand.

153 in der 4 . Wahlperiode beriet der Ausschuß insgesamt 51 Gesetzesvorlagen. Vgl. dazu AUSWÄRTI­
GER AUSSCHUSS 1957-1961, S. XLII. -  In der 3. Wahlperiode hatte der Ausschuß 33 Gesetzesvor­
lagen beraten. Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1957-1961, S. LVII.

154 Zu den zwanzig federführend betreuten Gesetzentwürfen vgl. das Verzeichnis behandelter Gesetz­
entwürfe und Anträge, S. CLXII-CLXIII. -  Bei den weiteren Gesetzentwürfen und Verordnungen, 
die der Auswärtige Ausschuß lediglich mitzuberaten hatte, handelt es sich um folgende Drucksa­
chen: V/18, V/37, V/140, V/332, V/415, V/512, V/621, V/622, V/623, V/676, V/691, V/797, V/838, 
V/1019, V/1020, V/1079, V/1128, V/1254, V/1679, V/2005, V/2006, V/2007, V/2008, V/2027, 
V/2028, V/2241, V/2283, V/2583, V/2779, V/2838, V/2924, V/3163, V/3166, V/3167, V/3180, 
V/3582, V/3861, V/4124, V/4149, V/4271, V/4289.

155 Für den Wortlaut des Gesetzentwurfs, des Übereinkommens und des Protokolls vgl. BT ANL., Bd. 
1 11 , Drs. V/1583.

156 Vgl. dazu Dok. 48, SVP A. -  Enthaltungen gab es zum Übereinkommen vom 30. April 1966 zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft über die Regelung von Wasserentnahmen aus dem Bodensee (Drs. V/1665) und zum 
Assoziierungsabkommen der EWG mit Marokko und Tunesien sowie ergänzende Protokolle und 
Verordnungen (Drs. V/4141). Vgl. dazu Dok. 35, SVP A, und Dok. 92, SVP B.

157 Vgl. dazu das Kapitel »Hüter der deutschen Souveränität«, S. XCIII-XCIX.
158 Vgl. dazu das Verzeichnis behandelter Gesetzentwürfe und Anträge, S. CLXIII-CLXVI.
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IV. Schwerpunkte der außenpolitischen Arbeit des Ausschusses

Zwanzig Jahre nach Kriegsende war die Bundesrepublik Deutschland fest im Westen 
integriert -  durch die Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften, der NATO 
und der WEU. Aufgrund ihrer geographischen Lage in der Mitte Europas, als Front­
staat an der Nahtstelle des Ost-West-Konflikts und als Vorposten des westlichen 
Bündnisses in Europa, reagierte die Bundesrepublik allerdings sensibler auf alle Verän­
derungen der Staatenwelt als ihre westlichen Nachbarn. Einen »Großen Entwurf« der 
deutschen Außenpolitik konnte es -  trotz des Aufstiegs vom besetzten Feindstaat zu 
einer in internationale Organisationen eingebundenen Mittelmacht -  nur in Ansätzen 
geben. Das Bewegungsmoment in der internationalen Politik ging weiterhin von den 
beiden Supermächten USA und UdSSR aus, ferner von säkularen Entwicklungen wie 
der Dekolonisierung. Die Veränderungen in der Staatenwelt und den auswärtigen Be­
ziehungen der Bundesrepublik bestimmten die Arbeit des Auswärtigen Ausschusses -  
aber nicht allein. Auch die Veränderungen der westdeutschen Gesellschaft, für welche 
das Jahr »1968« als Chiffre steht, wurden vom Auswärtigen Ausschuß wahrgenommen 
und thematisiert, etwa wenn es um die Ausschreitungen anläßlich des Besuchs des ira­
nischen Schahs P ah lev i in der Bundesrepublik ging.1
Im Rahmen dieser Einleitung können nicht alle Themen erwähnt werden, mit denen 
sich der Auswärtige Ausschuß in der 5. Wahlperiode befaßte.2 Das Sachregister gibt 
hierüber zuverlässig Auskunft. Einen Eindruck von der Vielfalt der Themen, mit denen 
sich der Ausschuß beschäftigte, gibt das Arbeitsprogramm, das der Vorsitzende K o p f  in 
der 2. Sitzung vorstellte. Die Themenliste beruhte auf Vorhaben des Auswärtigen Aus­
schusses aus der 4. Wahlperiode, die bis zum Ende der Wahlperiode offengeblieben 
und immer noch aktuell waren: die Deutschlandfrage, die Beziehungen zu den Ost­
blockstaaten, das Verhältnis von Außen- zur Verteidigungspolitik, das Verhältnis der 
Außenpolitik zu den Entwicklungsfragen, die Familienzusammenführung aus den 
Ostblockstaaten, Flüchtlingsfragen und die Gewährung des Asylrechts, außenpoliti­
sche Gesichtspunkte des Luftverkehrs, die Heimführung von Deutschen aus den osteu­
ropäischen Staaten und kulturpolitische Fragen.3 Einige dieser Themen wurden bereits 
im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Unterausschüsse abgehandelt.4

1 Der iranische Schah Pahlevi besuchte die Bundesrepublik vom 27. Mai bis 4. Juni 1967. Während 
seines Aufenthalts in Berlin (West) kam es zu Demonstrationen, bei denen sein Bild mit Tomaten 
und faulen Eiern beworfen wurde. Bei Zusammenstößen zwischen Demonstranten und der Polizei 
wurde der Student Benno Ohnesorg erschossen. Vgl. dazu Dok. 36, SVP B; Dok. 45, SVP A.

2 Zur Bonner Außenpolitik der Jahre 1965 bis 1969 vgl. Klaus HILDEBRAND: Von Erhard zur Großen 
Koalition, Stuttgart/Wiesbaden 1984, S. 170-202 und S. 301-352. -  Zur Außenpolitik Erhards 
1965/66 vgl. Horst OSTERHELD: Außenpolitik unter Bundeskanzler Ludwig Erhard 1963-1966. Ein 
dokumentarischer Bericht aus dem Kanzleramt, Düsseldorf 1992, S. 240-363. -  Zur Außenpolitik 
Kiesingers vgl. KROEGEL, Anfang, und demnächst die Biographie von Philipp GASSERT: Kurt Georg 
Kiesinger 1904-1988. Kanzler zwischen den Zeiten. -  Zur außenpolitischen Konzeption Schröders in 
den Jahren 1965/66 vgl. ElBL, Politik, S. 324-436; Torsten OPPELLAND: Gerhard Schröder (1910-1989). 
Politik zwischen Staat, Partei und Konfession, Düsseldorf 2 0 0 2 , S. 609-684. -  Zur Außenpolitik 
Brandts 1966-1969 vgl. Peter MERSEBURGER: Willy Brandt 1913-1992. Visionär und Realist, Mün­
chen 2 0 0 2 , S. 486-577.

3 Vgl. Dok. 2, SVP E.
4 Vgl. dazu S. XXXIII-XLII.
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Als Schwerpunkte der Ausschußarbeit werden im folgenden analysiert: 1. die Deutsch­
land- und Berlinfrage im Zusammenhang mit der Interpretation der Hallstein-Dok­
trin5, 2. die Entwicklung der europäischen Integration und der deutsch-französischen 
Beziehungen, 3. die Ostpolitik und das Problem einer europäischen Friedensordnung 
sowie 4. die Verhandlungen über den Nichtverbreitungsvertrag. Wegen der Interde­
pendenz dieser Schwerpunkte kommt es natürlich zu Überschneidungen. Die Ausfüh­
rungen über die Interpretation der Hallstein-Doktrin im Kapitel über die Deutsch­
landpolitik hätten auch im Kapitel über die Ostpolitik Aufnahme finden können.
Die bilateralen Beziehungen der Bundesrepublik zur westlichen Führungsmacht USA 
wurden vom Auswärtigen Ausschuß mehrfach diskutiert. Nicht grundsätzlich in Frage 
stellte der Ausschuß die Berechtigung der amerikanischen Erwartung nach finanzieller 
Entlastung durch einen Beitrag der Bundesrepublik für das amerikanische Engagement 
in Vietnam und durch einen Devisenausgleich für die Stationierungskosten der ameri­
kanischen Truppen in der Bundesrepublik.6 Für die sozialdemokratische Opposition 
kritisierte der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Schm idt in der Plenarsitzung vom
5. Oktober 1966, daß das Protokoll vom 11. Mai 1964 über einen Devisenausgleich mit 
den USA7 nicht dem Auswärtigen Ausschuß zur Kenntnis gegeben worden sei.8 Einen 
Tag später erläuterte Außenminister S ch röd er  das Protokoll im Ausschuß und wies da­
bei darauf hin, wie im Ausland die deutsche Leistungsfähigkeit wahrgenommen wer­
de.9 In der letzten Ausschußsitzung berichtete Staatssekretär Carstens über den Auf­
enthalt K iesin gers am 7./8. August 1969 in Washington. Carstens konnte sich an keine 
Begegnung eines Bundeskanzlers mit einem amerikanischen Präsidenten erinnern, »die 
in der Atmosphäre herzlicher verlaufen wäre und ein größeres Maß an Übereinstim­
mung in wichtigen außenpolitischen Fragen ergeben hätte als diese«.10

1. Deutschland- und Berlinfrage

Die deutsche Frage war nach wie vor der archimedische Punkt der Außenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland. Da die Bundesrepublik die Wiedervereinigung gegen den 
Willen der sowjetischen Regierung nicht erzwingen konnte, stellte sich in den Jahren 
1965 bis 1969 zunehmend die Frage, ob die Politik der Nichtanerkennung der DDR11 
noch zeitgemäß war. Was das bilaterale Verhältnis von Bundesrepublik und DDR an­
belangte, so mußte jede Bundesregierung zu Kontakten mit der Regierung der DDR 
bereit sein, wenn der Transit von und nach Berlin (West) gefährdet war. Und die Au­
ßenbeziehungen der Bundesrepublik waren davon geprägt, ob andere Staaten oder in­
ternationale Organisationen mit der Anerkennung der DDR »drohten«.

5 Zur Anwendung der Hallstein-Doktrin in den Jahren 1965-1969 vgl. Werner KILIAN: Die Hallstein­
Doktrin. Der diplomatische Krieg zwischen der BRD und der DDR 1955-1973. Aus den Akten der 
beiden deutschen Außenministerien, Berlin 2001, S. 326-347; William Glenn GRAY: Germany’s Cold 
War. The Global Campaign to Isolate East Germany, 1949-1969, Chapel Hill/London 2003, S. 182-219.

6 Vgl. dazu Dok. 17, SVP C und G; Dok. 25, SVP D; Dok. 33, SVP B; Dok. 57, SVP C; Dok. 65, SVP B; 
Dok. 69, SVP D.

7 Für den Wortlaut vgl. PA/AA, B 150, Aktenkopien 1964.
8 Vgl. BT STEN. BER., Bd. 62, S. 2969.
9 Vgl. dazu Dok. 17, S. 239.

10 Vgl. Dok. 96, SVP F; Zitat S. 1393.
11 Für die (Regierung der) DDR wurden im Ausschuß weitgehend Umschreibungen wie »SBZ«, »Pan­

kow« oder »Ulbricht-Regime« verwandt.
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Am 17. März 1966 referierte Staatssekretär Carstens (AA) vor dem Ausschuß über den 
Antrag der DDR auf Aufnahme in die UNO12: Die Bundesregierung sei bestrebt, eine 
Befassung des Sicherheitsrats mit diesem Antrag zu verhindern, damit nicht Befürwor­
ter des DDR-Beitritts später in der UNO-Generalversammlung darauf Bezug nehmen 
könnten. Alle Mitgliedstaaten der NATO seien sich in der Ablehnung des Antrags ei­
nig. Nach Ansicht der Bundesregierung sei eine Lösung der Deutschlandfrage nur auf 
der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts des deutschen Volkes möglich. Eine An­
erkennung der DDR als zweiter deutscher Staat »würde die Wiedervereinigung und die 
europäische Entspannung wesentlich erschweren«. Carstens verhehlte nicht, daß die 
französische Regierung zunächst Vorbehalte gegen diese Argumentation vorgebracht 
habe. Schließlich sei sie aber auch auf den von den anderen Staaten vertretenen Kurs 
eingeschwenkt. Es sei als ein Erfolg anzusehen, daß es der DDR bisher nicht gelungen 
sei, in eine der elf Sonderorganisationen der UNO aufgenommen zu werden. Diese 
Erfolgsbilanz werde etwas verdüstert, wenn auch die Lage bei nichtstaatlichen interna­
tionalen Organisationen betrachtet werde, bei denen es der DDR in den letzten Jahren 
gelungen sei, Mitgliedschaften zu erwerben.13 In der Aussprache erhob sich gegen diese 
Analyse kein Widerspruch. Vorsitzender K op f betonte die Notwendigkeit, »eine flexi­
ble Form zur Behandlung dieses Fragenkomplexes zu finden«, um den außenpoliti­
schen Flandlungsspielraum der Bundesrepublik nicht durch eine zu starre Flaltung ein­
zuschränken.14
Eine Woche später gab Bundeskanzler Erhard vor dem Deutschen Bundestag eine au­
ßenpolitische Regierungserklärung ab. Er unterrichtete über den Inhalt einer Note, 
welche die Bundesregierung am gleichen Tag an nahezu alle Regierungen der Welt 
übermittelte. Die Bundesregierung erläuterte darin ihre außenpolitischen Ziele und 
unterbreitete Vorschläge zur Abrüstung, Rüstungskontrolle und europäischen Sicher­
heit wie den Austausch von Gewaltverzichtserklärungen mit den osteuropäischen Staa­
ten. Zur Wiedervereinigung hieß es: »In Europa muß vor allem die Deutschlandfrage in 
gerechter Weise dadurch gelöst werden, daß dem deutschen Volk das Recht gewahrt 
wird, frei über seine politische und gesellschaftliche Lebensform und sein Schicksal zu 
bestimmen.«15 Die zustimmende Rede W ehners in der Aussprache über die Regie­
rungserklärung belegte den Konsens zwischen Regierung und Opposition.16 Die SPD- 
Fraktion verzichtete daher darauf, im Auswärtigen Ausschuß eine Debatte über die 
Friedensnote zu beantragen.
Nach der Sommerpause nahm der Ausschuß einen Bericht des Außenministers zum 
Anlaß, sich abermals mit der Anwendung der Hallstein-Doktrin zu befassen. S ch röd er  
skizzierte am 6. Oktober 1966 seine Vorstellungen, wie eine Wiederaufnahme der di-

12 Am 28. Februar 1966 beantragte der Staatsrat der DDR die Aufnahme der DDR in die UNO. Vgl. 
dazu das Schreiben des Staatsratsvorsitzenden Ulbricht an UNO-Generalsekretär U Thant mit beige­
fügtem Memorandum; BT ParlA, 5. WP, 3. Ausschuß, Ausschußdrucksache V/8 ; abgedruckt in: 
DzD IV/12, S. 245-253.

13 Vgl. Dok. 9, SVP B; Zitat S. 121.
14 Vgl. Dok. 9, S. 124.
15 Zur Regierungserklärung Erhards vgl. BT STEN. BER., Bd. 61, S. 1607f. -  Für den Wortlaut der Note 

der Bundesregierung vom 25. März 1966 (Friedensnote) vgl. BULLETIN 1966, S. 329-331. Vgl. dazu 
auch AAPD 1966, I, Dok. 58; Karl CARSTENS: Die deutsche Friedensnote vom 25. März 1966, in: 
Ludwig Erhard. Beiträge zu seiner politischen Biographie. Festschrift zum fünfundsiebzigsten Ge­
burtstag. Herausgegeben von Gerhard Schröder u.a., Frankfurt am Main/Berlin/Wien 1972, S. 383— 
392; Rainer A. BLASIUS: Erwin Wickert und die Friedensnote der Bundesregierung vom 25. März 
1966, in: VfZ 43 (1995) 3, S. 539-553.

16 Vgl. dazu BT STEN. BER., Bd. 61, S. 1609f.
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plomatischen Beziehungen zu den arabischen Staaten vorbereitet werden könnte. Dabei 
sprach er sich kategorisch dagegen aus, die Wiederherstellung der diplomatischen Be­
ziehungen »mit großen Summen« zu erkaufen. Er beabsichtigte hingegen, dem Kabi­
nett vorzuschlagen, die Palästina-Flüchtlinge humanitär zu unterstützen. Eine solche 
Geste werde von den arabischen Staaten sicherlich positiv aufgenommen werden. Kurz 
auf den Aufnahmeantrag der DDR bei der UNO eingehend, bezeichnete S ch röd er  die­
sen als aussichtslos.17
Für die sozialdemokratische Opposition erkundigte sich W ischnewski, wie der Au­
ßenminister den Aufruf des Ersten Sekretärs des ZK der SED, U lbricht, bewerte, alle 
europäischen Staaten sollten ihre Beziehungen zu den beiden deutschen Staaten nor­
malisieren.18 Schröders Auffassung nach war die DDR-Führung eher daran interessiert, 
den augenblicklichen Zustand beizubehalten, da sie Nachteile aus offiziellen Beziehun­
gen Bonns zu den osteuropäischen Staaten fürchtete. Er stimmte W ischnewski zu, daß 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und den ost­
europäischen Staaten nicht dem Interesse der DDR entspreche, weil die Bundesrepu­
blik dort als »das eigentliche Deutschland auftreten« könnte. Umgekehrt sei aber der 
Propagandaeffekt zugunsten der DDR nicht zu unterschätzen, wenn diese sich in den 
westeuropäischen Staaten als »das fortschrittliche sozialistische Deutschland« präsen­
tieren könnte. Beide Seiten würden also gewinnen und verlieren.
K liesin g  schilderte die Erfahrungen, die er zusammen mit seinem Kollegen S chm id  als 
Sprecher der deutschen Delegation auf der Tagung der Beratenden Versammlung des 
Europarats gemacht hatte.19 Jede Äußerung eines Politikers aus der Bundesrepublik, 
die als ein Abweichen von der bisherigen Regierungspolitik angesehen werden könnte, 
werde sorgfältig registriert und als möglicher Ausgangspunkt eines Kurswechsels be­
trachtet. Er habe in seinen Ausführungen darlegen können, daß die Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung mitunter aus humanitären Gründen, wie bei den Passierschein­
verhandlungen, Wege gehen müsse, welche der »reinen Lehre« widersprächen. S chrö­
d er  pflichtete dem Abgeordneten bei. Die von der Bundesregierung vertretenen Rechts­
positionen seien nur aufrechtzuerhalten, wenn sie von den Drei Mächten unterstützt 
würden. Es hieße allerdings, die westlichen Verbündeten zu überfordern, wenn von 
ihnen erwartet würde, die »unsicheren Kantonisten« im Sinne des Alleinvertretungsan­
spruchs der Bundesrepublik zu beeinflussen. Immerhin sei die Unterstützung im west­
lichen Lager für die Deutschlandpolitik der Bundesregierung so gefestigt, daß diese 
nicht bei jedem Kontakt mit der DDR überlegen müsse, ob er von den Verbündeten als 
eine Anerkennung verstanden werden könne, um selbst diplomatische Beziehungen 
mit der DDR aufzunehmen.20
Der Auswärtige Ausschuß betrachtete die Anwendung der »parlamentarischen Hall­
stein-Doktrin« -  die Verhinderung der Aufnahme der DDR in interparlamentarische 
Gremien -  als seine Domäne. K o p f  berichtete in der Sitzung vom 19. Oktober 1966

17 Vgl. Dok. 17, SVP C; Zitat S. 209.
18 Der Erste Sekretär des ZK der SED, Ulbricht, forderte in seinem Referat vom 16. September 1966 auf 

der Tagung des ZK der SED, »daß alle europäischen Staaten ihre Beziehungen zu beiden deutschen 
Staaten normalisieren«. Vgl. DzD IV/12 , S. 1346.

19 Zu den Reden der Abg. Schmid (SPD) und Kliesing (CDU) auf der Tagung der Beratenden Versamm­
lung des Europarats vom 26. bis 30. September 1966 vgl. ASSEMBLEE CONSULTATIVE DU CONSEIL 
DE L’EUROPE, Dix-huitieme session ordinaire. Compte rendu officiel. Dixieme seance, 27. September 
1966, S. 346-353 und S. 354-356.

20 Vgl. Dok. 17, S. 234.
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über die IPU-Konferenz in Teheran. Die Delegation der Bundesrepublik habe verhin­
dern können, daß eine von Jugoslawien ausgesprochene Einladung zu einer europäi­
schen Parlamentarierkonferenz in Belgrad auch auf die DDR erstreckt werde.21 
Nach dem Zustandekommen der Großen Koalition stellte der neue Bundeskanzler 
K iesin ger  in seiner Regierungsklärung vom 13. Dezember 1966 fest: Die Bundesregie­
rung betrachte sich als »die einzige deutsche Regierung, die frei, rechtmäßig und de­
mokratisch gewählt und daher berechtigt ist, für das ganze deutsche Volk zu spre­
chen«. Gleichzeitig werde sie alles tun, um die »menschlichen, wirtschaftlichen und 
geistigen Beziehungen« zum »anderen Teil Deutschlands mit allen Kräften« zu fördern. 
Wenn dafür Kontakte zu Behörden der DDR notwendig seien, so bedeute dies keine 
Anerkennung eines zweiten deutschen Staates.22
Der neue Außenminister Brandt interpretierte die Regierungserklärung in der Aus­
schußsitzung vom 19. Januar 1967. Er plädierte für die Formel »Aufrechterhaltung und 
Deutlichmachen unseres Rechtsstandpunkts«, da er sie für umfassender hielt als den 
Alleinvertretungsanspruch. Es gehe der Bundesregierung nicht darum, sich als Vor­
mund der siebzehn Millionen Landsleute in der DDR zu gerieren, die eines Tages 
selbst entscheiden könnten, »was in ihrem Gebiet und in bezug auf Deutschland insge­
samt wird«. Als einzig demokratisch legitimierte deutsche Regierung habe die Bundes­
regierung allerdings die Pflicht zur Vertretung deutscher Interessen, die über das Ge­
biet der Bundesrepublik hinausgingen. Brandt informierte die Abgeordneten über ein 
Gespräch mit dem französischen Außenminister C ouve d e M urville zu der Frage, ob 
die Bundesregierung in einer offiziellen Erklärung ihren Standpunkt zur Vertretung 
von Berlin (West) durch die Bundesrepublik klarstellen solle. C ouve d e M urville habe 
auf die bestehende Rechtslage hingewiesen23, die keiner weiteren Bestätigung bedürfe. 
Für die Verhandlungen mit den osteuropäischen Ländern über den Abschluß von 
Handelsverträgen bedeute dies, daß sich die Bundesregierung immer darum bemühen 
werde, ihren Rechtsstandpunkt durch Aufnahme einer Berlinklausel zu wahren.24 
Unzufriedenheit von Teilen der CDU/CSU-Fraktion mit der Deutschlandpolitik der 
Bundesregierung kam in den ersten Monaten nach Bildung der neuen Koalition im 
Auswärtigen Ausschuß nicht zum Ausdruck. In der Sitzung des Arbeitskreises V der 
CDU/CSU-Fraktion vom 13. Juni 1967 kritisierten einige Abgeordnete, daß die »Akti­
vität in den gesamtdeutschen Fragen allein von der SPD ausginge und die CDU immer 
erst von den Ergebnissen überrascht werde«. Furier und M artin verteidigten die Politik 
des Kanzlers. VLR I R itzel (AA) faßte die Auseinandersetzung für Brandt folgender­
maßen zusammen: »Diese Episode im Arbeitskreis zeigt, daß sich eine nicht unbe­
trächtliche Zahl von CDU/CSU-Abgeordneten bei der Neuformulierung der außen- 
und gesamtdeutschen Politik der Großen Koalition übergangen fühlt, jedoch bereit ist, 
dies zurzeit hinzunehmen.«25

21 Vgl. dazu Dok. 19, SVP A.
22 Vgl. BT STEN. BER., Bd. 63, S. 3664.
23 Am 21. Mai 1952 stimmte die Alliierte Kommandatura Berlin der »Einbeziehung Berlins in internatio­

nale Verträge und Verpflichtungen der Bundesrepublik« zu. Für den Wortlaut der Anordnung der 
BKC/L (52) vgl. DOKUMENTE ZUR Be r lin -Fr a g e , S. 175 f. -  Für den Wortlaut der Vereinbarung 
zwischen dem Senat von Berlin und der Bundesregierung vom 19. Dezember 1952 über die Einbe­
ziehung Berlins in internationale Verträge und Verpflichtungen der Bundesrepublik vgl. DOKUMEN­
TE z u r  Be r lin -Fr a g e , S. 179-181.

24 Vgl. Dok. 25, SVP C; Zitate S. 330.
25 Vgl. die Aufzeichnung des VLR I Ritzel (AA) vom 13. Juni 1967, PA/AA, B 4, Bd. 30.
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Nach den Parlamentsferien 1967 machte Bundeskanzler K iesin ger  dem Ausschuß zum 
ersten Mal seine Aufwartung. Er nahm die Gelegenheit wahr, die Außenpolitik der von 
ihm geführten Bundesregierung zu erläutern und Pressespekulationen über Meinungs­
verschiedenheiten zwischen ihm und seinem Außenminister zurückzuweisen. Brandt 
hatte bei einer Tischrede in Bukarest gefordert, »daß wir bei den Bemühungen um eine 
europäische Friedensordnung von den gegebenen Realitäten auszugehen haben«.26 
K iesin ger  erklärte lapidar, daß sein Außenminister natürlich ein anderes Verständnis 
von »Realitäten« habe als die »Herren im Osten«. Jede Politik, die nicht auf den Reali­
täten aufbaue, sei eine falsche Politik. An das außenpolitische Führungspersonal der 
Regierungsfraktionen gewandt, fuhr K iesin ger  fort, daß es selbstverständlich unter­
schiedliche Auffassungen gebe, auch im Lager der Regierungskoalition. Worauf es aber 
ankomme, sei, ob die verantwortliche Führungsgruppe einig sei und dabei von der 
Mehrheit ihrer Parteien und Fraktionen unterstützt werde: »In der Ostpolitik und in 
der gesamtdeutschen Politik wie überhaupt in der Außenpolitik -  über die Innenpolitik 
habe ich hier nicht zu sprechen -  besteht volle Übereinstimmung in der Regierungs­
koalition.«27 Die von Teilen der Presse geforderte Anerkennung der Oder-Neiße­
Grenze und des »Pankow-Regimes« werde von der Bundesregierung und der sie tra­
genden Koalition abgelehnt. Das Protokoll verzeichnete an dieser Stelle die Zustim­
mung der sozialdemokratischen Abgeordneten.
Der Bundeskanzler setzte sich mit den Kritikern auseinander, welche nach den Zielen 
der Deutschlandpolitik fragten: Wolle sich die Bundesregierung weiter hinter den Ba­
stionen der Hallstein-Doktrin verschanzen, ohne zu realisieren, daß diese allmählich 
abbröckelten? K iesin ger  antwortete darauf mit der Feststellung, daß die Deutschland­
politik seiner Bundesregierung nicht auf die Illusion gebaut sei, sie werde zu schnellen 
und spektakulären Erfolgen führen. Der außenpolitische Kurs der Vorgängerregierun­
gen -  das Beharren auf der Hallstein-Doktrin -  sei bisher richtig gewesen, und als 
Mitglied des Auswärtigen Ausschusses habe er diese Politik jahrelang mitgetragen. 
Nun habe er als Bundeskanzler dafür gesorgt, daß ein offensives Element hinzuge­
kommen sei: das Bemühen um moralische Unterstützung für die Wiedervereinigung. 
Sein Briefwechsel mit dem Vorsitzenden des Ministerrats der DDR, Stoph , den die Re­
gierung der DDR bisher nicht zu veröffentlichen gewagt habe28, sei ein Beleg dafür, 
wie unbehaglich den Machthabern in Ost-Berlin der neue Akzent in der Deutschland­
politik der Bundesregierung sei. In K iesin gers Ausführungen kam seine Skepsis gegen­
über der Planungseuphorie zum Ausdruck, welche ab der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre zunehmend in allen Politikbereichen ihre Anhänger fand -  auch in der Außen-

26 Bundesminister Brandt hielt sich vom 3. bis 7. August 1967 zu Gesprächen in Bukarest auf. Vgl. dazu 
das Kommunique vom 7. August 1967, DzD V/l, S. 1513-1515. -  Zur Tischrede Brandts vgl. Dok. 
41, Anm. 17.

27 Vgl. Dok. 41, S. 550.
28 Der Vorsitzende des Ministerrats der DDR, Stoph, regte mit Schreiben vom 10. Mai 1967 an Kiesin­

ger die Aufnahme von Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und der Regierung der DDR 
über die Aufnahme normaler Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten an. Für den Wortlaut 
vgl. DzD V/l, S. 1115-1117. -  Kiesinger wies am 13. Juni 1967 die Forderung Stophs »nach der poli­
tischen und völkerrechtlichen Anerkennung einer Spaltung Deutschlands, die dem Willen der Men­
schen in beiden Teilen unseres Vaterlandes widerspricht«, zurück: »Die Realität, die Sie und ich an­
erkennen müssen, ist der Wille der Deutschen, ein Volk zu sein. Ich schlage deshalb vor, daß von Ih­
nen und von mir zu bestimmende Beauftragte ohne politische Vorbedingungen Gespräche über sol­
che praktischen Fragen des Zusammenlebens der Deutschen aufnehmen, wie sie in meiner Erklärung 
vom 1 2 . April enthalten sind.« Für das Schreiben von Kiesinger an Stoph vgl. DzD V/l, S. 1277-1279, 
hier S. 1278 f.
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politik.29 Ein deutschlandpolitischer Feldzugsplan, der sich von Etappe zu Etappe be­
rechnen lasse, sei eine Chimäre.30
In der Aussprache wurde der Bundeskanzler gleich mit der Meinungsäußerung eines 
»Außenseiters« konfrontiert. Gemäß der Überzeugung des sozialdemokratischen Aus­
schußmitglieds Schulz verfügte die Große Koalition über die notwendige Autorität, 
»um nach einer Politik der kleinen Schritte die Politik des einzigen großen Schrittes zu 
verfolgen, nämlich ein klares Wort über den Verlauf einer künftigen deutschen Ost­
grenze zu sagen«. Ein derartiges Bekenntnis der Bundesregierung werde auch von der 
FDP unterstützt. K iesin ger  konnte sich in seiner Antwort nur ein Szenario vorstellen, 
das zu einer Anerkennung der DDR führen könnte: Wenn die politische Entwicklung 
in der DDR ein Stadium der Demokratisierung erreicht habe, das eine Anerkennung 
erfordere. Bei möglichen Verhandlungen über einen Friedensvertrag sei die Anerken­
nung der polnischen Westgrenze eine deutsche Trumpfkarte. Durch deren vorzeitige 
Anerkennung könnte indes vieles »verlorengehen«. Die Wortmeldung von Schulz5 
Parteifreund M om m er bestätigte K iesingers vorherige Ausführungen. M om m er distan­
zierte sich ausdrücklich von Schulz , »der den Weg der Kapitulation gehe«.
Der ehemalige Minister für gesamtdeutsche Fragen, G radl, betonte seine Übereinstim­
mung mit den von K iesin ger  dargelegten Grundlinien der Deutschlandpolitik. Er 
warnte zugleich davor, daß »mißglückte« Formulierungen wie die des Außenministers 
in Bukarest die Zweifel an der Standhaftigkeit der Außenpolitik der Bundesregierung 
nährten: »Wenn sich ein solcher Eindruck verstärkte, würde die deutsche Position in 
der Auseinandersetzung mit der Gegenseite geschwächt.« G radl regte an, sich im Aus­
schuß nach dem Vorbild der Diskussionen in der 3. Wahlperiode über die Beziehungen 
zu den osteuropäischen Staaten31 Klarheit darüber zu verschaffen, wie eine Basis für 
eine flexible Politik geschaffen werden könne.
Von seiten der Opposition nahm A chenbach  das Wort. Seiner Einschätzung nach un­
terschied sich die außenpolitische Konzeption der FDP nur in Nuancen von den Aus­
führungen des Bundeskanzlers. Die Regierung der DDR, deren Plerrschaft nicht dem 
Volkswillen entspreche, sei weder »anerkennbar noch aufwertbar«. Die FDP sei nicht 
gewillt, die Oder-Neiße-Linie in Form einer Vorleistung anzuerkennen.32 Zu der von 
G radl vorgeschlagenen Aussprache im Rahmen einer Arbeitsgruppe kam es nicht.
In der Ausschußsitzung vom 31. Januar 1968 waren Bundeskanzler und Außenminister 
erstmals gemeinsam zugegen, um die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehun­
gen zu Jugoslawien zu erläutern. Was dieser Schritt für die Berlin-Frage implizierte, 
konnte Brandt dem Ausschuß verdeutlichen, indem er von einem deutschen Verhand­
lungserfolg berichtete. Die jugoslawische Seite habe der Interpretation der Bundes­
regierung nicht widersprochen, daß sich die bisherige jugoslawische Haltung, die in 
der Aufnahme einer Berlin-Klausel im Entwurf eines langfristigen deutsch-jugoslawi­
schen Waren- und Zahlungsabkommens Ausdruck gefunden habe33, nicht ändern wer-

29 Zu den Ausführungen des Ministerialdirektors Bahr über die Arbeit des von ihm geleiteten Pla­
nungsstabs im Auswärtigen Amt vgl. Dok. 59, SVP B; ferner ausführlich Gabriele METZLER: Kon­
zeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt. Politische Planung in der pluralistischen 
Gesellschaft, Paderborn/München/Wien/Zürich 2005.

30 Vgl. Dok. 41, S. 553.
31 Vgl. dazu A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1957-1961, S. L llf.
32 Vgl. Dok. 41, SVP E; Zitate S. 576 und S. 578.
33 Artikel 11 des jugoslawischen Entwurfs vom April 1967 für ein Waren- und Zahlungsabkommen mit 

der Bundesrepublik: »Die Bestimmungen dieser Vereinbarung werden auch auf das Gebiet Berlin in 
Anwendung gebracht.« Vgl. PA/AA, Referat III A 5, Bd. 641.
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de.34 Der Bundeskanzler hatte demgegenüber dem Ausschuß zu erklären, warum die 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zu einem Land, welches Botschafter mit 
der DDR ausgetauscht hatte, mit dem Alleinvertretungsanspruch vereinbar war. K ie- 
s in ger  beharrte darauf, daß der Rechtsstandpunkt der Bundesregierung weiterhin un­
verändert sei. Eine Aufwertung »des Regimes drüben« durch einen Staat werde als ein 
unfreundlicher Akt gegenüber der Bundesrepublik angesehen. Welche Konsequenzen 
ein solcher Schritt nach sich ziehen werde, sei im Einzelfall abzuwägen. Im konkreten, 
dem jugoslawischen Fall »haben wir nach elf Jahren um gewisser europäischer Frieden­
saspekte willen, auch um der Lösung der deutschen Frage willen, wie wir sie im Auge 
haben, diese Entscheidung getroffen«. K iesin ger  wies darauf hin, daß er bei seiner Asi­
enreise35 den Regierungen das Kalkül der Bundesregierung erläutert und gewarnt habe: 
Wenn dieser Schritt zum Vorwand genommen werde, um die DDR aufzuwerten, wer­
de dies weitere Schritte dieser Art verhindern.36
In der Aussprache zitierte G radl die Ausführungen des -  in dieser Sitzung nicht anwe­
senden -  Ausschußmitglieds Eppler in einer Rundfunksendung. Eppler hatte die Auf­
fassung vertreten, daß die diplomatische Vertretung der Bundesrepublik »in einer der 
wichtigsten Hauptstädte« wichtiger sei »als irgendwelche Doktrinen«. G radl hielt diese 
Auffassung für bedenklich. K iesin ger  räumte ein, die Bezeichnung Hallstein-Doktrin 
für den Alleinvertretungsanspruch bzw. die Alleinvertretungspflicht der Bundesrepu­
blik sei progagandistisch nicht sehr wirksam. Entscheidend sei aus seiner Sicht, daß aus 
einer Doktrin kein Dogma werde. Der Außenminister wies in seiner Stellungnahme auf 
die Auswirkungen des Vorgangs auf die Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten 
hin. Die Wiederaufnahme der Beziehungen mit Jugoslawien sei als eine Etappe auf dem 
Weg zur Normalisierung anzusehen. Es spreche nichts dagegen, die diplomatischen 
Beziehungen zu allen osteuropäischen Staaten aufzunehmen. Der SPD-Fraktionsvor- 
sitzende Schm idt bekräftigte sein Einverständnis mit den von Bundeskanzler und Au­
ßenminister abgegebenen Erläuterungen. Die Meinungsäußerung Epplers sei noch in 
der Bandbreite dessen, »was politisch erträglich erscheine«. Für die deutsche Außen­
politik sei es durchaus ein Vorteil, wenn es einige unterschiedliche Akzentuierungen 
gebe: »Noch mehr Übereinstimmung wäre innenpolitisch langweilig und außenpoli­
tisch ein Verzicht auf Dinge, die man vielleicht einmal brauchen könne.«37 
Die DDR-Führung war nicht willens, die Positionsverbesserungen der Bundesrepublik 
einfach hinzunehmen, sondern nutzte jede Gelegenheit zu propagandistischen Angrif­
fen gegen die Bundesregierung. Im April 1968 kam es nach dem Attentat auf Rudi 
D utschke, einen der führenden Köpfe der APO, in zahlreichen Städten der Bundesre­
publik und in Berlin (West) zu Unruhen. Die Regierung der DDR nahm den privaten 
Aufenthalt des Bundesinnenministers B enda  in Berlin zum Anlaß, um gegen die 
»Einmischung« der Bundesregierung in die Belange Berlins zu protestieren. Am 13. 
April 1968 ordnete der Innenminister der DDR, D ickel, an, daß »den Ministern und 
leitenden Beamten der westdeutschen Bundesregierung bis auf weiteres die Durchreise 
durch das Hoheitsgebiet der Deutschen Demokratischen Republik nach Westberlin« 
nicht mehr gestattet werde.38

34 Vgl. Dok. 55, SVP A.
35 Bundeskanzler Kiesinger besuchte vom 20. bis 28. November 1967 Indien, Birma, Ceylon und Paki­

stan. Vgl. dazu Dok. 51, SVP C.
36 Vgl. Dok. 55, SVP B; Zitate S. 774.
37 Vgl. Dok. 55, SVP C; Zitate S. 775 und S. 778.
38 Vgl. DzD V/2 , S. 590.
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